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Intern

Der Bericht in der Weltwoche über den tragi-
schen Tod einer siebenfachen Mutter, die 
 wegen einer Fehldiagnose starb, hat grosse 
 Bestürzung ausgelöst. Die Affäre gipfelte in 
 einem Schuldspruch gegen die Gynäkologie-
Chefärztin des Spitals Wil. Das St. Galler Ge-
sundheitsdepartement wollte zuerst nicht 
kommunizieren, dann nur halbbatzig. Regie-
rungsrätin Heidi Hanselmann (SP) geriet 
 immer weiter in die Defensive. Lieber als über 
die Umstände des Falls spricht die Gesund-
heits direktorin über die eingeleiteten Mass-
nahmen, die solche Vorkommnisse in Zukunft 
verhindern sollen. Glaubt man den offiziellen 

Verlautbarungen, läuft heute im Spital alles 
bestens. Inland-Redaktor Christoph Landolt 
recherchierte weiter und fragte in der Kan-
tonshauptstadt und im mittelalterlichen 
Städtchen Wil nach. Seine Erkenntnisse zei-
gen: Die organisatorischen Mängel bestehen 
fort, und die Gesundheitsdirektorin persön-
lich ist darüber informiert. Unternommen hat 
sie bisher nichts. Der Fall Leimgruber entwi-
ckelt sich zum Fall Hanselmann. Seite 27

Die Ausschaltung des Top-Terroristen Osama 
Bin Laden ist der grösste aussenpolitische 
 Erfolg von US-Präsident Barack Obama.  Wenig 
bekannt ist, dass beim Aufspüren des Al- 
Qaida-Chefs ein pakistanischer Arzt eine 
Schlüsselrolle gespielt hat. Im Auftrag der CIA 
führte Dr. Schakil Afridi, 48, eine fingierte 
Impfkampagne durch, um den Aufenthaltsort 
Bin Ladens zu bestätigen. Zuerst als «Held» 
gepriesen, scheinen ihn seine amerikanischen 

Auftraggeber vergessen zu haben. Zu 33 Jah-
ren Gefängnis verurteilt, schmort er in seiner 
Heimat in Einzelhaft. Sami Yousafzai, unser 
Mitarbeiter und Newsweek-Korrespondent in 
Pakistan, hat den abenteuerlichen Fall nach-
gezeichnet. Zurück am Tatort, traf er sich mit 
dem Bruder und Freunden des Arztes sowie 
mit Mitarbeitern, die Afridi – ohne es zu 
 wissen – bei der grössten Terroristenjagd der 

Neuzeit geholfen haben. «Er hat unser Leben 
ruiniert», sagte ihm eine Krankenschwester – 
und meinte damit nicht Osama Bin Laden, 
sondern ihren ehemaligen Chef. «Dr. Afridi 
hat unser Land verraten und hat den Tod ver-
dient.» Seite 38  

Man kann sich unschönere Orte für eine Re-
portage vorstellen. Inlandchef Philipp Gut 
machte sich für diese Ausgabe ins Emmental 
und ins St. Galler Rheintal auf. Ziel der kleinen 
Schweizer Reise waren die Bauernbetriebe von 
Andreas Aebi und Markus Ritter. Die beiden 
Nationalräte sind die aussichtsreichsten Kan-
didaten für die Nachfolge von Fast-Bundesrat 
Hansjörg Walter als Präsident des Schweizeri-
schen Bauernverbands. Unser Reporter liess 
sich die Betriebe zeigen und diskutierte bei 
Brunnenwasser, Kaffee und Süssmost über die 
Landwirtschaftspolitik, den Bio-Boom, den 
Agrarfreihandel und darüber, was den Men-
schenschlag des Bauern ausmache. Gewiss ist: 
Sie sind hilfsbereit. Als unser Reporter im Stall 
von Markus Ritter Kollateralschäden davon-
trug, die von der Entleerung eines satten Kuh-
magens herrührten, griff der Bauer kurzer-
hand zum Schlauch, um den Gast wieder 
sauberzuspritzen.  Seite 30
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Balik-Lachs-Seminar
Erfahren Sie alles, was Sie je über Lachs wissen wollten, und lernen Sie wieder, mit all Ihren Sinnen 
zu geniessen. Erleben Sie eine kulinarische Zeitreise in Russlands kulturelle Blütezeit.

Räucherlachs aus dem Toggenburg, das klingt 
wie Schokolade aus Polen. Fernab des Meeres 
und im hintersten Winkel des Toggenburgs, 
eine halbe Stunde Fahrzeit von jedem grösseren 
Ort entfernt: Dort wird der beste Räucherlachs 
der Welt hergestellt. Die Scheichs in Dubai, die 
Königshäuser Europas, Geniesser aus aller Welt 
schwören darauf – wenn Räucherlachs, dann nur 
von Balik. Exklusiv für Weltwoche-Leser präsen-
tiert die Balik-Lachsräucherei diesen September 
ein Lachs-Seminar auf der Balik-Farm. 

Geniessen Sie einen Abend, der in der goldenen 
Ära des zaristischen Russland beginnt und über 
die wilden 70er Jahre der Zürcher Schauspiel-
szene hinauf ins voralpine Toggenburg führt. 
Tauchen Sie ein in die unglaubliche Geschichte 
des Balik-Lachses, und erfahren Sie, warum die-
ser nur in dem Toggenburger Weiler Ebersol – 
fernab vom Meer und entgegen allen wirtschaft-
lichen Regeln und Gesetze – produziert werden 
kann. Die Geschichte des Balik-Lachses reicht  
zurück ins Russland des 19. Jahrhunderts. Sankt 
Petersburg war lange Zeit vor Paris das kultu-
relle und kulinarische Zentrum Europas. 1918, 
nach der Exekution der letzten russischen 
Zarenfamilie, geriet die alte Räuchertradition in 
Vergessenheit.

Wie kam dieses Rezept ins Toggenburg? Der 
Enkel des Räuchermeisters des letzten russi-
schen Zaren vermachte es vor rund 30 Jahren sei-
nem Freund Hans Gerd Kübel. Und der, Schau-
spieler und geschickter Handwerker, Lebemann 
und Geniesser, baute dafür den Ofen und die 
Räucherkammer in seinem Bauernhaus im 
Toggenburg. Er suchte das richtige Holz, fand 

das passende Salz, lernte, wo ein guter Lachs zu 
bekommen ist, wie er geschnitten sein muss und 
viele tausend Kleinigkeiten mehr, die an dieser 
Stelle nicht aufgezeigt werden können, für das 
Lachsräuchern jedoch von höchster Bedeutung 
sind. 

All dies ist lange her. Geblieben ist der Wille 
aller Beteiligten, mit jedem Lachs etwas unver-
gleichlich Gutes zu schaffen. «Balik ist heute 
die einzige Hüterin des russischen Geheim-
rezeptes und setzt weltweit den Massstab für 
guten Räucherlachs,» sagt Peter G. Rebeiz, 
CEO der Balik-Räucherei im Toggenburg AG. 
«Trotzdem oder gerade deswegen versuchen 
wir immer, noch besser zu werden. Dies sind 
wir unseren Kunden und nicht zuletzt auch 
uns selbst schuldig.»

Das Balik-Lachs-Seminar
Das Seminar verschafft interessierten Welt-
woche-Lesern einen kulinarischen und kultu-
rellen Einblick in die faszinierende Welt des 
Lachses. Sehen Sie selbst, wie ein reines Natur-
produkt durch präzise Handwerkskunst zur 
Perfektion veredelt wird. Experimentieren Sie 
mit Gerüchen, Geschmäcken und lernen Sie, 
mit wenigen Handgriffen ein unvergessliches 
Dinner für Ihre Gäste zuzubereiten. Dazu ge-
hören Serviervorschläge und Weintipps. Abge-
schlossen wird der Abend mit einem Dinner im 
privaten Esszimmer des Hausherrn, mit einma-
ligem Ausblick auf die Alpen. Der Balik-Lachs 
ist etwas für besondere Momente. Und diese 
teilt man am besten mit Freunden. Das ist heute 
wahrer Luxus. 

Weltwoche-Spezialangebot

Balik-Lachs-Seminar
Mittwoch, 12. September, 16 bis 21 Uhr

Ort
Balik-Farm, Ebersol-Mogelsberg, Toggenburg

Programm
•  Begrüssung und Einführung: «Balik-Geschichte»
•  Führung durch die Balik-Lachsräucherei
•  Lachs-Seminar

– Der König der Lachse
– Der Lachs in Europa
– Zucht- versus Wildlachs
–  Von Zwiebeln, Kapern und anderen Lusttötern
–  Kulinarisches Experiment: 

Mit allen Sinnen geniessen
– Balik bittet zu Tisch: Dinner

Anmeldung
E-Mail: mirjam.belz@balik.ch

Anmeldeschluss
31. August 2012, begrenzte Teilnehmerzahl

Die Teilnehmer werden gemäss Eingang der 
Anmeldungen bis 5. September informiert.

Kosten
Fr. 260.– (Nichtabonnenten: Fr. 350.–)

In Zusammenarbeit mit der Balik-Manufaktur

LA_Lachsseminar.indd   14 29.06.12   15:44
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Chronik der Missverständnisse.

Editorial

So ist es
Nichts ist schwieriger, 
als die Realität zu erkennen. 
Von Roger Köppel

Der menschliche Denkapparat ist eine 
 unzuverlässige Maschine. Er tendiert zu 

Fehlschlüssen und Selbstüberschätzung. Die 
Gefahr von schicksalsschweren Falschbeurtei­
lungen mit gravierenden Folgen ist vor allem 
in der Politik aktuell. Kürzlich jährte sich  
zum 38. Mal der erzwungene Rücktritt des 
amerikanischen Präsidenten Richard Nixon 
(1913–1994). Ich erlebte den beispiellosen 
 Absturz des im Jahr zuvor mit einem Rekord­
resultat wiedergewählten Staatschefs als 
Neunjähriger vor dem Fernseher. Schon da­
mals fiel mir die seltsame, unpassend wirken­
de Triumphgeste des aus dem Amt Gedräng­
ten auf, eine unentschlossene Mischung aus 
Abschiedsgruss und militärischem Salut, die 
erkennen liess, wie ich erst viel später ver­
stand, dass hier eine aufs ärgste strapazierte 
Existenz für einen Moment aus der mühsam 
bewahrten Fassung  geraten war. 

Nixon hatte eine schlechte Presse, aber er war 
über weite Strecken ein wegweisender Präsi­
dent. Er knüpfte als erster amerikanischer 
Staatschef nach der Machtergreifung von 
 Maos Kommunisten diplomatische Beziehun­
gen zu China an. Gegenüber Russland setzte er 
auf eine kombinierte Politik aus Abrüstung 
und erhöhtem militärischem Druck. Er leitete 
das Ende des von seinem Vorgänger Lyndon B. 
Johnson begonnenen Vietnamkriegs ein. Ob­
schon Nixon als Kriegsgurgel verschrien wur­
de, gilt seine Politik heute als richtig, weil sie 
die Nordvietnamesen an den Verhandlungs­
tisch zwang. Im Nahen Osten, vor allem in der 
arabischen Welt, wurde Nixon als Friedens­
engel und Gerechtigkeitsbringer bejubelt. 

Seinem grössten Fehler – Watergate – aller­
dings lag eine tragische Fehldeutung der 
 Realität zugrunde. Nixon wähnte sich innen­
politisch im Belagerungszustand. Er war über­
zeugt, dass die Medien, allen voran die New 
York Times und die Washington Post, mit Staats­
angestellten und Mitarbeitern der Regierung 
paktierten, um ihn, den schon mehrfach Be­
siegten, aber immer wieder Auferstandenen, 
mit illegalen Methoden aus dem Amt zu 
 putschen. Das war nicht absolut falsch, aber 
eben auch nicht richtig. Seine schlimmsten 
 Befürchtungen bestätigte die illegale Heraus­
gabe von Geheimdokumenten zum Vietnam­
krieg unter dem Titel «Pentagon Papers». Die 
Gerichte deckten die Veröffentlichung, was 
beim Präsidenten, gegen dessen Politik auf 
den Strassen und in den Universitäten regel­

gängern John F. Kennedy und Lyndon B. John­
son gedient hatte. Der Film behandelt anhand 
eines langen Interviews vor allem den von 
McNamara wesentlich mitgetragenen Ent­
scheid der US­Regierung, ab 1965 mit Kampf­
truppen in den Vietnamkrieg einzusteigen. 

McNamara galt als Wunderknabe. Er hatte 
sich einen Namen gemacht als brillanter Stra­
tege, der im Zweiten Weltkrieg den Bomben­
krieg gegen Japan mit raffinierten Berechnun­
gen effizienter, also tödlicher machte. Der 
Harvard­Absolvent wechselte nachher in die 
Privatwirtschaft zum Autobauer Ford und 
wurde nach wenigen Jahren als erstes Nicht­
mitglied der Familie in dieser Funktion mit 
erst 44 CEO der Firma. Kurz darauf holte ihn 
Kennedy in sein Kabinett. McNamara avan­
cierte zum Star und Superhirn. In einer Regie­
rung der «Besten und Klügsten» ragte er her­
aus. Nach der Ermordung Kennedys blieb er 
an Bord. Er war der intellektuelle Kopf der 
Johnson­Regierung, als die Amerikaner den 
Krieg eskalieren liessen, der schliesslich 58 000 
US­Soldaten und Millionen von Vietnamesen 
das Leben kosten sollte. 

Auch dem Grundsatzentscheid für den Viet­
namkrieg lag eine krasse Fehleinschätzung 
zugrunde, wie McNamara im Film zugibt. Die 
US­Marine machte im August 1964 wider­
sprüchliche Angaben über einen mutmassli­
chen Torpedo­Angriff der Nordvietnamesen 

auf ein US­Schiff. Wie sich später herausstellte, 
hatte der Torpedoangriff nie stattgefunden, 
dennoch diente er der Johnson­Regierung als 
Anlass, sich vom US­Kongress eine Bewilligung 
für massive Gegenmassnahmen zu  holen. So 
begann aus amerikanischer Sicht der Vietnam­
krieg aufgrund einer falschen Tat sachen­
deutung durch McNamara und seine Kollegen 
in der Regierung, die gleich einem zweiten 
Grundlagenirrtum verfiel: Die Amerikaner 
gingen davon aus, dass die Nordvietnamesen 
im Auftrag der Russen und Chinesen als Agen­
ten der Dominotheorie zur Verbreitung des 
Weltkommunismus handelten. Tatsächlich 
führten sie einen Bürgerkrieg zur  Befreiung 
des Landes von ausländischer Dominanz. Die 
Nordvietnamesen wiederum glaubten, die 
Amerikaner wollten eine Kolonialherrschaft 
wie die erst kürzlich vertriebenen Franzosen 
installieren, was auch nicht stimmte. 

Die Weltgeschichte ist eine Chronik der 
Missverständnisse. Vor dem Irakkrieg 

2003 waren die Amerikaner und ihre Alliierten 
überzeugt, dass es im Irak Massenvernich­
tungswaffen gebe. Auch sie lagen falsch. Nichts 
ist schwieriger, als die Realität zu erkennen.

mässig Zehntausende demonstrierten, den 
Verdacht einer Verschwörung verstärkte.

Nixon überschätzte seine Gegner. Es gab 
keine illegale Verschwörung, doch der Präsi­
dent handelte, als ob es eine gegeben hätte. Er 
liess von seinen Getreuen eine geheime Ein­
greiftruppe formen – «die Klempner» –, die 
undichte Stellen schliessen und Sicherheits­
risiken beseitigen sollten. Sie wurden, min­
destens indirekt, vom Präsidenten ermächtigt, 
illegale Aktionen im Interesse des Weissen 
Hauses durchzuführen. Ob Nixon den Ein­
bruch ins Hauptquartier der Demokraten im 
Watergate­Komplex im Juni 1972 persönlich 
anordnete, spielt keine Rolle. Er schuf ein 
 Klima, in dem sich überambitionierte Leute 
zweifelhaften Charakters ermutigt fühlten. 
Als die Sache ans Licht kam, stellte sich Nixon 
hinter seine Untergebenen und behinderte die 
Aufklärung. Erst ganz am Schluss begriff er, 
dass alle seine Instinkte versagt hatten. Wegen 
der Fehlbeurteilung, es gebe eine illegale 
 Verschwörung gegen ihn, die er mit illegalen 
Methoden bekämpfen müsse, hatte er sich un­
rettbar in den Abgrund geritten. Was wieder­
um seine Neigung kitzelte, sich als Opfer einer 
Verschwörung zu sehen. 

Dem talentierten und erfolgreichen Steh­
aufmann Nixon wurde Paranoia unter­

stellt, um sein groteskes Fehlverhalten zu 
 erklären. Ich glaube, es ist banaler. Das 
menschliche Denken ist anfällig für Irrtümer. 
Zudem neigen Menschen dazu, immer das zu 
sehen, was sie sehen wollen. Kürzlich sah ich 
den preisgekrönten Dokumentarfilm «Fog of 
War» über den legendären ehemaligen ameri­
kanischen Verteidigungsminister Robert 
McNamara (1916–2009), der unter Nixons Vor­

Nixon überschätzte 
seine Gegner. Es gab keine illegale 
Verschwörung.
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Bis Besucher aus aller Welt die Schweiz entdecken können, will Jürg Schmid nicht ruhen.
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wie Jürg Schmid den Tourismus-Standort Schweiz?

Als Direktor von Schweiz Tourismus weiss 
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Aber auch, dass für eine erfolgreiche 
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Im Auge

Macht Musik 

Kommentar

Back to the Future
Von Urs Paul Engeler _  Die rückwirkenden Manipulationen  
am Recht machen aus der stabilen Schweiz einen Raum der  
Unsicherheit.

Von Wladimir Putin kennt man zwar seinen 
gerne zur Schau gestellten modellierten 

Oberkörper, aber nichts über seinen Musikge­
schmack. Nur, dass er die subversive Kraft gesun­
gener Worte fürchtet, wie der Schauprozess 
 gegen die Punkband Pussy Riot offenbarte; Sym­
pathie empfindet er hingegen für die Starsopra­
nistin Anna Netrebko, die ihn im Wahlkampf 
unterstützte. Medwedew, seine blasse Schach­
figur, bekannte immerhin mal seine Vorliebe für 
harte Rockbands wie Black Sabbath und Deep 
Purple. Von Putin selber gibt es im Internet ei­
nen Clip seines Auftritts an einer Benefiz­Gala 
für krebskranke Kinder in St.  Petersburg, da 
klimpert und trällert er den Ohrwurm «Blueber­
ry Hill» von Fats Domino. So etwas wäre lebens­
gefährlich gewesen unter Stalin, der klassische 
Musik liebte und den populären Sonntagnach­
mittag­Konzerten von Radio Moskau lauschte 
und völlig hingerissen den Direktor anrief, 
nachdem er im Jahre 1943 Mozarts Klavierkon­
zert Nr. 23 in A­Dur, gespielt von seiner Lieblings­
pianistin Maria Yudina, gehört hatte. Er erbat 
sich eine Schallplatte davon. Das  Problem war: 
Es existierte keine Tonbandaufzeichnung. 
Nachts um zehn sassen Orchester und die Solis­
tin wieder im Studio, der Dirigent jedoch ver­
patzte in Todespanik alle Einsätze und wurde 
von den Musikern nach Hause geschickt. Der 
nächste herbeigerufene Orchesterleiter tauchte 
sturzbetrunken auf, erst der dritte hob mutig 
den Taktstock, und anderntags wurde dem Dik­
tator das gepresste Exemplar überreicht.

Maria Yudina (1899–1970) war eine Regime­
kritikerin, die an ihren Konzerten Gedichte 
des verbotenen Dichters Pasternak vortrug 
und immer wieder in Ungnade fiel und zeit­
weise nicht einmal ein eigenes Klavier besass. 
Der beglückte Stalin schrieb ihr einen Dankes­
brief mit 20 000 Rubel im Couvert; sie antwor­
tete, sie könne das Geld nicht annehmen und 
schenke es der verfolgten orthodoxen Kirche 
(dieselbe, die jetzt Pussy Riot bekämpft). Der 
Massenmörder Stalin zerriss ihr Todesurteil. 
In der Nacht, als er starb, drehte sich Maria 
Yudinas Mozart­Klavierkonzert auf dem Plat­
tenteller endlos weiter.  Peter Hartmann 

In der Beilage zum unterwürfigen Brief nach 
Brüssel verspricht der Bundesrat den Spit­

zen der Europäischen Union, die Schweiz 
 verpflichte sich mit dem Vertrag zum institu­
tionellen Anschluss, auch sämtliche früheren 
Entscheide des EU­Gerichtshofs («jurispru­
dence antérieure») zu übernehmen. Den USA 
werden mit dem Segen aus Bern Daten und 
Protokolle von Bankmitarbeitern aus längst 
verflossenen Jahren ausgehändigt. Den aggres­
siven deutschen Steuerfahndern sichert die 
Landesregierung nun zu, die neuartige fiskali­
sche Schleppnetzfischerei, juristisch «Gruppen­
anfragen» genannt, rückwirkend bis zum 1. Ja­
nuar 2011 zu gestatten. Das Parlament hat das 
Gesetz, das Gruppenanfragen in der Zukunft 
erlauben soll, noch nicht einmal behandelt. 
Und schon soll es fürs vergangene Jahr gelten.

Mit der nachträglichen Übernahme alter 
EU­Rechtssprüche könnten die flankierenden 
Massnahmen gegen Lohndumping rückwärts 
ausser Kraft gesetzt werden, dies auf Jahre 
 hinaus. Auch in anderen bilateral geregelten 
Bereichen drohen Prozesslawinen. Glaubten 
die Bankangestellten vor kurzem noch, ihre – 
nach Schweizer Recht völlig korrekten – 
Handlungen seien durch den Daten­ und Per­
sönlichkeitsschutz sowie durch das Verbot der 
Wirtschaftsspionage auch international ge­
schützt, so finden sie sich nach dem Ausliefe­

rungsentscheid des Bundesrates als Opfer der 
imperialistischen US­Justiz wieder. Konnten 
ausländische Bankkunden davon ausgehen, 
dass die Schweiz sich an ihr eigenes Recht der 
Amtshilfeverfahren hält, so müssen sie resi­
gniert einsehen, dass hierzulande ihre Gesetze 
nicht nur vorauseilend, sondern hinterrücks 
angepasst werden. Das war bereits der Fall, als 
die Schweiz UBS­Kundendaten nach Washing­
ton schickte.

Was bis heute gilt, kann von Bern per vor­
gestern geändert, verboten, kriminalisiert 
werden. In der Schweiz kann niemand mehr 
darauf vertrauen, dass das, was er heute recht­
mässig tut, morgen nicht geahndet wird. Die 
Eidgenossenschaft hat sich – nicht fiktiv wie 
im Hollywood­Streifen «Back to the Future» – 
real auf eine gefährliche politisch­juristische 
Zeitreise begeben.

Nun gilt (oder besser: galt) in der staats­
rechtlichen Lehre der freiheitliche Grundsatz 
des Rückwirkungsverbots, im Strafrecht mit 
dem Begriff «nulla poena sine lege» umschrie­
ben. Mit dem Verbot der nachträglichen Kri­
minalisierung wird einerseits das arglose Indi­
viduum vor staatlicher Willkür geschützt. 
Zum anderen bildet das Prinzip die Basis für 
einen stabilen, funktionierenden Staat.

Unter der Federführung der selbstherrlichen 
Bundespräsidentin Eveline Widmer­Schlumpf 
(BDP), einer studierten Juristin, opfert die 
Schweiz beide Errungenschaften. Der Bürger 
darf seiner Rechtschaffenheit nie mehr sicher 
sein. Die Eidgenossenschaft, bis vor kurzem 
das Bollwerk der Verlässlichkeit, wird zu  
einem obskuren Raum der Rechtsunsicher­
heit. Die Folgen können das Land verheeren.

Wie aber kann der einfache Bürger sich 
 gegen diese neuen staatlichen Anmassungen 
schützen? Er könnte sich ebenfalls auf Zeit­
reise begeben und seine Vergangenheit korri­
gieren. Beliebt, weil effizient, ist dazu der 
Trick mit dem rückwirkend ausgestellten 
Arztzeugnis. Psychiatrische Gutachten könn­
ten so Mitarbeitern der Banken, die von den 
USA verfolgt werden, nachträglich Unzurech­
nungsfähigkeit attestieren. Vom deutschen 
Fiskus Gejagte könnten retrospektiv ihre 
 Vermögensverhältnisse ganz neu ordnen oder 
ihre Steuern bezahlen.

In «Back to the Future» gefährdet die Zeit­
reise das Universum insgesamt; in der Schweiz 
generiert diese Politik das Chaos.

Maria Yudina, Stalins Pianistin.

Schweizer Banken drohen Prozesslawinen.

Mehr zum Thema: Seite 12
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Staatlich geförderte Hinterziehung
Von Peter Keller _ Deutschland führt einen Steuerkrieg gegen die 
Schweiz. Gleichzeitig blüht die deutsche  Schattenwirtschaft und 
produziert weiter Milliarden von Schwarzgeld. 

Höflich wäre anders. Gegen die Schweizer 
Banken zückte der SPD­Vorsitzende 

 Sigmar Gabriel die ganz grosse Keule. Es sei 
«organisierte Kriminalität», was die Schwei­
zer  Finanzinstitute in Deutschland betrieben, 
und er empfahl, die USA als Vorbild zu neh­
men: «Die haben schlicht und ergreifend 
Schweizer  Banken mit Strafverfolgung ge­
droht. Warum trauen wir uns das eigentlich 
nicht zu?» 

Das ausgehandelte Steuerabkommen lehnt 
der deutsche SP­Chef ab, da es die Steuer­
hinterziehung legalisiere. Die deutschen 
 Sozialdemokraten und ihre Schweizer Schwes­
terpartei wollen den automatischen Datenaus­
tausch, den gläsernen Bürger, den permanenten 
Zugriff des Staates auf die Bankdaten und letzt­
lich auch die Vermögen der Steuerpflichtigen. 

Deutschland jagt seine Steuersünder am 
liebsten im Ausland. In der ganzen Aufregung 
geht vergessen, dass Schwarzgeld nicht ein­
fach vom Himmel fällt: Es muss hart erarbeitet 
werden. Ohne heimische Schattenwirtschaft 
gäbe es keine Schwarzgeldkonten in der 
Schweiz (und vielen anderen Orten dieser 
Welt). Wenn Deutschland ein Schwarzgeld­
problem beklagt, dann hat das weniger mit 
dem Schweizer Bankenplatz als mit einem 
 innerdeutschen Phänomen zu tun. Das zeigen 
die Zahlen des österreichischen Volkswirt­

schaftlers Prof. Dr. Friedrich Schneider, dessen 
Forschungsschwerpunkt im Bereich der Schat­
tenwirtschaft liegt. 

Gemäss Schneiders Schätzungen liegt die 
Grösse der Schattenwirtschaft in der Schweiz 
mit 8,3 Prozent des Bruttoinlandprodukts 
(2010) tiefer als in sämtlichen EU­Ländern. Die 
Niederlande kommen auf 10,3 Prozent, Finn­
land steht bei 14,3 Prozent, Belgien bei 17,9 
Prozent. Spitzenreiter ist Griechenland: Dort 
werden 25,2 Prozent der wirtschaftlichen Leis­
tung am Fiskus vorbeigeschleust. Allerdings 
fehlen in dieser Untersuchung die beiden  
EU­Neulinge Rumänien und Bulgarien. Öko­
nomen gehen davon aus, dass in Südosteuropa 
rund jeder dritte Franken in der Schattenwirt­
schaft landet. 

Rangfolge hat sich kaum verändert

Aufschlussreich ist, dass sich die Rangfolge der 
Länder in den letzten zwanzig Jahren kaum 
verändert hat. Viel tiefer als in anderen Regio­
nen liegt der Anteil der Schattenwirtschaft in 
den angelsächsischen Staaten (7  bis 12  Pro­
zent). Ihnen folgt der Hauptharst der skandi­
navischen Länder (13 bis 14 Prozent). Obenaus 
schwingen jene PIGS­Staaten, die auch die 
Schlagzeilen rund um die Euro­Schuldenkrise 
beherrschen: Portugal, Italien, Griechenland, 
Spanien mit 19 bis 25 Prozent. Und Deutsch­ Mehr zum Thema: Seiten 20 bis 26

land? Die Saubermann­Nation Sigmar Gab­
riels schneidet im Vergleich schlecht ab: 2010 
flossen rund 360 Milliarden Euro (oder 14,65 
Prozent des Bruttoinlandprodukts) in die 
Schattenwirtschaft. 

Ein Grossteil dieses Schwarzgeldes rotiert. 
Der Maler bekommt seine Rechnung bar be­
zahlt, dafür kauft er einen Teil seines Mate­
rials ohne Rechnung ein. Sein Lieferant er­
wirbt ein Occasionsauto und reicht so sein 
Schwarzgeld weiter. Dem Fiskus entgehen 
Milliarden Steuererträge. Überraschend ist, 
wie unterschiedlich stark die Schattenwirt­
schaft im deutschen Kulturraum ausgeprägt 
ist. Die Schweiz und Österreich weisen mit 
rund 8 Prozent die niedrigsten Werte in Euro­
pa aus. Das mit uns vergleichbare Deutsch­
land bewegt sich mit rund 14 Prozent im obe­
ren Drittel (siehe Infografik). 

Offenbar haben es sämtliche (auch sozialde­
mokratisch geführten) deutschen Regierun­
gen verpasst, wirksam gegen die grassierende 
Schattenwirtschaft vorzugehen. Nun allein 
gegen die Schweizer Banken zu zielen, lenkt 
vom eigenen Versagen ab – zumal die Gründe 
für hohe Schwarzarbeitsquoten nicht eben 
schmeichelhaft sind: Je ineffizienter die Ver­
waltung ist und je mehr Bürokratie die Bürger 
und Unternehmen plagt, desto stärker wird 
der Trend Richtung Schwarzarbeit. Ein höhe­
res Mass an wirtschaftlicher Freiheit, weniger 
Regulierung, grössere Rechtssicherheit, ver­
lässliche Institutionen, transparente und ein­
fache Besteuerung würden dagegen die Anrei­
ze verringern, sagt Dominik H. Enste, Leiter 
des Kompetenzfeldes Institutionenökonomik 
beim Institut der deutschen Wirtschaft Köln. 

Die Analyse ist klar. Die Schlüsse daraus weni­
ger. Ein wesentlicher Grund für eine florieren­
de Schattenwirtschaft liegt in einem überbor­
denden Staat. Wird die reguläre Arbeit stark 
belastet, wird es attraktiver, den Staat zu um­
gehen. Da der deutsche Staat wesentlich besser 
organisiert ist als beispielsweise Italien, müs­
sen noch andere Faktoren die hohe Schatten­
wirtschaft befördern. Etwa die aktuelle 
 Euro­Krise. Im Juli hat der Bundestag einen 
100­Milliarden­Hilfskredit genehmigt. Die 
SPD unter Gabriel fordert darüber hinaus 
 einen gemeinschaftlichen Fonds zum Abbau 
der Schulden. Mit anderen Worten: Der deut­
sche Steuerzahler soll für die Schuldenpolitik 
im Süden bluten. Man kann es ihm nicht ver­
argen, wenn er sein Geld vor dem Zugriff des 
Staates in Sicherheit bringen will. 

Grösse der Schattenwirtschaft in Deutschland, Österreich und der Schweiz
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Die Deutschen schleusen deutlich mehr am Fiskus vorbei. 

Ein wesentlicher Grund für eine 
florierende Schattenwirtschaft liegt 
in einem überbordenden Staat. 
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Personenkontrolle

 Germann, Keller-Sutter, 
Widmer-Schlumpf,  
Meier, Sommaruga

Die Mitglieder der Aussenpolitischen Kom-
mission (APK) des Ständerates gerieten am 
letzten Donnerstagmorgen zu Beginn ihrer 
Sitzung in ein nervöses Palaver über die eben 
erschienene Weltwoche und den darin publi-
zierten vertraulichen Brief von Bundespräsi-
dentin Eveline Widmer-Schlumpf (BDP) 
nach Brüssel. Damit der gesamte Ausschuss 
auf dem gleichen Informationsstand diskutie-
ren könne, schlug Präsident Hannes Ger-
mann (SVP, SH) vor, den Weltwoche-Artikel zu 
kopieren und zu verteilen. Die konstruktive 
Idee löste bei der St. Galler FDP-Frau Karin 
Keller-Sutter jedoch eine entsetzte Spontan-

reaktion aus: «Das wäre zu viel der Ehre für 
das Blatt!» Nach dieser hysterischen Interven-
tion verzichtete die Mehrheit auf diese Dienst-
leistung. (upe)

Wie falsch dürfen Aussagen sein, die Bundes-
räte in der Öffentlichkeit machen? Finanz-
ministerin Eveline Widmer-Schlumpf (BDP) 
sagte in einem Interview in der Aargauer Zei-
tung, die heutigen Preise von Atomstrom seien 
viel zu tief. «Externe Kosten wie die Endlage-
rung radioaktiver Abfälle oder die Unfallrisi-
ken von Atomkraftwerken sind nicht einbe-
rechnet.» Ob die Unfallrisiken gedeckt sind, 
darüber lässt sich zwar streiten. Die Endlage-
rung radioaktiver Abfälle aber ist eingepreist, 
denn die AKW-Betreiber müssen während der 
Laufzeit ihres Werks einen Fonds äufnen, mit 
dem die Entsorgung der Abfälle finanziert 
wird. Darauf hingewiesen, verteidigt das 
 Finanzdepartement die Behauptung der De-
partementschefin mit kruden Argumenten. 
 Gemeint habe diese «langfristige Unsicher-
heiten» bei der Entsorgung radioaktiver Ab-
fälle, schreibt Mediensprecher Roland Meier – 
denn «das Problem ist ja nicht einfach gelöst, 
wenn diese irgendwo unter dem Boden gela-
gert werden». Irgendwo unter dem Boden? 
Immerhin war es der Bundesrat, dem Widmer-

Jean Brunner (1932–2012) _ Brenzlige 
 Situationen gehörten zu seinem Beruf, 
doch am 25. März 1958 sprang Testpilot 
Jean Brunner buchstäblich dem Tod von 
der Schippe. Seine P-16 befand sich auf dem 
Landeanflug zum Flughafen Altenrhein, 
als die Steuerung ausfiel. Brunner setzte 
sich mit dem Schleudersitz ab, während 
seine Maschine in den Bodensee stürzte. 
Vier Buben, die mit dem Pedalo unterwegs 
waren, fischten den Piloten aus dem sechs 
Grad kalten Wasser. Seine Vorgesetzten 
hatten ihn gegenüber seiner hochschwan-
geren Frau bereits für tot erklärt.

Mit dem Absturz platzte der Traum vom 
Schweizer Düsenjäger. Wenige Wochen 
zuvor hatte der Nationalrat die Beschaf-
fung von hundert Exemplaren des P-16 be-
schlossen. Nach dem Verlust des Prototyps 
– es war bereits der zweite – kippten die 
Politiker in Bern wie Dominosteine.

Erfolglos wiesen die Erbauer darauf hin, 
dass Prototypen schliesslich dazu da sind, 
Schwachstellen zu eruieren. Obwohl dem 
P-16 hervorragende Eigenschaften zuge-
schrieben wurden, stoppte der Bundesrat 
das Projekt. Sein Design diente später als 
Grundlage für den legendären Learjet.

Brunners Geschichte ist eng mit jener 
der Schweizer Luftwaffe verknüpft. Als 
langjähriger Chef-Testpilot überlebte er 
die Turbulenzen um die Mirage, den 
 Tiger, die F/A-18. Er plädierte stets für 
pragmatische Lösungen, doch erbitterte 
 Grabenkämpfe um den einzig richtigen 
Kampfflieger haben in der Schweiz nun 
mal Tradition. Am 11. August erlag Jean 
Brunner kurz vor seinem achtzigsten 
 Geburtstag einem Krebsleiden.  Alex Baur

Nachruf

Schlumpf nun angehört, der 2006 den Entsor-
gungsnachweis für radioaktive Abfälle geneh-
migt hat. Was so viel bedeutet wie: Er erachtet 
die dauerhafte Endlagerung dieser Abfälle 
«unter dem Boden» als machbar. (are)

Anfang Juli startete das Bundesamt für Migra-
tion (BfM) unter Bundesrätin Simonetta Som-
maruga (SP) das «Rückkehrhilfe-Programm» 
für Asylbewerber aus Tunesien. Jeder, der die 
Schweiz freiwillig verlässt, erhält vor der Ab-
reise am Flughafen 1000 Franken bezahlt (für 
Kinder gibt’s 500 Franken). Wer drei Monate 
nach der Ankunft ein konkretes «Projekt» vor-
stellen kann, erhält zusätzlich bis zu 4000 
Franken Starthilfe (für Gemeinschaftspro jekte 
gibt’s bis zu 15 000 Franken). Gemäss BfM 
 haben bisher 22 Tunesier davon Gebrauch ge-
macht. Natürlich müsse laut BfM nun «genau-
estens» geprüft werden, ob das Angebot nicht 
ausgenutzt werde, ob allenfalls die Heim-
kömmlinge selber, ihre Familienmitglieder 
oder sonstige Schlaumeier das Programm 
missbrauchten, um in die Schweiz zu reisen 
und kurzerhand die 1000 Franken Belohnung 
zu kassieren. Ein kurzer Blick ins Internet 
zeigt, dass sich der Aufwand durchaus lohnte: 
Die Überfahrt Tunis–Genua kostet umgerech-
net 137 Franken, eine Zugfahrt Genua-Mendri-
sio gibt’s für 32 Franken. Für insgesamt 169 
Franken können Tunesier also innert zweier 
Tage offiziell in die Schweiz reisen, einen Asyl-
antrag stellen, Kost, Logis und Nothilfe bezie-
hen, nebenbei Land und Leute entdecken und 
dann mit 1000 Franken im Gepäck zurück in 
die Heimat reisen (den Flug bezahlt der Bund). 
Übrig bleiben 831 Franken, was in Tunesien 
ungefähr zwei Monatslöhnen entspricht. (aku)

Zu tiefe Preise: Bundesrätin Widmer-Schlumpf.

«Zu viel der Ehre»: FDP-Ständerätin Keller-Sutter.

«Rückkehrhilfe»: Bundesrätin Sommaruga.

Pragmatische Lösungen: Pilot Brunner.
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Bundesbern

Aus Nein wird Ja
Von Urs Paul Engeler _  Der Bundesrat verspricht der EU, auch frühere Entscheide des Europäischen  
Gerichtshofs zu übernehmen. Damit tritt die Schweiz dem EWR nachträglich doch bei. 

Mindestens so skandalös wie der untertänige 
Brief nach Brüssel (Weltwoche Nr. 33/12) sind 
die beiden Anhänge, die Bundespräsidentin 
Eveline Widmer-Schlumpf (BDP) mitge-
schickt hat. Nicht weniger als zehn Mal versi-
chert sie auf den beigehefteten sieben vertrau-
lichen Seiten der Europäischen Union (EU): 
Was der Bundesrat im Innern des Landes als 
«institutionelle Lösung» für den bilateralen 
Bereich darstelle, sei in Wirklichkeit ein neuer 
EWR.

Das Vorgehen der Landesregierung und 
 ihrer Präsidentin hat die Qualität einer ver-
kehrten Täuschung: Die Gegenpartei, in 
 diesem Falle die EU, wird offen und umfas-
send über die politischen Pläne informiert; die 
eigenen Bürger, deren Interessen zu vertreten 
wären, bekommen seit Monaten kiloweise 
Sand in die Augen gestreut. 

Um das Doppelspiel des Bundesrates in 
 seiner ganzen Tücke zu verstehen und richtig 
zu werten, ist zunächst auf dessen Mitteilung 
vom 15. Juni 2012 zurückzugreifen (nachzu-
lesen unter www.news.admin.ch/dokumenta-
tion). Im kurzen Text erklärte die Landes-
regierung damals fünf Mal explizit, die 
institutionellen Gespräche mit der EU ent-
sprächen dem traditionellen Bilateralismus: 
Es gehe allein um «die Weiterführung und 
Weiterentwicklung des bilateralen Wegs», um 
eine «effi ziente Anwendung der bilateralen 

Abkommen», um «Bestimmungen, die in 
 bilateralen Abkommen festgelegt wurden», 
um «die Rechtsentwicklung, die Überwa-
chung der Anwendung der bilateralen Ab-
kommen» sowie um «ein grosses Interesse an 
einem bilateralen Abkommen». Details feh-
len. Vor allem findet sich nicht der kleinste 
Hinweis auf ein Konstrukt, das dem EWR-Ver-
trag entspricht, der 1992 von Volk und Ständen 
verworfen worden ist und seither keineswegs 
an Popularität gewonnen hat.

Dafür taucht das Reizwort «EWR» in den 
französisch abgefassten Annexes zum Bitt-
schreiben an Ihre «Exzellenz» und EU-Kom-
missions-Präsident José Manuel Barroso umso 
prominenter auf. Bereits in ihrer Einleitung 
weist Widmer-Schlumpf unverblümt darauf 
hin, dass das Schweizer Angebot zur institu-
tionellen Anbindung an die EU exakt dem 
Muster des EWR entspreche: «Darüber hinaus 
 basieren sie [die übermittelten Schweizer 
 Vorschläge, die Red.] genauso auf Lösungen, 
die bereits heute im Rahmen bestehender 
 Abkommen oder innerhalb des EWR akzep-
tiert und umgesetzt sind.»

«Dieses Ziel der Einheitlichkeit»

Die verschleierte Wiederauflage des EWR, die 
der Bundesrat eingeleitet hat, basiert auf dem 
neuen europapolitischen Dogma der «Ein-
heitlichkeit» («homogénéité»), dem die Ber-

ner Administration nun alles unterordnet. 
Versprach die Landesregierung vor der Ab-
stimmung über die bilateralen Verträge noch 
hoch und heilig, die Souveränität des Landes 
stehe über einer gesamteuropäischen Konfor-
mität, so wurden – ohne jede öffentliche 
 Diskussion – die Prioritäten rasch ins Gegen-
teil vertauscht: Der Bundesrat gewichtet heute 
die europäische Ganzheit höher als die Selbst-
bestimmung der Schweizer Bürger.

Aus diesem Prinzip leiten sich sämtliche 
EWR-Versprechen ab, die der Bundesrat in der 
geheimen Depesche der EU übermittelt hat: 
«Dieses Ziel der Einheitlichkeit, das jenem des 
EWR-Abkommens gleicht, würde sich sowohl 
auf die Bestimmungen beziehen, die unverän-
dert aus dem EU-Recht in das Abkommen 
übernommen werden, wie auch auf jene Be-
stimmungen, die dieses Abkommen betref-
fen.» Die Schweiz werde sich – wiederum 
«gleich wie im EWR» – in den von der EU-
Kommission und dem Rat der EU eingesetzten 
Arbeitsgruppen an der weiteren Entwicklung 
des europäischen Rechts («développements du 
droit») beteiligen.

Von einer derartigen Mitwirkung der 
Schweizer Funktionäre in den EU-Gremien 
dürfen die Schweizer sich allerdings nicht 
 einlullen lassen. Denn «institutionelle An-
bindung» bedeutet nicht etwa die Konsens-
suche zweier souveräner Partner (wie unter 

«Wie im EWR»: Auszüge aus dem Brief des Bundesrats an EU-Kommissionspräsident Barroso. Finanzministerin Widmer-Schlumpf.



dem Prinzip des Bilateralismus), sondern die 
mehr oder weniger automatische Übernahme 
des EU-Rechts, wie der Bundesrat dies in  einer 
der nächsten Briefpassage auch schon zusagt: 
«Bei der Auslegung der B estimmungen des 
Abkommens gilt es wie im EWR sicherzu-
stellen, dass die Rechtsprechung und die 
 Behörden der Parteien die Rechtsprechung 
des  Gerichtshof der EU [EuGH, die Red.] be-
rücksichtigen, damit eine einheitliche 
 Auslegung des Abkommens sichergestellt 
werden kann.» 

An anderer Stelle ist gar von der «Verpflich-
tung, die Auslegungen des Gerichtshofes der 
EU betreffend den EU-Acquis zu berücksichti-
gen» die Rede. Politisch von grösster Brisanz 
ist, dass Bern im Brief der EU sogar zusagt, 
dass die Schweiz – um die europäische «Ein-
heitlichkeit» zu gewährleisten – nicht nur die 
künftigen, sondern auch alle  früheren Urteile 
des EuGH («jurisprudence soit antérieure ou 
postérieure») übernehmen  werde. Damit 
 würde das EWR-Nein von 1992 rückwirkend 
in ein Ja umgewandelt.

Um diese Abhängigkeit von Brüssel not-
dürftig zu kaschieren, bringt der Bundesrat 
 eine neuartige nationale «Überwachungs-
behörde» ins Spiel. Entscheidend ist, dass die-
ser «unabhängige» Ausschuss, der in der Ver-
fassung der Eidgenossenschaft gar keinen 
Platz hat, «sämtliche Klagen, einschliesslich 

jener der Europäischen Kommission», entge-
gennehmen und gerichtlich beurteilen lassen 
muss. Diese Dienststelle ist damit das offene 
Einfallstor Brüssels. Weil die europäische 
Ganzheitlichkeit das oberste politische Gebot 
ist, können helvetische Vasallen-Gremien 
 keine einzige Regelung treffen, die von den 
Vorstellungen der EU-Kommission und den 
Sprüchen des EuGH abweicht. Das alles wird 
hierzulande unter dem dicken politisch-me-
dialen Deckel gehalten.

EU-Anschluss durch die Hintertür

Das organisierte Schweigen ist erstaunlich. 
Denn das devote bundesrätliche Schreiben 
samt Beilagen an die Exzellenz Barroso 
spricht eine Sprache, die deutlicher kaum 
sein kann. Das Wort «bilateral» kommt darin 
nur noch am Rande vor und wird fast syste-
matisch durch «EWR» ersetzt: Alle vorge-
schlagenen Lösungen, schreibt der Bundesrat 
wörtlich und wiederholt, entsprechen «dem 
System im Rahmen des EWR», sind  durchge-
hend «vergleichbar mit denjenigen des EWR-
Abkommens» oder «inspirieren sich weitge-
hend an den Vorschriften zur Regulierung 
des EWR». Zwanzig Jahre nach ihrer Nieder-
lage an der Urne versucht die schweizerische 
Classe politique, den Anschluss an die EU 
doch noch zu bewerkstelligen, diesmal durch 
die Hintertür.  

Die Vorbereitung des heimlichen Manövers 
oblag zwei freisinnigen Bundesräten: 
 Aussenminister Didier Burkhalter und Wirt-
schaftsminister Johann Schneider-Ammann. 
Grund für die Weltwoche, dem Sprecher des 
 Aussenministers zwei kleine Fragen zu stel-
len: «Warum schreibt der Bundesrat in seinen 
Botschaften an die Schweizer Bürger durchge-
hend von ‹bilateralen Abkommen›, ohne den 
Begriff ‹EWR› auch nur einmal zu verwenden? 
Und warum betont er im Brief an die EU-Kom-
mission umgekehrt zehn Mal die EWR-Kom-
patibilität seines Konzepts?»

Nach 23 Stunden intensiven Nachdenkens 
liefern die Spezialisten des Departements keine 
genauen, aber gleichwohl aufschlussreiche 
Antworten: «Da im EWR  teilweise die gleichen 
Fragen (Rechtsüber nahme, Anwendung und 
Interpretation) geregelt wurden und für die 
EU dieses Regelwerk eine Referenz darstellt, 
ist es naheliegend,  Vergleiche mit den EWR-
Mechanismen zu  machen. Der Umstand, dass 
der Schweizer Vorschlag mit dem EWR vergli-
chen wird,  ändert nichts am Umstand, dass 
dieser  Vorschlag eigenständig und eigenartig 
ist. Der vom Bundesrat vorgeschlagene Zwei-
Pfeiler-Ansatz zur Überwachung und Aus-
legung wird als gleichwertig (äquivalent) mit 
den EWR/EFTA-Mechanismen erachtet. Die 
Überwachung und Auslegung der Abkommen 
 bleiben jedoch national.» g

Im Durchschnitt ist jeder
   pro Jahr 8 Tage krank.

Versicherung

 Wir interessieren uns nicht für den Durchschnitt, 
wir interessieren uns für Sie. Deshalb sind wir 
mit kostenloser medizinischer Beratung rund 
um die Uhr für Sie da.   

Informieren Sie sich in einer der 
120 Agenturen, per Telefon 0844 277 277 
oder auf www.css.ch. Ganz persönlich.

Nicht 

verpassen: 

bis 30.9.2012 
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Die Deutschen

Im Sumpf
Von Henryk M. Broder _ Mit einem 
Satz liegt man immer richtig in 
der Bundesrepublik.

Wirtschaft

Jagd auf die Reichen
Von Kurt Schiltknecht _ Die europäischen Staaten sind in Geldnot. 
Wer noch Vermögen hat, ist enteignungsgefährdet. Das ist ein 
schlechtes wirtschaftspolitisches Rezept. 

Der französische Präsident Hollande und 
die deutschen Sozialdemokraten blasen 

wieder einmal ihr Halali zur Jagd nach den 
Reichen. Dass die Schweizer Banken nach An-
sicht des Bundesrats und unter dem Beifall 
vieler Journalisten dabei die Treiber spielen 
sollen, macht die Sache nicht besser. Die 
 Reichen sind in jedem Land eine Minderheit. 
Im Gegensatz zu anderen Minderheiten ge-
niessen sie allerdings keinen Schutz. Im Ge-
genteil, weite Kreise der Bevölkerung erachten 
es nicht zuletzt vor dem  Hintergrund über-
setzter Managerlöhne als gerecht, wenn die 
Steuerschraube bei den Reichen angezogen 
wird. Im Zusammenhang mit der aktuellen 
Schuldenkrise scheint ein Rückgriff auf die 
Vermögen und Einkommen der Reichen nahe-
liegend. Wer ausser ihnen hat in diesen schwie-
rigen Zeiten noch Geld, um die riesigen Staats-
defizite und -schulden zu finanzieren. 

Die Idee, mit hohen Einkommens- und Ver-
mögenssteuern zu einer besseren 
und gerechteren Gesellschaft zu 
kommen, ist weder neu noch 
brauchbar. Diese Idee hat bei den 
linken Parteien Tradition, ob-
wohl bisher jeder Umsetzungs-
versuch in Stagnation und hoher 
Arbeitslosigkeit endete. Spätes-
tens dann kippte die Stimmung 
bei den Bürgern. Eine Mehrheit 
realisierte, dass eine zu starke Be-
lastung der höchsten Einkommen und Vermö-
gen und eine Umschichtung der Ersparnisse 
aus der privaten Wirtschaft in den staatlichen 
Sektor ein Holzweg und keine Strasse zu höhe-
rem Wohlstand sind. 

Das Problem vieler Linken ist, dass ihre wirt-
schaftspolitischen Ideen auf ideologischen 
Vorstellungen und nicht auf ökonomischen 
Kenntnissen beruhen. Sie  erwarten, dass sich 
alle Menschen, auch die Reichen, so verhalten, 
wie sie es sich in ihren Wunschvorstellungen 
ausdenken. Sie erwarten, dass die Unterneh-
mer, die Erfolgreichen und die Kreativen, die 
mit ihren Leistungen die Gesellschaft voran-
treiben und den Wohlstand der meisten meh-
ren, widerstandslos höhere Steuern auf sich 
nehmen. Allerdings wissen auch die Linken, 
dass dies eine Wunschvorstellung ist und viele 
Reichen durch Abwanderung oder Steuerhin-
terziehung ihre Einkünfte oder Vermögen vor 
dem Zugriff des Fiskus in Sicherheit bringen. 
Um das zu verhindern, versuchen vor allem 
die Industrieländer, die ihre Volkswirtschaf-

ten mit einer staatlichen Schuldenwirtschaft 
an den wirtschaftlichen Abgrund gesteuert 
 haben, von den anderen Ländern Auskünfte 
über die bei ihnen gelagerten ausländischen 
Vermögen zu erhalten. Mit immer engeren 
Kontroll netzen soll verhindert werden, dass 
Reiche durch das Verschieben ihrer Einkünfte 
und Vermögen ins Ausland sich dem immer 
gieriger werdenden Fiskus entziehen können. 
Der Glaube, mit mehr Kontrollen die Steuer-
hinterziehung wirksam bekämpfen oder mit 
noch höheren Steuern auch nur eines der 
 akuten Wirtschaftsprobleme lösen zu können, 
wird sich schnell als Irrglaube herausstellen. 

Kurzfristig können vielleicht einzelne Staa-
ten etwas mehr Steuern eintreiben. Doch die 
langfristigen negativen Auswirkungen wer-
den bei weitem überwiegen. Vor allem nicht 
standortgebundene Unternehmen und Reiche 
werden sich bei der erstbesten Gelegenheit in 
Länder absetzen, in denen Leistung und Erfolg 

nicht durch übersetzte Steuern 
bestraft werden und in denen die 
Gewinne und Einkommen nicht 
nur zur Finanzierung von Staats-
schulden und einer überborden-
den Staatsaktivität, sondern auch 
für wachstumsträchtige Investi-
tionen verwendet werden kön-
nen. Die Politiker spüren, dass 
solche Absetzbewegungen weiter 
an Dynamik gewinnen werden. 

Erfolg kommt durch niedrige Steuern

Deshalb kämpfen EU-Politiker dafür, dass die 
EU-Länder noch näher zusammenrücken und 
die internationale Kooperation im Bereich der 
Steuern und der Steuerhinterziehung verstär-
ken. Bei diesen Bestrebungen kommt den Po-
litikern die Euro-Krise sehr gelegen. Bei einer 
Harmonisierung der Steuern, einer Ausschal-
tung des Steuerwettbewerbs und einer ver-
schärften Kontrolle der Steuerhinterziehung 
wären Steuerer höhungen in den Augen vieler 
Politiker leichter durchsetzbar. Doch schon 
ein Blick in die Geschichtsbücher würde zei-
gen, dass wirtschaftliche Erfolge immer mit 
Steuerwettbewerb, relativ niedrigen Steuern 
und einem freiheitlichen Wirtschaftssystem 
einhergingen. Mehr Kontrollen, mehr Staat 
und höhere Steuern haben immer in einer 
Sackgasse geendet. Spätestens wenn sich diese 
Erkenntnis wieder durchsetzt, werden die 
 Reichen – zumindest politisch – wieder mehr 
Freunde haben.

Sollten Sie bei 
 einem Besuch der 

Bundesrepublik in 
eine Gesellschaft ge-
raten, in der über 
 Politik diskutiert 
wird, können Sie mit 
einem einzigen Satz 
als kritischer Geist 

punkten. Sagen Sie einfach: «Wir wollen hier 
doch keine amerikanischen Verhältnisse!» Da-
mit liegen Sie immer richtig, egal,  worüber 
 gerade geredet wird: Politik, Kultur oder Fast 
Food. Er ist das «Sesam, öffne dich!» für den 
Einlass in progressive Kreise, die kapitalismus-
kritisch sind und fair gehandelten Kaffee aus 
regionalem Anbau konsumieren. Umso über-
raschender war es, dass der neue Vorsitzende 
der Partei Die Linke, die ihrerseits aus der SED, 
der Staatspartei der DDR, hervorgegangen ist, 
vor kurzem für die Einführung «amerikani-
scher Verhältnisse» in der Bundesrepublik 
plädierte. In einem Interview mit der Welt 
 sagte er, amerikanischen Unternehmern, die 
Steuern hinterziehen, drohe in den USA die 
Ausbürgerung. «Wir sollten uns das amerika-
nische Modell zum Vorbild nehmen [. . .], deut-
schen Unternehmern, die nicht bereit sind, den 
vollen Steuersatz zu zahlen, sollte auch die 
Staatsbürgerschaft entzogen werden können. 
Wenn dies im Mutterland des Kapitalismus 
geht, muss es auch bei uns möglich sein.» 

Unnötig, zu sagen, dass US- Unternehmern, 
die beim «Steuersparen» erwischt werden, vie-
les droht, nur nicht die  Ausbürgerung. Ausge-
bürgert wurde in den Staaten des real existie-
renden Sozialismus,  wie in der DDR, die viele in 
der Linkspartei auch mehr als zwanzig Jahre 
nach ihrem Ableben für ein Modell halten, das 
noch lange nicht ausgedient hat. Natürlich ist 
das, was der Chef der Linkspartei sagt, nicht 
mehrheits fähig. Aber es zeigt die Richtung an, 
in die sich die Diskussion bewegt. Der stellver-
tretende Vorsitzende der SPD-Fraktion im 
Bundestag,  Joachim Poss, hat erklärt: «Wir 
wollen den Sumpf der Steuerkriminalität in 
Deutschland, europaweit, weltweit austrock-
nen.» Erstaunlicher noch als dieser Satz war, 
dass ihm niemand widersprach. Während 
sonst die Nation den Atem anhält, wenn ein 
TV-Moderator das Wort «Autobahn» sagt, 
 ohne sich dabei von den Nazis zu distanzieren. 
Die haben auch ausgebürgert und Sümpfe tro-
ckengelegt. Und sie waren, was heute gerne 
übersehen wird, ebenfalls Sozialisten.
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Ausland

Viel Lärm um nichts
Von Hansrudolf Kamer _ Der Wikileaks-Gründer Julian Assange  
sitzt in der ecuadorianischen Botschaft in London fest. Die hohe 
 Diplomatie hätte Besseres zu tun, als sich mit ihm zu beschäftigen.

Mitte August 
hat Ecuador, 

das autoritär-po-
pulistisch regierte 
südamerikanische 
Land am Pazifik, 
 seine Entscheidung 
angekündigt, Julian 
Assange diplomati-
sches Asyl zu ertei-
len. Julian Assange? 

Nun, der Gründer von Wikileaks, der Organisa-
tion, die nichtöffentliche diplomatische Doku-
mente im Web publiziert hat, war zwei Monate 
vorher in die ecuadorianische Botschaft in Lon-
don geflüchtet, um einer Festnahme und einer 
Auslieferung nach Schweden zu ent gehen.

Der arme verfolgte Assange ist ein Symptom 
unserer Zeit. Verschwörungsapostel, Narziss 
par excellence, Enthüllungsikone der Linken 
mit abnehmender Strahlkraft, Selbstdarstel-
ler, der die Medienwelt anzieht wie der Honig 
die Fliegen. Wer ihn ernst nimmt – viele Regie-
rungsbürokratien tun es –, ärgert sich und 
möchte ihn am Wickel packen. Ein Vorwurf 
lautet, seine Enthüllungen hätten Leben ge-
fährdet, etwa in Afghanistan. Die Namen von 
Afghanen, die mit den Nato-Truppen zusam-
mengearbeitet hätten, seien durch Wikileaks-
Enthüllungen bekannt geworden, und die 
 Taliban hätten so Kenntnis von ihnen erhal-
ten. Die Rache der Koran-Schüler an den Kolla-
borateuren sei programmiert.

Wikileaks wurde 2006 gegründet als soge-
nannte Whistleblower-Website, auf der Doku-
mente anonym veröffentlicht werden konn-
ten. 2010 erregte sie grössere Aufmerksamkeit, 
als sie Abertausende von vertraulichen und 
 geheimen diplomatischen Depeschen des 
amerikanischen Aussenministeriums publi-
zierte. «Cablegate» schlug besonders hohe 
Wellen in Südamerika. Die amerikanische Bot-
schafterin wurde aus Ecuador hinausgewor-
fen, weil sie in einem ihrer Berichte geschrie-
ben hatte, Präsident Rafael Correa unternehme 
nichts gegen die Korruption in der Polizei.

Assange soll in Schweden vor Gericht er-
scheinen, damit die Anklage zweier schwedi-
scher Frauen geklärt wird: Die eine behauptet, 
sie sei vom platinblonden 41-jährigen Austra-
lier vergewaltigt worden, die andere spricht 
von sexueller Belästigung. Beide Vorfälle er-
eigneten sich im Jahr 2010.

Weshalb sich Assange aus Schweden absetz-
te, weiss nur er. Seine Vorwürfe an die schwedi-

schen Behörden, er werde wegen seiner Ent-
hüllungen verfolgt, klingen unglaubwürdig. 
Normalerweise steht auch in Schweden bei Ge-
richtsverhandlungen über Vergewaltigungs-
vorwürfe – besonders wenn bekannte Perso-
nen betroffen sind – Aussage gegen Aussage. 
Verurteilungen sind selten. Die meisten An-
klagen werden schliesslich fallengelassen. Das 
würde wohl auch im Fall As sange geschehen, 
wenn er denn nach Schweden käme, um sich 
den Befragungen zu stellen.

Jubelnde Anhänger

Auch die Befürchtung, Schweden werde ihn an 
die USA ausliefern, wo ihm die Todesstrafe 
 wegen Hochverrats drohe, ist konstruiert. Das 
schwedische Aussenministerium erinnerte vor 
kurzem erneut daran, das schwedische Gesetz 
wie auch die Verpflichtungen unter der Euro-
päischen Menschenrechtskonvention untersag-
ten eine Auslieferung an Staaten für ein Verbre-
chen, das mit der Todesstrafe geahndet werden 
könnte. Es sei nicht bekannt, ob die Amerikaner 
Assange rechtlich belangen wollten.

Nun sitzt er also in der ecuadorianischen 
Botschaft wie einst Kardinal Mindszenty, der 
während fünfzehn Jahren in der amerikani-
schen Vertretung in Budapest ausharren muss-
te. Langeweile packt ihn schon jetzt. Es drängt 
ihn an die Öffentlichkeit. Auf dem Balkon des 

Botschaftsgebäudes wandte er sich wie ein 
Caudillo an seine jubelnden Anhänger und 
forderte Barack Obama auf, die Hexenjagd auf 
ihn zu beenden. Obama ist nun allerdings 
nicht der Bösewicht in der Geschichte. 

Das könnte der britische Aussenminister 
William Hague werden, der den Ecuadoria-
nern zu verstehen gab, man könnte ein Gesetz 
aus dem Jahr 1987 anwenden, die Botschaft 
 betreten und Assange verhaften. Das wird 
wohl nicht geschehen. Die Medien spekulie-
ren, wie Assange sonst entkommen könnte. 
Man könnte ihn in einen mannsgrossen Segel-
tuchsack hüllen und ihn mit der diplomati-
schen Post in einem Botschaftsauto ausschaf-
fen. Oder: Ein britischer Jurist riet Ecuador, 
Assange zum Uno-Botschafter zu ernennen. 
Dann habe er diplomatische Immunität und 
könnte sogar New York besuchen.

Präsident Correa spielt sich als Schirmherr 
des freien Informationsaustausches und des 
internationalen Rechts auf, knebelt aber in sei-
nem eigenen Land die Presse. Warum er das 
tut, ist leicht zu erraten. Sein Eintreten für 
Assange dient als Blitzableiter für die auslän-
dische Kritik, kostet ihn sonst aber nichts. Aus-
serdem braucht er eine nationalistische und 
lateinamerikanische Gefühlsaufwallung, um 
seine Landsleute für die Wahlen in sechs Mo-
naten in Stimmung zu bringen. Zu diesem 
Zweck wurden Aussenministertreffen der ein-
schlägigen lateinamerikanischen Organisatio-
nen einberufen, die sich wie erwartet in rheto-
rischer Solidarität mit Ecuador übten.

Das wird Correa vorerst genügen. London 
wartet ab. Dann könnte das Schlimmste ge-
schehen, was sich Assange vorstellen kann: Er 
gerät in Vergessenheit. Natürlich wird er alles 
unternehmen, um gerade das zu verhindern.

Nur nicht in Vergessenheit geraten: Flüchtling Assange in London.



16 Weltwoche Nr. 34.12
Bild: Marcel Bieri (Keystone)

Bodenmann

De Bumans Knieschuss
Von Peter Bodenmann _ Berlin: Muss Botschafter Tim Guldimann 
seine Koffer packen und nach Bern zurück? 

Mörgeli

Vom Mut 
der Pascale Bruderer
Von Christoph Mörgeli

Mut tut gut. In der Politik. In der Wirtschaft. 
In der Gesellschaft. Darum verleiht der 

Beobachter alljährlich seinen Prix Courage. Für 
«mutige Menschen», für «Persönlichkeiten 
mit Zivilcourage». Als Jurypräsidentin und 
oberste Wahlinstanz aller mutigsten Schwei-
zer amtet neu Pascale Bruderer. In den Abstim-
mungs-Ratings glänzt die SP-Politikerin als 
Rechteste unter den Linken. Und als Linkste 
unter den Rechten. Die personifizierte Stand-
punktlosigkeit. Frau Bruderer hat zwar noch 
nie eine Laterne eingeworfen. Aber sie hat 
auch noch nie eine Laterne angezündet.

Pascale Bruderer, Präsidentin der Aargauer 
Cleantech, legte technisch die cleanste aller 
Karrieren aufs Parkett. Diese führte sie von der 
Kantonsschulbank über den Uni-Klappsitz, den 
Grossratssessel, den Nationalratspräsidenten-
stuhl auf den Ständeratsfauteuil. Konsequent 
vermieden hat sie bislang nur den Schleudersitz. 
Ununterbrochen bezeichnet sich Bruderer als 
«Brückenbauerin». Und dies, ohne je einen 
Stein verschoben zu haben. Wenn der Präsi-
dentin des Prix Courage eines abgeht, ist es 
das: Mut, Mumm und Tapferkeit.

Gerade noch rechtzeitig verabschiedete sich 
Pascale Bruderer aus der Jury «Schweizer des 
Jahres», um 2011 aus drei präparierten Vor-
schlägen den Swiss Award, Sparte Politik, ent-
gegenzunehmen. Sie zählt auf den Titel seiten 
der farbigen Heftli mit Francine Jordi, Cécile 
Bähler und Christa Rigozzi zu den Schätzchen 
der Nation. Kamerawirksam steht sie an allen 
Galas, wo sich das Gute mit «Glanz & Gloria» 
verbindet. Immer kontrolliert, inszeniert, 
 retouchiert. Die Retortenpolitikerin ist Golfe-
rin, Besitzerin von Hund, Kind, Eigenheim in 
Nussbaumen und Ferienhaus in  Engelberg. 
Gerne lässt sie sich mitunter mit Genosse 
 Cédric Wermuth in einer Staats karosse an 
 Anlässe chauffieren. Schliesslich sitzt sie im 
Beirat Ökologie der Herzog Kull Group AG.

Man kann sich vorstellen, welch mutige 
 Persönlichkeiten aus dem linksgemitteten 
 Lager Pascale Bruderer künftig für den Prix 
Courage vorschlagen wird: zum Beispiel SP-
Fraktionschef Andy Tschümperlin für den 
mutigen Vorschlag, Ueli Maurer nicht als 
 Bundespräsident zu wählen. Oder Res Strehle 
und Constantin Seibt für ihre mutigen Atta-
cken im Tages- Anzeiger gegen unsere Banken. 
Oder Fernsehmoderator Kurt Aeschbacher für 
seine jederzeit mutige Kleiderwahl.

Der Autor ist Historiker und SVP-Nationalrat.

Kennen Sie Dominique de Buman? Den 
Freiburger Nationalrat der CVP, der noto-

risch  erfolglosen 12-Prozent-Partei? Vielleicht 
und vielleicht auch nicht.

Erstaunlich, aber wahr: De Buman ist Präsi-
dent des Schweizer Tourismus-Verbandes. 
Und neu auch noch Präsident des Verbandes 
der Schweizer Seilbahnen. Hotellerie und 
Gastgewerbe bezahlen in der Schweiz pro Jahr 
1,1 Milliarden zu viel für die Lebensmittel. Dies 
ist ein gravierender Standortnachteil. Der 
Tourismus-Verband müsste längst eine Volks-
initiative für europäische Lebensmittelpreise 
ergriffen haben. Stattdessen teilte de Buman 
der erstaunten Öffentlichkeit vor drei Mona-
ten mit, ihm als Freiburger seien die unpro-
duktiven Bauern näher als der Tourismus. 

Nicht genug: Nun fordert de Buman, die 
Schweiz solle ihren Botschafter aus Berlin ab-
ziehen. Weil der böse Walter-Borjans weiter-
hin Steuerhinterzieher-CDs kaufe. Es ist of-
fensichtlich, in Deutschland ist die Stimmung 
 gekippt. Selbst rechte Zeitungen kritisieren 
das Steuerabkommen mit der Schweiz. Weil es 
leicht zu behebende Schwachstellen hat.

Das offensichtlichste Problem: Warum in 
 aller Welt soll die tourismusfreundliche Schweiz 
deutsche Steuerhinterzieher schützen, die 
nach Singapur abschleichen? 

Unbestritten ist: Aus keinem Land kommen 
mehr Touristen in die Schweiz als aus Deutsch-

land. Zurzeit ist die Schweiz etwas weniger ge-
fragt, vorab wegen des zu starken Frankens.

Natalie Rickli von der SVP wollte die Zuwan-
derung gutausgebildeter Deutscher beschrän-
ken. Das kam in Deutschland nicht gut an. 
Und in der Schweiz auch nicht. Deshalb ist sie 
etwas ruhiger geworden.

Jetzt geht de Buman einen Schritt weiter. De 
Buman will – wie dies unter kriegführenden 
Staaten üblich ist – den Botschafter Tim Gul-
dimann aus Berlin abziehen.

Im Gegensatz zu Rickli nimmt glücklicher-
weise niemand de Buman zur Kenntnis. Ob 
dies so bleibt, ist offen. Früher oder später wer-
den österreichische Marketingexperten diese 
CVP-Polit-Kalberei zu nutzen wissen. Der ab-
sehbare Slogan: Wien zieht seinen Botschafter 
nicht aus Berlin ab. Tirol zieht umso mehr 
deutsche Touristen an.

Für den Tourismus in der Schweiz gilt bis 
auf weiteres: Hotels und Seilbahnen haben 
wegen des zu starken Frankens, wegen der 
 Lebensmittelkosten Schwierigkeiten. Sie füt-
tern trotzdem jenen als Präsidenten durch, der 
dem Tourismus in die Knie schiesst.

Statt des Botschafters müsste die Schweiz  
de Buman aus dem Verkehr ziehen.

Der Autor ist Hotelier in Brig und ehemaliger Prä sident  
der SP Schweiz.

Kennen Sie den? CVP-Politiker de Buman.
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Medien

Flugpreise, Hundstage, Pädophile
Von Kurt W. Zimmermann _ Wenn nichts passiert, müssen 
 Journalisten selber Storys suchen. 
Das Resultat ist amüsant.

Der 18. April 1930 schrieb Mediengeschich-
te. Es war Karfreitag. Als um 18.30 Uhr 

auf BBC die Nachrichten begannen, sagte der 
Radiosprecher: «Good evening. There is no 
news.» Weil es keine News von Bedeutung gab, 
wurde nun für einige Minuten Pianomusik 
eingespielt. Dann ging das normale Radiopro-
gramm weiter.

Tage wie den 18. April 1930 gibt es immer 
wieder. Oft gibt es sie im Sommerloch. Der 
nachrichtenärmste Tag dieses Jahres war der 
16. August. Es passierte gar nichts an diesem 
Tag. There was no news.

Das gibt uns Anlass für einen kleinen Test. 
Schauen wir mal, was unsere führenden 
 Medien aus dem News-freien 16. August 
 gemacht haben. Wir vergleichen dazu ihre 
Aufmacher auf Seite eins und am TV.

«Florian Ast und Sol Romero. Ja, wir sind ein 
Paar!», titelte der Blick. Das passt gut. Die 
Boule vardzeitung setzt auf der Eins konse-
quent auf zwei Themen. Es geht um Gemetzel 
oder um Geküsse. Dauernd fahren Raser hilf-
lose Grosi tot, und die Halbprominenz balzt 
permanent.

«Zürcher Schulleiter klagen über unbezahl-
te Arbeit», titelte der Tages-Anzeiger. Das passt 
gut. Das Blatt mit dem Linksdrall vergöttert 
die Opfer der Leistungsgesellschaft. Dass die 
Headline aus einem PR-Versand der Lehrer-
gewerkschaft stammte, änderte nichts am 
Hang zur Weltverbesserung.

«Der Kanton Bern knackt bald die Millio-
nengrenze», titelte die Berner Zeitung. Das 
passt gut. Das grösste Regionalblatt steht 
nicht gerade im Ruf der journalistischen Krea-
tivität. Dass es gar die Bevölkerungsstatistik 
zum Thema des Tages schaffte, ist dennoch 
eher überraschend.

«Nächstes Jahr steigen Flugpreise», titelte 
die Aargauer Zeitung. Das passt gut. Die AZ 
sorgt sich stets volksnah um ihre Leser in ihren 
weissen Socken. Wenn der Aargauer nun mehr 
für Mallorca und Teneriffa zahlen muss, 
druckt die Redaktion auch eine klassische no 
news prominent ab.

«Bundesrat macht Vorschläge nach EWR-
Vorbild», titelte die Basler Zeitung. Das passt 
gut. Wenn, wie diesmal, Eveline Widmer-
Schlumpf der EU hofiert, bricht auf der BaZ 
Alarmstimmung aus. Ganz am Rande der 
Schweiz hat sich hier ein neues Zentrum der 
geistigen Landesverteidigung etabliert.

«Endlich echte Hundstage!», titelte die Neue 
Luzerner Zeitung. Das passt gut. Das Mono-
polblatt kann sich mangels Konkurrenz alles 

erlauben. Man fotografiert also einen Köter im 
Sempachersee und setzt eine hündische 
Schlagzeile dazu – so einfach kann Journalis-
mus sein.

«Diplomatischer Zwist um Assanges Asyl», 
titelte die NZZ. Das passt gut. Nichts liebt die 
Redaktion inniger als luftleere Diskussionen 
im fernen Welttheater, diesmal zwischen 
Grossbritannien und Ecuador. Hübsch wäre 
auch eine Schlagzeile zur Diplomatie zwi-
schen Syrien und der Türkei gewesen – aber 
die kam erst am Tag darauf.

«Pädophiler arbeitet als Schulbusfahrer», 
 titelte 20 Minuten. Das passt gut. Das Gratis-
blatt setzt mit Vorliebe Storys auf Seite eins, 
die man auch einem Deppen in einem Satz 
 erklären kann. «Hast du gehört, ein Pädophi-
ler arbeitet als Schulbusfahrer», erfüllt diese 
Bedingung perfekt.

«Die Schweiz machte dieses Jahr viel Geld 
mit Waffen», titelte die «Tagesschau». Das 
passt gut. Noch immer ist die Sendung ein 
Hort des gefälligen Gutmenschentums. Waf-
fenexporte sind immer böse, Kulturförderung 
ist immer gut. Ein Trost bleibt uns immerhin: 
Früher war es noch viel schlimmer.

Und was lernen wir daraus? Wenn keine 
zwingenden News die Schlagzeile diktieren, 
dann müssen Redaktionen selber nach The-
men suchen. Sie suchen dort, wo sie es am bes-
ten können.

Kostenkontrolle

12 600 Franken für 35 
Seiten Antirassismus 
Von Lucien Scherrer

Die Eidgenössi-
sche Kommis-

sion gegen Rassismus 
(EKR) hat es sich zum 
Ziel gesetzt, rassisti-
sche Vorfälle in der 
Schweiz akribisch zu 
dokumentieren. Dazu 
dient unter anderem 
die Broschüre «Rassis-
musvorfälle in der Beratungspraxis», die heu-
er in 320 Exemplaren gedruckt wurde (Kosten: 
12 600 Franken). Der 35-seitige Bericht basiert 
auf Statistiken von zehn Beratungsstellen für 
Rassismusopfer in der ganzen Schweiz. Hier 
die wichtigsten Ergebnisse: 231 Fälle wurden 
2011 gemeldet, am häufigsten waren verbale 
Attacken, und der «Diskriminierungskon-
text», wie es im Jargon heisst, war äusserst 
vielfältig: So beschwerten sich die Opfer über 
Anti-Balkanismus, Anti-Ziganismus, Muslim-
feindlichkeit, Rechtspopulismus oder «struk-
turelle Diskriminierung». Der letztgenannte 
Tatbestand liegt beispielsweise vor, wenn die 
Polizei systematisch dunkelhäutige Personen 
filzt, um Chügeli-Dealer zu schnappen (poli-
tisch korrekt wäre es, auch humpelnde Gross-
mütter und bierbäuchige Freier zu kontrollie-
ren, obwohl die meisten Chügeli-Dealer aus 
Nigeria stammen). 

Trotz rückläufiger Beschwerden sehen die 
Autoren der Studie keinen Grund zur Entwar-
nung (Stichwort «Spitze des Eisbergs»). Des-
halb rufen sie Familien, Firmen, Vereine, Kir-
chen und Schulen dazu auf, «Vorurteile 
gegenüber Fremden, die in uns allen schlum-
mern, zu erkennen und zu bekämpfen». Rassis-
tische Ausfälle von Ausländern untereinander 
oder gegenüber Schweizern kommen in der 
Studie nicht vor, denn über die Täter sagt sie so 
gut wie nichts aus. Dafür stellen die Verfasser 
etwas irritiert fest, dass der real existierende 
Rassismus zwar abgenommen, der eingebil-
dete aber massiv zugenommen hat: In über ei-
nem Drittel der 231 angezeigten Fälle konnten 
die Berater  keine Diskriminierung erkennen 
(2009 waren es noch 35). So fühlten sich 12 Per-
sonen als Rassismus-Opfer, weil ihnen offenbar 
zu Recht staatliche oder private Leistungen ver-
weigert worden waren, und 8 weitere glaubten, 
sie seien wegen ihrer blonden Haare diskrimi-
niert worden. Dass die vermeintlichen Opfer 
auf ihrer Sichtweise beharrten, erklären die 
 Autoren mit «vergangenen Diskriminierun-
gen», aber auch mit allfälligen «Übersensibili-
sie rungen». Woher sie die wohl haben?

Das passt gut: NLZ vom 17. August.
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Leserbriefe
«Der Bundesrat sollte die Interessen des Volkes schützen und nicht 
sein  Gesicht wahren!» Marco Giglio

Français fédéral
Nr. 33 – «‹Gleich wie EWR›»; 
Urs Paul Engeler über die  
Schweiz und die EU

Die Schweiz sollte endlich lernen, sich gegen 
die EU zu stellen. Und der  Bundesrat sollte  
die Interessen des Volkes schützen und nicht 
versuchen, sein Gesicht zu wahren! Die 
Schweiz muss sich nicht der EU unterwerfen. 
Der Bundesrat  sollte zu hundert Prozent für 
das Bankgeheimnis einstehen, auf Nachteile 
in  finanziellen Belangen dringend mit 
 Kündigungen oder Absagen reagieren. Die sie-
ben Bundesräte sollten aufhören, an ihr Image  
zu denken.
Marco Giglio, Wimmis

Was der Autor da aus dem Bundesrat öffent-
lich aufdeckte, ist konsternierend. Die von 
Frau Widmer-Schlumpf – irreführenderweise 
– «Überwachungsbehörde» genannte Institu-
tion ist wegen ihrer Kompetenzen und ihrer 
Aufgaben effektiv eine «Umsetzungsbehör-
de» für EU-Forderungen an die Schweiz. 
 Solche institutionellen Konstrukte verstossen 
gegen das Unabhängigkeitsziel der Schweiz. 
Ich bezweifle daher sogar deren Verfassungs-
mässigkeit. Noch mehr lässt mich ein anderer 
Gedanke erschaudern: Wenn wir die Weltwoche 
nicht hätten – wer würde die Schweizer dann 
eigentlich über diese faktischen Kapitulati-
onsvorbereitungen mit derart arglistigen 
Schachzügen aus dem Bundeshaus orien-
tieren? Hermann Dür, Burgdorf   

Die kleine, erfolgreiche Schweiz wird von 
der europäischen Schuldenunion (EU) nicht 
geliebt. Macht nichts. Umgekehrt liebt die 
Schweiz – zumindest die vernünftig Den-
kenden, die immer noch eine stattliche 
Mehrheit bilden – die EU auch nicht. Macht 
auch nichts. Frau Widmer-Schlumpf will 
nun offenbar noch schneller marschieren, als 
die Musik spielt. Das Rezept, wie eine erfolg-
reiche Wirtschaft funktioniert, könnte die 
EU in der Schweiz abholen. Trotzdem ver-
sucht Widmer-Schlumpf an vorderster 
Front, die Schweiz zu sabotieren. Bei der 
ehemaligen Bundesrätin Elisabeth Kopp 
war es ein Telefongespräch, das zu ihrem 
Rücktritt geführt hat. Wie viel braucht es bei 
Widmer-Schlumpf?
 Jürg Aeschbacher, Moosseedorf

Etwas müssen Sie der Bundespräsidentin zu-
gestehen: Sie hielt sich strikte ans Français 
fédéral. Denn es ist schlicht falsch, à l’instar de 
für Dinge (wie: «d’une participation de la 
 Suisse» etc.) zu verwenden; man benützt es 
ausschliesslich für Personen, die als Beispiel 
dienen können. Weiter fordert inviter immer 
und ausnahmslos die Präposition à (inviter qn 
à), nie pour, was jeder Sek-Schüler wissen 
müsste. 
Remo Besio, Schaffhausen 

Gemeinsam gegen die Regierung
Nr. 33 – «Pussy Riot liegen falsch»;  
Dennis Sewell über Russland

Drei junge, mutige Russinnen protestierten 
mit ihrer «Kunst» gegen den immer absolu-
ter herrschen wollenden, nicht nur im Ant-
litz aalglatten Präsidenten Putin. Deshalb 
wurden sie zu zwei Jahren Lagerhaft verur-
teilt. Zugegeben, die Örtlichkeit für ihren 
Auftritt war (absichtlich?) ungeschickt ge-
wählt. Von welcher Seite man dies auch be-
trachten mag – vermutlich haben sie gerade 
deshalb weltweit Aufmerksamkeit erlangt. 
Pussy Riot beabsichtigten nicht nur, ihren 
Landsleuten die Augen für das Demokratie-

«Kapitulationsvorbereitungen»: Bundespräsidentin Widmer-Schlumpf.
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Darf man das?

Leser fragen, die Weltwoche 
antwortet

Ihre Fragen zum modernen Leben mailen Sie uns bitte 
an darfmandasBweltwoche.ch. Oder schreiben Sie an 
Redaktion Weltwoche, Förrlibuckstrasse 70, Postfach, 
 8021 Zürich. Jede veröffentlichte Zuschrift wird mit 
 einem Weltwoche-Abonnement honoriert. Nicht veröf-
fentlichte Fragen können nicht beantwortet werden.

Darf man die Facebook-Freundesanfrage der 
eigenen Mutter ablehnen?
Daniel Widmer, Aarau
 
Nachdem unsere Eltern nach stundenlangen 
Erklärungs- und Demonstrationsversuchen 
endlich begriffen haben, wie sie ihr Handy 
 einschalten, eine SMS schreiben und sogar 
 eine  E-Mail verfassen können, ist jetzt Face-
book an der Reihe. Mamis Freundschaftsan-
frage abzulehnen, ist ein legitimer Gedanke. 
Denn es kann gut sein, dass sie den Wunsch 
nach einem Rückruf an Ihre Pinnwand 
schreibt, dass sie Bilder Ihrer Ferien liked oder 
– noch schlimmer – selber Fotos von sich oder 
Ihnen ins World Wide Web schiesst. Trotzdem: 
Das Ignorieren der Freundschaftsanfrage  
wäre sehr gemein. Schliesslich hat sie die 
nächste technologische Hürde genommen 
und braucht dafür ein kleines Leckerli als 
 Belohnung in Form Ihrer «Annahme der 
Freundschaft». Behandeln Sie Ihre Mutter auf 
Facebook einfach wie Ihren Boss, und schrän-
ken Sie sie so ein, dass sie nicht mehr als Ihr 
Profilfoto sehen kann. Damit belohnen Sie 
Mamis Bemühungen, ohne in die Fremd-
schämfalle zu tappen. 
 Deborah Neufeld

Leserbriefe 

Wir freuen uns über Ihre Zuschriften. Je 
kürzer Ihr Brief, desto grösser die Chance, 
dass er veröffentlicht wird. Darüber hin aus 
muss er sich klar auf einen in der Weltwoche 
erschienenen Artikel beziehen. Die Redak-
tion behält sich vor, Kürzungen vorzuneh-
men. Leserbriefe ohne Angabe von Name 
und Wohnort werden nicht publiziert. 
Postadresse: Redaktion Weltwoche,
Förrli buckstrasse 70, Postfach,
8021 Zürich.
E-Mail: leserbriefeAweltwoche.ch. 

verständnis der derzeit Herrschenden zu 
 öffnen, sondern wagen auch den Versuch, ge-
meinsam gegen die Regierung anzu kämpfen, 
damit Russland nicht wieder zur stalinisti-
schen Sowjetunion mit all  ihren Schrecklich-
keiten übergeleitet werde.
Hans Gamliel, Rorschach

Grössenwahn
Nr. 33 – «Thomas Minder hat recht»; 
Hansrudolf Schmid über die  
«Abzocker»-Initiative

Da sollen also Spitzenmanager mit enormen 
Löhnen gehalten werden, damit sie nicht 
 abwandern. Aber wäre das ein so grosser Ver-
lust? Wer war denn an der Spitze von Banken 
und andern Unternehmen, als sich die Wirt-
schaftskrise zusammenbraute und mit voller 
Wucht über uns hereinbrach – mit noch nicht 
absehbaren Folgen? Genau, die Leute, die 
 angeblich so tüchtig sind. Was die Höhe dieser 
Löhne angeht, so sei es auch erlaubt, diese zu 
hinterfragen. Gewiss, jeder möchte in Wohl-
stand leben, aber irgendwann haben derart 
hohe  Bezüge nichts mehr zu tun mit schöner 
Wohnen, Reisen, Luxus jeder Art. Sie sind nur 
noch Ausdruck eines Grössenwahns, der ein-
deutig im Bereich von Neurosen anzusiedeln 
ist.   Wäre nicht vieles besser, wenn diese Leute 
gerade nicht an der Spitze von Unternehmen 
stünden?
Frantz Norbert, Bergem (Luxemburg)

Das Problem der Speicherung
Nr. 33 – «Die verflixte Schweigespirale»; 
Alex Baur über die «grüne Wende»

Der Inhalt des Artikels deckt sich mit dem Er-
gebnis der Befragung zu den Hybrid- und 
Elektro- Autos, die diese Woche in den Zei-
tungen stand: «Nein danke, das bringt gar 
nichts, und es ist sowieso zu teuer.» So wird 
es auch über kurz oder lang zu den Alterna-
tivenergien tönen, wenn den Bürgern all-
mählich klar wird, dass der Strom unregel-
mässig kommt, wegen Sonnenenergie die 
Netzspannung zu hoch ist und der Strom-
preis um den Faktor zwei bis fünf steigt. 
Denn das grösste finanzielle Problem der 
Sonnen- und der Windenergie ist die Spei-
cherung gigantischer Mengen, für die es 
wohl 200 neue Speicherseen brauchen wür-
de, damit wir die im Sommer gewonnene 
Energie im Winter brauchen könnten. Ganz 
abgesehen von den optimistischen Aussagen 
zur Lebensdauer, den verdrängten Ausgaben 
für den Transport der Energie mit neuen Lei-
tungen – und nicht zuletzt der Frage, woher 
wir all die Ingenieure und Monteure nehmen 
sollen, um die Tausenden, ja Zehntausenden 
von Windrädli zu bauen und zu warten. Der-
weil weiss man schon heute, wie man neue 
Atomkraftwerke bauen muss, damit der 

Schaden bei der Kernschmelze auf das Kraft-
werk beschränkt ist (mit Keramikfundamen-
ten, welche den Zerfallsprozess  sicher brem-
sen), und wie man das Brenn material braucht, 
damit die Halbwertszeit auf ein paar hundert 
Jahre zurückgeht. Laurenz Hüsler, Egg

Je später, desto freier
Nr. 32 – «So lebt sich’s ohne Vorhaut»; 
 Thomas Meyer über die  
Beschneidung

Das Gericht in Köln hat mit seinem Urteil, in 
dem es die Beschneidung von Säuglingen 
männlichen Geschlechts als Körperverlet-
zung beurteilt und damit verbietet, in 
Deutschland und – in der Folge – auch in der 
Schweiz, eine rege, kontroverse Diskussion 
ausgelöst. Dies ist sehr zu begrüssen. Eine 
Möglichkeit, das Problem zu entschärfen, ist 
die Beschneidung von muslimischen und jü-
dischen Knaben nicht im Säuglingsalter, son-
dern erst dann, wenn die Knaben religions-
mündig sind, d. h. ab Vollendung des 14. (D) 
bzw. 16. (CH) Lebensjahres. Religionsmün-
digkeit ist die Befugnis, das Recht auf freie 
Religionsausübung selbständig geltend ma-
chen zu können. Ab diesem Alter soll der Kna-
be, der sich für die muslimische oder die jüdi-
sche Religionsgemeinschaft entscheidet, 
auch die körperliche Kennzeichnung seiner 
Religionszugehörigkeit auf sich nehmen. 

Deutlich wird im deutschen Gesetz über die 
religiöse Kindererziehung vom 15. 07. 1921 for-
muliert: «ab» dem 14.  Lebensjahr. In der 
Schweiz steht in Art. 303 (in Kraft seit dem 
01. 01. 1978) des Schweizerischen Zivilgesetz-
buches in Abs. 3: «Hat ein Kind das 16. Alters-
jahr zurückgelegt, so entscheidet es selbstän-
dig über sein religiöses Bekenntnis.» Fühlt 
sich der Knabe in diesem Alter mit einem sol-
chen Entscheid noch überfordert, so kann er 
sich später entscheiden. Je später die Entschei-
dung, umso mehr ist es ein freies Ja, Muslim 
oder Jude zu sein.
Jürg Walter Meyer, D-Rödelmaier
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Der Spiegel möchte wohl das Steuerabkommen 
zwischen Deutschland und der Schweiz zu 
 Grabe tragen. «Gescheitert», titelt das Magazin 
und zeigt ein in der Mitte zerrissenes Bild der 
beiden Finanzminister. Tatsächlich sind zwei 
Drittel der Deutschen gegen den Vertrag, wie 
eine Umfrage der Welt am Sonntag zeigt. 

Die SPD in Nordrhein-Westfalen (NRW) war 
bei der Landtagswahl im März mit dem Ver-
sprechen angetreten, das Steuerabkommen zu 
bodigen, und sägt mit beachtlichem Erfolg an 
mehreren Säulen des Vertrags: Durch den – tat-
sächlichen oder inszenierten – Kauf von ge-
stohlenen Kundendaten brüskiert sie die 
Schweiz und gibt auch hierzulande dem Refe-
rendum der Auns Auftrieb.  Ausserdem malen 
die deutschen Abkommens-Gegner mit dem 
groben Pinsel. Sie entrüsten sich moralisch, 
dass Steuerhinterzieher durch das Abkommen 
ihr in der Vergangenheit hinterzogenes Geld 
legalisieren könnten – dank der einmaligen 

Abgeltungssteuer anonym. Im Gegensatz dazu 
wollen sie jedem Steuerhinterzieher den Pro-
zess machen. Das verkauft sich gut in der deut-
schen Politik, auch wenn die Behörden nicht 
mehr nachkommen, die Selbstanzeigen abzu-
arbeiten. Es wird von Fällen berichtet, in denen 
Selbstanzeiger mehr als zwei Jahre auf den Ab-
schluss des Verfahrens warten müssen.

Um das Abkommen zu diskreditieren, führt 
man weiter ins Feld, dass die (von der Schweiz 
schon einmal erhöhten) Abgeltungssätze zwi-
schen 21 und 41 Prozent zu niedrig seien. Ge-
stützt auf Zahlen des nordrhein-westfälischen 
Finanzministeriums, rechnet der Spiegel vor: 
«Wer etwa vor zehn Jahren 1,2 Millionen Euro 
unversteuertes Schwarzgeld illegal in die 
Schweiz geschafft hat und dort mit Zins und 
Zinseszins inzwischen über 1,6 Millionen 
 Euro verfügt, müsste nach dem Steuerabkom-
men nur 21 Prozent bezahlen, um sein Geld 
weisszuwaschen. Er käme also mit knapp 

340 000 Euro davon.» Wäre das Einkommen 
hingegen ordnungsgemäss versteuert wor-
den, lägen die Abzüge bei 770 000 Euro, also 
mehr als doppelt so hoch. «Diesen Fall treffen 
wir in der Praxis jedoch kaum an. Oftmals sind 
die Steuerfolgen weitaus tiefer als mit Steuer-
abkommen», sagt Heiko Kubaile, Experte für 
deutsches Steuerrecht bei KPMG in Zürich. In 
Deutschland verjähren nämlich Steuerschul-
den nach zehn Jahren. Sprich: Die anfängliche 
Einlage von 1,2 Millionen muss zehn Jahre 
nach der Hinterziehung in der Regel nicht 
mehr versteuert werden, sondern nur noch die 
Zinsen, die in der Spiegel-Rechnung mit vier 
Prozent übrigens sehr grosszügig angenommen 
worden sind. «Realistisch wären eher zwei 
Prozent», sagt Kubaile. Das Spiegel-Beispiel 
stellt einen extrem unwahrscheinlich Einzel-
fall dar, ist aber nicht komplett unmöglich.

Teil der Kampagne ist auch die nicht belegte 
Behauptung des NRW-Finanzministers Wal-

Die Welt geht nicht unter
Ist das Steuerabkommen mit Deutschland tot? Was würde das Ende des Vertrags für die  
Schweizer Banken bedeuten? Kenner des Finanzplatzes geben Antwort. Von Florian Schwab

Unbelegte Behauptung:  Bundesfinanzminister Wolfgang Schäuble (l.) und Norbert Walter-Borjans, Finanzminister von Nordrhein-Westfalen.
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ter-Borjans (SPD), dass die UBS Kundengut-
haben nach Singapur verlagerte, um das Ab-
kommen zu umgehen, bevor es in Kraft sei. Die 
Financial Times Deutschland, die den Vertrag 
 ursprünglich unterstützt hatte, vollzog eine 
Kehrtwende und kommentierte: «Sinnloses 
Abkommen». Wenn selbst wirtschaftsfreundli-
che Zeitungen gegen das Abkommen anschrei-
ben, wird es für die SPD-geführten Landesre-
gierungen immer schwieriger, im deutschen 
Bundesrat (dem Parlament der Bundesländer), 
zuzustimmen. Vor Walter-Borjans Singapur-
Coup hatte es so ausgesehen, als ob einige von 
ihnen doch noch zustimmen könnten.

«Keine Neu- oder Nachverhandlungen»

Gut vier Monate vor dem vereinbarten Inkraft-
treten des Steuerabkommens am 1. 1 . 2013 ist 
die Zukunft ungewiss. «Rein betriebswirt-
schaftlich müssten die Banken alle Kosten 
stoppen», sagt ein Bankmanager, der bereits 
zehn Millionen für die Umsetzung eingesetzt 
hat. Aber das gehe nicht, weil man die Finma 
im Nacken habe. «Auch wenn erst am 31. De-
zember entschieden wird, dass das Abkom-
men nicht in Kraft tritt, müssten wir zum   
1. Januar bereit sein.» Nach Zahlen der Schwei-
zerischen Bankiervereinigung (SBVg) betra-
gen die Umsetzungskosten total mindestens 
500 Millionen Franken.

«Die Chancen für das Abkommen haben 
sich sicher nicht verbessert», räumt SBVg-
Sprecher Thomas Sutter ein (die SBVg ist, wie 
die meisten Banken, insbesondere die Gross-
banken, vehement für das Abkommen). Er 
glaubt, dass die Vorlage noch eine Chance hat: 
«Die Abstimmung im deutschen Bundesrat ist 
spätestens am 23. November. Vorher ist es vor 
allem politisches Geplänkel», meint er. Auch 
die NZZ kommentierte in diese Richtung. 
Trotzdem machen sich Schweizer Banken, 
 Politiker und Behörden bereits ernsthaft Ge-
danken, was passiert, wenn der deutsche Bun-
desrat die Ratifizierung verweigert. Die poli-
tischen Konsequenzen sind schwer zu 
benennen. Die Weltwoche hat mit zahlreichen 
Betroffenen Gespräche geführt und leitet 
 daraus drei Szenarien ab:
1 _ Bestes Szenario (20 Prozent Wahrschein-
lichkeit): Die konservativ-liberale deutsche 
Bundesregierung, verärgert durch die Abkom-
mens-Sabotage der SPD, lässt den «Steuer-
streit» mit der Schweiz auf sich bewenden. Sie 
arrangiert sich mit dem vertragslosen Zustand 
und unternimmt einfach gar nichts mehr. In 
der Zwischenzeit entpuppen sich die angeb-
lich gekauften Bankkundendaten grössten-
teils als Nebelpetarden. Die Schweiz startet in 
Deutschland eine grosse Charme-Offensive, 
um das unterschiedliche Staatsverständnis 
und die kulturellen Wurzeln des Bankgeheim-
nisses zu erklären. In der Bundestagswahl 
2014 schafft die Regierung die Wiederwahl 
und arrangiert sich weiter mit dem Status quo: 

Rechtshilfe gibt es nur bei klaren Beweisen für 
Steuerbetrug.
2 _ Mittleres Szenario (60 Prozent): Kurz-
fristig schwindet durch die Niederlage von 
 Finanzminister Schäuble der diplomatische 
Druck auf die Schweiz. Darum intensivieren 
einzelne Bundesländer ihre Anstrengungen, 
der Steuerhinterzieher habhaft zu werden mit 
weiteren CD-Käufen. Sie verunsichern Kun-
den und treiben diese zur Selbstanzeige. Die 
Stimmung bleibt vergiftet, und spätestens 
nach einem Machtwechsel in Berlin wird die 
Rhetorik wieder schärfer. Der Schweizer Bun-
desrat lässt sich jedoch nicht ins Bockshorn 
 jagen und verweist auf das bestehende Ab-
kommen, welches die SPD aus finanziellen 
Überlegungen schliesslich mit geringfügigen 
Änderungen doch noch akzeptiert.
3 _ Schlechtestes Szenario (20 Prozent): Die 
Bundesregierung vollzieht eine Kehrtwende. 
Sie entscheidet sich, im Rahmen der EU die 
Schweiz dazu zu zwingen, den  automatischen 
Informationsaustausch zu übernehmen, der 
ausgeweitet wird. Die neuerdings in Zusam-
menhang mit den OECD-Standards möglichen 
Gruppenanfragen, denen auch die Schweiz 
zugestimmt hat, werden ausgiebig genutzt. 
Der Schweizer Bundesrat ist dem Druck nicht 
gewachsen und gibt nach. Weder das Parla-
ment noch das Volk stoppen diese Politik.

Einzelne Banken möchten sich kaum zu 
möglichen Szenarien äussern. In manch einem 
Finanzinstitut ist es den Mitarbeitern gar ver-
boten worden, über das Thema zu sprechen. 
Für Erwin Heri, Bankenexperte der Univer-
sität Basel und Verwaltungsratspräsident der 
Valartis-Bank, ist klar, woher die Schweigsam-
keit kommt: «Man weiss nicht, in welche Rich-
tung die Geschichte noch eskalieren kann.» 
Schweizer Bankiers, die in den USA verhaftet 
werden, und lautes Säbelrasseln aus Deutsch-
land: «Viele Bankiers haben den Eindruck, 
dass sie kriminalisiert werden.» Ein anderer 
Branchen-Insider hält es für möglich, dass in 
den kommenden Wochen unerfreuliche Über-
raschungen über Vermögensverlagerungen 
«im Einzelfall» nach Singapur ans Tageslicht 
kommen könnten, was die Presse in Deutsch-
land weiter verschlechtern würde. 

Die Meldungen über weitere gestohlene 
Kundendaten verfehlen nicht  ihre Wirkung: 
«Bei uns rennen die Leute wieder die Türen 
ein, um sich für Selbstanzeigen beraten zu las-
sen», sagt KPMG-Mann Kubaile. «Geld und 
Unsicherheit passen nicht zusammen, insbe-
sondere nicht in der Schweiz», sagt ein Bank-
chef. «Diese Unsicherheit wird auch mit dem 
Steuerabkommen weiterbestehen», sagt der 
Zürcher Bankenexperte Martin Janssen. Deut-
sche Bundesländer würden weiterhin gestoh-
lene Kundendaten kaufen. «Ein Scheitern in 
Deutschland und eine Zustimmung in der 
Schweiz wären das Beste, was der Schweiz pas-
sieren kann.» Man könnte dann immer auf 

den eigenen guten Willen verweisen, denn die 
im Steuerabkommen verankerte Erbschafts-
steuer von 50 Prozent würde auch die letzten 
Kunden aus der Anonymität in die Arme des 
deutschen Fiskus drängen.

Der Spiegel und mit ihm viele linke Politiker 
in Deutschland fordern, die «Daumenschrau-
ben» anzuziehen, um das «Steuerschlupfloch 
Schweiz» zu stopfen. Die USA  hätten vorge-
macht, wie es gehe. Bei Lichte  besehen, ist das 
Drohpotenzial Deutschlands geringer. Die 
USA hätten Schweizer Banken aus dem wichti-
gen Dollar-Clearing-Geschäft ausschliessen 
können. Deutschland könnte  etwas Ähnliches 
versuchen, indem es Schweizer Banken aus 
Euro-Transaktionen zu verbannen trachtet, 
doch die Hürden im Rahmen der Europäischen 
Zentralbank (EZB) sind dafür ungleich höher. 
Ausserdem gibt es in der deutschen Politik 
zwar viele markige Worte, man zögert aber, die 
wirtschaftliche Stärke des Landes hemmungs-
los in politischen Druck zu verwandeln. Zwar 
sind vereinzelte Bestrafungsmassnahmen, wie 
etwa die Verhaftung von Bankern zum Verhör, 
möglich. Für einen grossen Wurf gegen die 
Schweiz, wie der von SPD-Politikern ins Ge-
spräch gebrachte Lizenzentzug, wäre im deut-
schen Recht allerdings eine Vielzahl von lang-
wierigen Anpassungen nötig.

Für Eveline Widmer-Schlumpf und ihren 
Staatssekretär für internationale Finanzfra-
gen, Michael Ambühl, war die Quellenbesteu-
erung als Alternative zum automatischen In-
formationsaustausch gedacht, wie er in der EU 
umgesetzt wird. Auch bürgerliche Parlamen-
tarier befürchten, dass die Schweiz gezwun-
gen sein könnte, bei einem Aus für das Steuer-
abkommen hier mitzumachen. Genau das 
verlangen die deutschen Sozialdemokraten, 
auch wenn Finanzministerin Widmer-
Schlumpf dies bis zuletzt ausschliesst: «Es 
wird keine Neu- oder Nachverhandlungen 
 geben», liess sie durch Bundesratssprecher 
 Simonazzi noch vor einer Woche ausrichten. 
«Es gibt keinen Plan B», wiederholt das Staats-
sekretariat für internationale Finanzfragen 
(SIF) auf Anfrage. Die Frage, ob man zumin-
dest ein Notfalldispositiv für den Fall habe, 
dass Deutschland die Schweiz mit willkürli-
cher Machtpolitik zu weiteren Konzessionen 
zwingen will, möchte eine SIF-Sprecherin 
nicht kommentieren. 

Für Valartis-Präsident Heri wäre das Ende 
des Steuerabkommens, das er befürwortet, 
keineswegs zwingend der Anfang des automa-
tischen Informationsaustauschs. «Die Alter-
native wäre der Status quo.» Die Schweiz 
müsste dann in Deutschland vermehrt Flagge 
zeigen und die Schweizer Kultur und das hier 
geltende Staatsverständnis erklären. Ein re-
gelmässig in Deutschland vortragender hoher 
UBS-Mann sagt: «Wir Schweizer können den 
Deutschen das Schweizer System so erklären, 
dass sie es verstehen.» g
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Der Ton aus Deutschland verschärft sich. An 
ein Gelingen des Steuerabkommens glauben 
die wenigsten. Laut deutschen Medien lehnen 
die SPD-geführten Bundesländer das von der 
Schweiz ausgehandelte Abgeltungsmodell ab. 
Vergeblich warb Kanzlerin Merkel letzte 
 Woche für den Vertrag, der Deutschland mut-
masslich sofort zehn Milliarden Euro in die 
Kassen spülen würde. Die Gegner triumphie-
ren. SPD-Chef Sigmar Gabriel beschuldigte die 
Schweizer Banken der «organisierten Krimi-
nalität». Grünen-Fraktionschef Jürgen Trittin 
nannte den Vertrag einen «Schlag ins Gesicht 
aller ehrlichen Steuerzahler». Gabriel und 
Trittin wollen die Schweiz noch härter an die 
Kandare nehmen. 

Lächelnd tritt der nordrhein-westfälische 
 Finanzminister Norbert Walter-Borjans, 
Deutschlands bekanntester CD-Käufer, vor 
a lle Kameras: Er ist zu einer Art Volksheld 
 jener geworden, die in der Schweiz einen 
Schurkenstaat sehen. Er findet nichts, aber auch 
gar nichts dabei, dass er auf der Jagd nach 
deutschen Steuersündern laufend Schweizer 
Recht verletzt. Den Ankauf gestohlener 
 Bankdaten bezeichnet er als «Notwehr». Die 
Schweizer Bundesanwaltschaft sieht hinge-
gen den Tatbestand des verbotenen wirtschaft-
lichen Nachrichtendiensts erfüllt. Egal. Die 
Verbrecher, weiss Walter-Borjans, sitzen immer 
hinter Schweizer Bankschaltern. Eine satte 
Mehrheit der Deutschen jubelt dem Finanz-
minister des mit 135 Milliarden Euro ver-
schuldeten Bundeslands zu, wenn er sich mit 
Dieben und Spionen einlässt. In Steuerfragen 
kennen diese Deutschen keine Grenzen. 

Genie des Zwischenmenschlichen

Es wäre deshalb der Moment zur wirksamen 
Gegenwehr gewesen. Letzten Sonntagabend 
versammelte Starmoderator Günther Jauch 
(«Wer wird Millionär?») in seiner Diskussions-
sendung in der ARD eine namhafte Runde, um 
den Steuerkonflikt zwischen Deutschland und 
der Schweiz auszuloten. Auf deutscher Seite 
waren NRW-Finanzminister Walter-Borjans, 
die Linken-Chefin Katja Kipping sowie ein 
hochdekorierter ehemaliger Steuerfahnder 
am Werk. Für die Schweiz trat der offizielle 
Vertreter, Botschafter Tim Guldimann, in den 
Ring. Ihm zur Seite standen der FDP-Fraktions-
chef von Schleswig-Holstein, Wolfgang Kubicki, 
sowie der  Familienunternehmer Thomas Selter. 
Zum ersten Mal, so war zu hoffen, könnte man 
einen Schweizer Spitzendiplomaten dabei be-

Guldimanns Chamäleon-Diplomatie
Der hochdekorierte Schweizer Botschafter in Berlin, Tim Guldimann, hält im Steuerstreit  
den wichtigsten Aussenposten. Kann der frühere EU-Turbo die Schweizer Unabhängigkeit verteidigen?  
Von Roger Köppel 

Kunst des freundlichen Entgegenkommens: Spitzendiplomat Guldimann.
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obachten, wie er den obersten deutschen Daten-
dieb, Walter-Borjans, zurechtweisen und dem 
Publikum den Schweizer Standpunkt dar-
legen würde. 

Die Erwartungen waren gross. Guldimann 
gehört zu den meistgelobten Unterhändlern 
der Schweiz, eine Legende, erfolgreich im Nahen 
Osten, brillant im Tschetschenienkrieg Mitte 
der neunziger Jahre, als er Russen und Tsche-
tschenen an den Verhandlungstisch und zu 
 einer Einigung brachte, worauf ihm die 
Tschetschenen sinnigerweise das Fell eines 
 Bären schenkten. Guldimann wurde für seine 
Vermittlerdienste im Iran gelobt, wobei seine 
Kunst auch hier darin bestand, die hochemp-
findlichen Perser nicht durch Anwandlungen 
westlicher Arroganz zu irritieren. Er hat die 
Fähigkeit, sich die Positionen der Konflikt-
parteien geradezu körperlich anzuverwandeln. 

Geboren 1950 in Zürich, mit Basler Wurzeln, 
studierte Guldimann Volkswirtschaft in Zürich, 
Santiago de Chile und Mexiko. An der Sozial-
hochschule Stockholm durchlief er einen Lehr-
gang, ehe er beim linken Grossphilosophen 
Jürgen Habermas («Theorie des kommunika-
tiven Handelns») am Max-Planck-Institut einen 
Forschungsaufenthalt absolvierte. Ende der 
siebziger Jahre promovierte er in Dortmund, 
dann reiste er mit Unterbrüchen in die Sowjet-
union, um in Moskau, Leningrad und Nowo-
sibirsk weiterzustudieren. Allein der geo-
grafische Umfang seiner Ausbildung weckt 
Ehrfurcht und Respekt. Dass Guldimann in 
den diplomatischen Dienst eintreten musste, 
war bei dieser ruhelosen Weltgewandtheit wohl 
vorgezeichnet. 2006 gewann er den Moses-
Mendelsson-Preis des Berliner Senats «zur 
Förderung der Toleranz gegenüber Anders-
denkenden und zwischen den Völkern und 
 Religionen». Bei Antritt seines Botschafter-
postens in Deutschland 2010 bezeichnete sich 
der Vielgereiste und mit einer deutschen Jour-
nalistin Verheiratete kokett als «germanophil».

Guter Start

Wie aber meisterte Guldimann seinen ersten 
grossen TV-Auftritt in einem besonders heik-
len Dossier? Die Antwort fällt zwiespältig aus: 
Der in ungezählten Konflikten Gestählte lie-
ferte eine verhaltene, allzu zaghafte Darbie-
tung. Braungebrannt von den Sommerferien, 
gertenschlank und fit, intellektuell wirkend 
und ohne seine Stimme jemals unangenehm 
über Salonlautstärke anzuheben, absolvierte 
Guldimann seinen Part mit Routine, aber 
 ohne Terrain zu erobern. Die Deutschen durf-
ten vom Hochsitz der Selbstgerechtigkeit her-
ab die Schweiz als «Steueroase» bemäkeln. 

Seinen besten Moment hatte er am Anfang, 
als ihn Moderator Jauch fragte, ob er denn als 
Schweizer Vertreter wegen der Banken kein 
schlechtes Gewissen habe. Guldimann formte 
Daumen und Zeigefinger zur zwingenden 
Geste, um seinen Ausführungen dirigenten-

haft auf Walter-Borjans abzuzirkeln. Nein, 
 erwiderte der Diplomat, nicht er habe ein 
schlechtes Gewissen, aber er glaube und sehe, 
dass sich ein schlechtes Gewissen vor allem bei 
denen rege, die gestohlene Bankdaten verwen-
den würden. Bereits mit seinem schlagfertigen 
Eröffnungsstatement machte Guldimann 
klar, warum sie ihn in Tschetschenien aner-
kennungsvoll den «Professor» nannten. 

«Ich bin keine Bank»

Auf die beherzte Ouvertüre folgte eine wenig 
erhebende Vorführung in der Kunst des freund-
lichen Entgegenkommens. Zwar schaffte es 
Guldimann zeitweise, den deutschen Schweiz-
Kritikern durch unbestreitbare rhetorische 
Geschliffenheit, die gegenüber dem ehemali-
gen Steuerfahnder und der Linken-Vorsitzen-
den auch mal in gepflegte Arroganz umschlug, 
entgegenzuwirken. Insgesamt aber blieb der 
Botschafter blass. Das hatte auch damit zu tun, 
dass er sich unnötig kleinmachte und als «Be-
amten» bezeichnete, der nur den Standpunkt 
seiner Regierung darlege, was als leichte Dis-
tanzierung über den Bildschirm kam. 

Anstatt den Bankenplatz gegen pauschale 
und ungerechtfertigte Vorwürfe zu verteidi-
gen («Ich bin keine Bank, [. . .] ich bin Sozial-
demokrat»), stimmte er der Kritik zu, wenn 
auch abgemildert durch den Hinweis, dass 
vielleicht früher, aber sicher nicht heute, 
Schweizer Banken deutschen Steuerflüchtlin-
gen geholfen hätten. Guldimann wäre besser 
gefahren, wenn er den Deutschen gesagt hätte, 
nicht die Schweizer Banken, sondern deutsche 
Steuerzahler hätten ihr Geschäftsmodell auf 
Schwarzgeld aufgebaut. Nicht Schweizer Ban-
ken, sondern deutsche Bürger hinterziehen 
Steuern. Laut Forschungen des deutschen 
Ökonomen Friedrich Schneider werden jähr-
lich fünfzehn Prozent der deutschen Wert-
schöpfung in der Schattenwirtschaft erzielt. 
Das ist doppelt so viel wie in Österreich und in 
der Schweiz, aber halb so viel wie in Griechen-
land. Deutschland hat ein hausgemachtes 
Schwarzgeld-Problem, das mit der Schweiz 
und ihren Banken nichts zu tun hat. 

Kein Wort der Kritik äusserte Guldimann 
auch an den illegalen Datenkäufen seines Ge-
genübers Walter-Borjans, den er explizit gegen 
den Vorwurf der Hehlerei in Schutz nahm. 
Man tauschte Nettigkeiten aus, als ob es sich 
bei der bandenmässigen Bespitzelung von 
Banken um gutnachbarschaftliche Bezie-
hungspflege handle. Guldimann hätte spätes-
tens hier klipp und klar einwenden müssen, 
dass die Schweiz Verständnis  habe dafür, dass 
die Deutschen ihrer Steuerhinterzieher habhaft 
werden wollten. Aber absolut inakzeptabel sei 
es, dass deutsche Behörden in der Schweiz Daten 
stehlen lassen. Guldimann hätte einstreuen 
müssen, dass die Schweizer Bundesanwalt-
schaft seit zwei Jahren auf die Beantwortung 
von Rechtshilfe begehren wartet, die sie zur 

Abklärung der illegalen Datenkäufe nach 
Nordrhein-Westfalen schickte: Wenn doch 
Deutschland so erpicht darauf sei, die Schweiz 
zu mehr internationaler Hilfe bei Steuerdelik-
ten anzuregen, wäre es doch das Mindeste, sel-
ber den Standards nachzuleben, die man von 
der Schweiz ganz selbstverständlich erwarte. 
Guldimann überliess es dem FDP-Politiker 
 Kubicki, seinen Landsmann Walter-Borjans da-
für zu massregeln, dass dieser sich mit seinen 
CD-Käufen am Schweizer Rechtsstaat ver-
greife, «der älter ist als der in Deutschland».

Was er nicht sagte

Guldimann hätte die moralisierenden Attacken 
seiner Gegner zu einem qualifizierten Lob sei-
nes Landes umschmieden können. Anstatt sich 
philosophisch zurückzulehnen, hätte er erklä-
ren sollen, warum die Schweiz – hier geht es um 
den Kern des Konflikts – den Tatbestand der 
Steuerhinterziehung strafrechtlich eben an-
ders behandelt als Deutschland und warum sich 
die Schweiz überhaupt nicht dafür entschuldi-
gen muss, dass sie im Steuerbereich ihren Bür-
gern nicht mit dem gleichen vorauseilenden 
Misstrauen begegnet wie die Staaten der EU. 
Deutschland dürfe nicht erwarten, dass die 
Schweiz im Steuerbereich deutsches Recht 
übernehme, aber natürlich helfe die Schweiz 
auf konkreten Verdacht hin bei der Aufklä-
rung aller Delikte, die in beiden Rechtsord-
nungen als solche anerkannt seien. Auch diese 
Selbstverständlichkeit, die von deutscher Seite 
laufend missachtet wird, blieb unerwähnt. 

Es hätte ein Befreiungsschlag werden kön-
nen, stattdessen lieferte der Botschafter die 
 bekannten, irgendwie verklemmt wirkenden 
Halbdistanzierungen, die man von Schweizer 
Offiziellen im Steuerkonflikt überall zu hören 
bekommt. Auf keinen Fall wolle er die Schwei-
zer Banken verteidigen. Selbstverständlich 
 habe er gar keine Freude an der Steuerhinter-
ziehung. Er wolle lieber über die Zukunft 
 reden als über die belastete Vergangenheit, 
wodurch er die Schweiz immer schon ins Zwie-
licht unbewältigter Dubiositäten rückte. 

Warum bringen es die politischen Exponen-
ten der Schweiz im Ausland nicht fertig, die 
für den Wohlstand ihres Landes so wichtige 
 Finanzindustrie besser zu verkaufen? An die 
Adresse der Linken-Chefin Kipping hätte 
 Guldimann sagen sollen, dass nur dank dem 
Schweizer Bankkundengeheimnis ein Gross-
teil des deutschen Gewerkschaftsvermögens 
in den dreissiger Jahren vor den Nationalsozia-
listen gerettet werden konnte. Heute hat die 
Schweiz die schärfsten Geldwäschereigesetze 
der Welt. Ihre Banken arbeiten in einem immer 
schwierigeren Umfeld, das durch rückwirkende 
Gesetzesänderungen geprägt wird. Wie in allen 
Branchen werden Fehler gemacht, aber hinter 
der Kriminalisierung der Finanzindustrie 
steht oft der durchsichtige Wunsch hochver-
schuldeter Regierungen, an noch mehr Geld 
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zu kommen, das dann doch nicht reicht. 
Deutschland schafft in diesem Jahr trotz den 
höchsten Steuereinnahmen aller Zeiten kein 
ausgeglichenes Budget. 

Beschwichtigungsdiplomatie

Indem er sich wie ein sympathischer Gast in die 
Defensive drängen liess, bestärkte Guldimann 
die Schweiz-Kritiker in ihrem Eindruck, dass sie 
mit ihrem moralischen Feldzug richtigliegen. 
Zwangsläufig mussten sie zum Schluss gelan-
gen, dass der Alpenstaat mit dem Vertrag allzu 
gut bedient sei. Der Botschafter verpasste es, 
darauf hinzuweisen, dass die Schweiz enorme 
Zugeständnisse liefert und sich unter Souverä-
nitätsverlusten eine Verschlechterung ihrer 
wirtschaftspolitischen Rahmenbedingungen 
diktieren liess. Unter Druck hat man sich sogar 
bereit erklärt, das Prinzip der doppelten Straf-
barkeit im Bereich Steuerhinterziehung auf-
zuheben und ausländischen Behörden umfas-
send Auskunft zu erteilen. 

Das sagte Guldimann nicht. Dafür rutschte 
ihm am Schluss ein Verzweiflungsargument 
heraus, das unfreiwillig das ganze Elend der 
Berner Beschwichtigungsdiplomatie auf den 
Punkt brachte. Deutschland, rief der Botschaf-
ter in die Runde, müsse den Vertrag unter-
schreiben, weil kein anderes Land ausser der 
Schweiz sich dazu hergeben würde, für ein an-
deres Land den «Steuereintreiber» zu spielen. 
Es war ein Moment deprimierender Ehrlichkeit. 
Dank Guldimann wissen wir jetzt, dass sich Bern 
bewusst ist, was für einen unwürdigen Knie-
fall man gegenüber Deutschland produzierte.

Keine Frage: Tim Guldimann ist ein einneh-
mender, faszinierender Gesprächspartner, der 
solide verwurzelt ist im progressiven linksbür-
gerlichen Mainstream. Vor fünfzehn Jahren gab 
er dem Bund aus dem Übermut der Zeit heraus 
ein erstaunlich undiplomatisches Interview. 
Darin bezeichnete er die Neutralität, immer-
hin eine der Säulen der Schweizer Aussenpoli-
tik, als «irrelevant». Man entledige sich ihr am 
besten dadurch, dass man nicht mehr von ihr 
rede. Guldimann hielt ein Plä doyer für den 
EU-Beitritt («Das ist machbar») und mehr 
 aussenpolitische «Öffnung». 

Synchron zum Zeitgeist («La Suisse n’existe 
pas») erklärte der Jungstar-Diplomat, es könne 
nicht mehr darum gehen, dass die Schweiz ihre 
eigenen Interessen verfolge, «sondern darum, 
Verantwortung für die gesamte europäische 
Staatengemeinschaft zu übernehmen». Guldi-
mann sah voraus, dass das Bankgeheimnis zum 
heiklen Thema werden würde. Handkehr um 
ging ihm die «schweizkritische Haltung der 
linken Intellektuellen seit den siebziger Jah-
ren» auf die Nerven. Sie müsse überwunden 
werden, denn er, Guldimann, wolle den Patri-
otismus nicht der Rechten überlassen: «Mein 
grösster Wunsch ist, dass die Schweiz ein nor-
males europäisches Land wird. [. . .] Die Grie-
chen, Portugiesen und Dänen haben ihre nati-

onale Identität auch nicht verloren, als sie der 
EU beigetreten sind.»

Man kann sich die Frage stellen, ob jemand, 
der sich so euphorisch dafür ausgesprochen 
hat, die Schweiz in die EU einzubinden, wirk-
lich der richtige Mann ist, um die Schweizer 
Rechtsordnung gegen Zumutungen und 
Übergriffe aus der EU zu verteidigen. Zweifel 
sind erlaubt, ob ein erklärter Skeptiker des 
Bankkundengeheimnisses und des Schweizer 
Sonderwegs in Europa  Argumente abrufen 
kann, um gegen deutsche Politiker zu beste-
hen, die ihren Standpunkt in der Regel mit 
dem Hochdruck testosteron gedopter Sprinter 
in einem olympischen 100-Meter-Final hinle-
gen. Warum musste es gerade ein sozialdemo-
kratischer Botschafter in Berlin sein, wo doch 
Deutschland der mit Abstand wichtigste Han-
dels- und Wirtschaftspartner der Schweiz ist? 

Die Hemmungen Guldimanns, in einer TV-
Debatte den Schweizer Rechtsstandpunkt 
kompromisslos zu verteidigen, erklärt sich zum 
Teil sicher dadurch, dass der Botschafter noch 
bis vor kurzem von der Überlegenheit der EU 
gegenüber dem Schweizer «Abseits stehen» 
schwärmte. Wie andere EU-Turbos hat Guldi-
mann taktisch zum Befürworter des Bilatera-
lismus mutiert. Was den Verdacht nährt, dass 
die Bilateralisten nicht die Schweizer Unab-
hängigkeit anstreben, sondern, auf Schleich-
wegen ohne Volksabstimmung, den Beitritt. 

Vielleicht tut man Guldimann  Unrecht, und er 
hat seine Meinung tatsächlich geändert. Jeden-
falls versteht er es rhetorisch meisterhaft, ak-
tuelle Strömungen in sein jeweiliges Weltbild 
einzuschmiegen. Kürzlich hielt er in Basel einen 
Vortrag über Deutschland und die Schweiz. 
Der EU-Enthusiast von einst formuliert plötz-
lich vorsichtig. Noch gibt es ein vages Unbeha-

gen am «kleinräumigen Denken» und am um-
gekehrten «Napoleon-Komplex» der Schweiz 
(«Wir haben Grösse und machen uns klein»), 
aber vom modischen Schweiz-Bashing der 
Neunziger, auf das auch Guldimann nicht 
 verzichten mochte («Wir entwickeln uns zur 
Dialekt-Provinz»), hat er sich entfernt. 

Ebenso wenig spricht er sich noch offen für 
einen EU-Beitritt aus. Der Botschafter plädiert 
wolkig «gegen Abgrenzungspatriotismus und 
Minderwertigkeitskomplexe» und wünscht 
sich für die Schweiz «europaoffenes Selbstver-
trauen», was immer darunter zu verstehen ist. 
Seine Hoffnung geht dahin, dass die Deutsch-
schweiz sich stärker als «Teil des deutschen 
Kulturkreises» empfinden möge mit dem Ziel 
einer verschmelzungsähnlichen Annäherung: 
«Wenn wir diesen Umstand besser verstehen, 
könnten wir leichter darauf verzichten, uns 
pauschal von Deutschland abgrenzen zu müs-
sen. [. . .] Dann wäre es vielleicht möglich, dass 
wir den Deutschen für eine zentrale Vorausset-
zung unseres Wohlstands der letzten fünfzig 
Jahre Dankbarkeit entgegenbringen. Der Frie-
den in Europa und dank ihm der Friedens-
raum um unser Land ist die Folge der europäi-
schen Integration. Die Rechnung dafür zahlte 
vor allem Bonn und dann Berlin.»

Solche Sätze müssen in deutschen Ohren 
wie Musik klingen. Sie offenbaren den Unter-
händler als genialen Virtuosen der Einfühlung, 
eine Prise Geschichtsklitterung inbegriffen. 
Aus Schweizer Sicht bleibt die Hoffnung, dass 
Tim Guldimann seine kunstvolle, chamäleon-
artige Diplomatie am Ende dafür einsetzt, 
dass das Wesentliche nicht vergessen geht: Die 
kenntnisreichsten Umarmungen Deutsch-
lands bringen nichts, wenn am Ende Schwei-
zer Interessen auf der Strecke bleiben. g

Zwingende Gesten: Guldimann (2. v. r.) am Sonntagabend bei Günther Jauch.
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Im Steuerstreit mit den USA hat die Bundes­
anwaltschaft am Montag einen wichtigen 
 Entscheid publiziert. Es gebe keine Hinweise 
auf strafbare Handlungen der Banken. Ge­
klagt hatte der Genfer Anwalt Douglas 
 Hornung. Er vertritt einen ehemaligen Top­
Banker von  HSBC, dessen Name an die USA 
 geliefert  wurde. Die Bundesanwaltschaft be­
schloss, nicht auf die Klage einzutreten. Damit 
hiess sie implizit gut, dass der Bundesrat im 
Steuerstreit mit den USA sukzessive von sei­
nen Grundsätzen abgerückt ist und Notrecht 
 anwandte, ohne das offen zu diskutieren, wie 
folgende Chronologie zeigt:

31. 8. 2011 _ Im Finanzdepartement trifft eine 
Mail des stellvertretenden US­Justizministers 
James M. Cole ein, der zusammen mit seinem 
Chef, Justizminister Eric Holder, die amerika­
nischen Forderungen gegenüber Schweizer 
Banken eintreiben will. Cole lässt an Deutlich­
keit nichts zu wünschen übrig. Er verlangt un­
ter anderem:

1 _ Konkrete Informationen über die Konten 
von amerikanischen Steuerpflichtigen.
2 _ Die Schweizer Regierung solle die not­
wendigen Schritte unternehmen, um die 
Übermittlung der Kontoinformationen zu 
 ermöglichen und zu beschleunigen.
3 _ Sollten die geforderten Daten nicht in der 
vorgeschriebenen Frist eintreffen, würden die 
betroffenen Banken strafrechtlich verfolgt.

5. 9. 2011 _ Die Finanzministerin zeigt Härte. 
Ohne den Brief Coles zu erwähnen, gibt sich 
Eveline Widmer­Schlumpf in einem Interview 
mit der «Tagesschau» «erstaunt» über das 
Vorgehen der USA: «Das ist nicht eine Art, wie 
man mit anderen Staaten umgeht.» Der Bun­
desrat halte an seinem Weg fest: Er wolle den 
Steuerstreit mit Amerika auf dem Weg eines 
Doppelbesteuerungsabkommens lösen. Ein 
Eingehen auf das Ultimatum der USA sei für 
sie keine Option. «Das würde die Anwendung 

von Notrecht bedingen, und wir wenden kein 
Notrecht an.» Chefunterhändler Michael 
 Ambühl wird in die USA geschickt, um den 
den Schweizer Standpunkt klarzumachen.

Mitte September 2011 _ Ambühl teilt nach 
seiner Rückkehr aus New York den betroffe­
nen Banken das Resultat seines Besuchs in 
 Washington mit. Die Amerikaner  seien bereit, 
auf folgenden Deal einzugehen: Die Banken 
bezahlen den Amerikanern eine hohe Busse. 
Zudem würden Schweizer  Behörden die be­
troffenen Banken anweisen, Kunden daten in die 
USA zu überweisen. Die entsprechende Rechts­
grundlage müsse allerdings noch geschaffen 
werden. Wer spure, könne damit rechnen, dass 
in den USA keine Anklage gegen ihn erfolge.

 
19. 9. 2011 _ Widmer­Schlumpf und ihr Chef­
unterhändler entfernen sich aus dem Sitzungs­
zimmer der nationalrätlichen Wirtschafts­
kommission WAK. Anwesenden Journalisten 
ist klar: Sie wollen sich nicht zum Steuer streit 

mit den USA äussern. Während der Sitzung 
konnte Widmer­Schlumpf die Kommissions­
mitglieder nicht überzeugen, möglichst schnell 
die Rechtsgrundlage zu schaffen, um die ge­
forderten Daten an die USA auszuliefern. 

9. 12. 2011 _ Das US­Justizministerium for­
dert einzelne Schweizer Banken auf, bis zum 
31. Dezember 2011 Unterlagen über ihr US­Ge­
schäft zu liefern. Diese sollen als Beweismittel 
in Strafuntersuchungen gegen die betroffenen 
Banken beziehungsweise zur Erzielung eines 
Vergleichs verwendet werden. 

16. 12. 2011 _ Das Bundesamt für Justiz bleibt 
hart: «Die zuständigen Bundesbehörden be­
absichtigen, eine Dokumentenübermittlung 
an das Department of Justice zu unterstützen, 
soweit dies das schweizerische Recht zulässt», 
teilt der Chef des Bundesamtes für Justiz,  
Michael Leupold, den betroffenen Banken 

mit. Voraussetzung sei ein «substanziiertes 
Amts­ bzw. Rechtshilfeersuchen». Erstmals ist 
davon die Rede, dass die «zu übermittelnden 
Dokumente auch die Namen von Mit arbeiter 
enthalten». Leupold nennt als  Bedingung für 
die Rechtshilfe, dass das Department of Justice 
die übermittelten Unter lagen nicht für indivi­
duelle Strafverfahren gegen Bankmitarbeiter 
verwenden werde, sondern ausschliesslich für 
die Untersuchungen gegen die Finanzinstitu­
te. Die Schweiz rückt die Daten nicht heraus, 
weil die USA die Bedingungen Leupolds ab­
lehnen. Die USA sind nicht bereit, der im 
Rechtshilfeverfahren üblichen Verwendungs­
beschränkung zuzustimmen.

18. 1. 2012 _ An der Bundesratssitzung kann 
Justizministerin Simonetta Sommaruga 
durchsetzen, dass Mitarbeiternamen im Rah­
men der Amts­ und Rechtshilfe kodiert wer­
den müssen. Alles laufe in einem gewöhnli­
chen Amts­ und Rechtshilfeverfahren ab, 
beruhigt am Abend Widmer­Schlumpf in der 

«Tagesschau». Den Schlüssel zum Passwort er­
hielten die Amerikaner erst, wenn die Probleme 
der Schweizer Banken in den USA beseitigt 
sein würden, also nach Aushandlung der 
 Globallösung. Das habe der Bundesrat bereits 
im April 2011 so entschieden. Es würden keine 
Kundendaten heraus gehen, sondern lediglich 
Daten zum US­Geschäft der Banken. Dass da­
mit Informationen über Bankmitarbeiter 
 gemeint sind, wird verschwiegen.

Ende Januar 2012 _ Die älteste Schweizer 
 Privatbank, die Bank Wegelin, scheitert am 
Steuerstreit mit den USA: Eine angedrohte 
Klage der USA bringt sie in eine schwierige 
 Lage, und sie muss aufgeben. Der Grossteil des 
Geschäfts wird an die Raiffeisen­Gruppe ver­
kauft. Der Untergang der Wegelin schwächt 
die Widerstandskraft des Bundesrats gegen­
über den USA. Er befürchtet, dass weitere Ban­
ken in den USA angeklagt werden könnten. 

Chronologie einer Auslieferung 
Hat der Bundesrat unrechtmässig gehandelt, als er die Daten von Bankmitarbeitern an die USA auslieferte?   
Der Bundesanwalt verneint. Doch Datenschützer Hanspeter Thür stellt kritische Fragen. Von Pierre Heumann
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4. 4. 2012 _ Sommaruga, die für den Daten­
schutz eingetreten war, kann sich gegen 
 Widmer­Schlumpf nicht mehr durchsetzen. 
Der Bundesrat erteilt den betroffenen Banken 
die Erlaubnis, ohne eine Verletzung des Straf­
gesetzes (Art. 271) Daten zur Wahrung ihrer In­
teressen an die US­Behörden zu übermitteln. 
Er wendet Notrecht an, ohne das aber so zu 
nennen. Gleichzeitig betont er gegenüber den 
betroffenen Banken, «dass die Abwägung der 
zivilrechtlichen Verantwortlichkeit Sache je­
der Bank bleibt». Damit sind datenschutz­ 
und arbeitsrechtliche Vorschriften gemeint. 

Der Bundesratsbeschluss bleibt vorerst ge­
heim. Am selben Tag verkündet Bundesrats­
sprecher André Simonazzi euphorisch, dass 
der Bundesrat neuen Elan in die Verhandlun­
gen mit den USA bringen und den Steuerstreit 
beilegen wolle. Was am gleichen Tag beschlos­
sen wurde, sagt er nicht.  

11. 4. 2012 _ Die Finma empfiehlt den Banken, 
«im Rahmen der durch diesen Bundesrats­
beschluss geschaffenen Möglichkeiten zu ko­
operieren» – so, wie das der Bundesrat nahe­
lege. Statt der ursprünglichen bundesrätlichen 
Forderung nach einem Rechtshilfegesuch 
 erfolgt also eine spontane Herausgabe der 
 Daten. Der Bundesrat hat auch auf die Bedin­
gung verzichtet, dass die Informationen nur 
gegen die Banken, nicht aber gegen die Perso­
nen verwendet werden dürfen. Der Schutz der 
Bankmitarbeiter vor der amerikanischen 
 Justiz sei Ziel eines aussergerichtlichen Ver­
fahrens, sagt Mario Tuor, Sprecher im Staatsse­
kretariat für internationale Finanzfragen 
(SIF), vier Monate später. Weshalb aber sollten 
die US­Behörden dies den Beamten zusichern, 
wenn sie die Daten schon haben?

25. 7. 12 _ Widmer­Schlumpf will die Verant­
wortung dafür nicht übernehmen, dass Daten 
von Bankmitarbeitern an die USA gingen. 
«Der Bundesrat hat recht gehandelt», antwor­
tet sie auf Vorwürfe von Bankmitarbeitern. 
Der Bundesrat habe die Banken zwar autori­
siert, mit den USA zu kooperieren – aber nur 
soweit dies den Schweizer Gesetzen entspre­
che, sagt sie dem Westschweizer Radio. Es liege 
«allein in der Verantwortung der Banken zu 
entscheiden, welche Informationen sie her­
ausgeben und welche nicht», sagt sie.

Treffen mit Widmer-Schlumpf

Das klingt so, als würde der schwarze Peter he­
rumgeschoben. Doch der Fall ist nocht nicht 
abgeschlossen. Am 24. August will sich der 
Bankpersonalverband mit Bundespräsidentin 
Widmer­Schlumpf treffen. Er erwartet vom 
Bund «Begleitmassnahmen» für jene Bank­
mitarbeiter, die persönliche Nachteile hätten. 
Etliche Banker, die auf der US­Liste geführt 
werden, finden keinen Job, weil sie als Risiko 
gelten, auch wenn sie nichts mit dem US­Ge­
schäft zu tun hatten. Die Banker wollen auf 
Entschädigung für Rechtsanwaltskosten oder 
annullierte Auslands reisen drängen. Mit der 
Globallösung, welche die Schweiz mit den 
 Vereinigten Staaten anstrebe, solle auch garan­
tiert werden, dass allfällige Straf­ oder 
 Zivilverfahren gegenüber Bankangestellten 
eingestellt würden.

Demnächst plant Rechtsanwalt Hornung 
 einen weiteren Versuch, um die Verantwort­
lichkeit der Datenlieferung abzuklären. Bis 
Ende August will er vor dem Strafgerichtshof 
in Bellinzona Rekurs gegen den Beschluss der 
Bundesanwaltschaft einlegen. Falls er dort 
Recht erhält, muss der Bundesanwalt die 

 Untersuchung einleiten. Allerdings müsste 
die Staatsanwaltschaft dazu die Bewilligung 
des Bundesrates einholen. Nötig wäre auch 
 eine parlamentarische Kommission, welche 
die Immunität des Bundesrates aufheben 
müsste. Eine eher unüberschaubare Situation. 

Datenschützer warnt die Banken

Festhalten kann man soviel: Nachdem der 
Bundesrat die Banken zur  Datenherausgabe 
ermächtigt hat, entfällt wohl eine strafrechtli­
che Verantwortung der Banken. Offen bleibt 
aber, ob sie sich auch  einer zivilrechtlichen 
Verantwortung entziehen können.

Rechtsanwalt Hornung plant, um das zu 
klären, einen zweiten Schritt: Namens der neu 
gegründeten Vereinigung «Swissrespect» 
reicht er bei Gerichten in Genf und Zürich so­
genannte Feststellungsklagen ein. Er will die 
Richter überzeugen, dass die Übermittlung 
der Daten illegal war. Wie auch immer das Ur­
teil aus fallen wird: Der Prozess könnte erst­
mals für Transparenz sorgen und dokumen­
tieren, wie es dazu kam, dass der Bundesrat 
seine zuvor selber deklarierten Grundsätze 
über Bord warf. 

Das will jetzt auch Datenschützer Hanspeter 
Thür wissen. In einem Brief warnt er die Ban­
ken, ausserhalb von konkreten Amts­ und 
Rechtshilfeverfahren Personaldaten nach 
Amerika zu schicken. Bis zum 24. August sol­
len ihm die Banken mitteilen, weshalb sie ver­
trauliche Informationen über ihre Angestell­
ten verraten haben. Sollten die Banken sich 
weigern, behalte er sich «weitere Massnahmen 
vor». Dann wäre auch das Bundesverwal­
tungsgericht am Zug. Um abzuklären, ob die 
Banken – und der Bundesrat – im Recht sind 
oder nicht. g

Nur kodierte Daten: Justizministerin Sommaruga, Amtschef Leupold. Massnahmen vorbehalten: Datenschützer Thür.



27Weltwoche Nr. 34.12
Bild: Urs Bucher (St. Galler Tagblatt)

Sieben Kinder ohne Mutter, und das nur, weil 
eine Chefärztin die Hinweise ihrer Mitarbeiter 
ignorierte und an einer Fehldiagnose festhielt 
– dieses Drama, das sich im Spital Wil abspielte 
und dank den Recherchen der Weltwoche 
(Nr. 33/12) bekanntwurde, warf in der Ost­
schweiz hohe Wellen. Die Anteilnahme für die 
betroffene Familie Stähelin* ist gross. 

Doch im Lauf der letzten Woche trat die 
 medizinische Tragödie in den Hintergrund. 
Nicht mehr das Drama um die tote Mutter 
stand im Fokus des öffentlichen Interesses, 
sondern die Frage, wie die Verantwortlichen 
damit umgehen. Der Fall Cécile Leimgruber – 
so heisst die verurteilte Gynäkologin – entwi­
ckelte sich zu einem Fall Heidi Hanselmann. 
Warum informierte die St. Galler Gesundheits­
direktorin nicht? Warum versuchte sie dann, 
nur die Hälfte der Wahrheit herauszugeben?

Es sind unangenehme, ungewohnt kritische 
Fragen, die sich die Sozialdemokratin gefallen 
lassen musste. Das St. Galler Tagblatt titelte: 
«Deckel drauf statt Transparenz?» Und das 
«Regionaljournal Ostschweiz» von Radio DRS 
sendete ein zehnminütiges Interview mit der 
Gesundheitsdirektorin, das einem Kreuz­
verhör glich. Hanselmann flüchtete sich in 
Halbwahrheiten, redete von «Unschuldsver­
mutung» und «Gewaltentrennung», die in 
diesem Land gelten. Die Frage der Moderato­

rin, warum erst mit zwei Monaten Verspätung 
eine Medienmitteilung zum Urteil gegen die 
Wiler Ärztin verschickt worden sei, beant­
wortete Hanselmann mit einem nicht weiter 
erklärten «rechtsstaatlichen Prinzip, das es zu 
akzeptieren gilt». Zu akzeptieren sei auch, 
dass vor der Öffentlichkeit zuerst die Betroffe­
nen informiert werden müssten, so auch der 
verwitwete Vater. «Auch mit ihm habe ich 
 guten Kontakt. Er ist auch informiert.» Dass es 
die Weltwoche war, von der der Witwer das 
 Urteil erfuhr, erwähnte Hanselmann nicht. 

Lob für die Ärztin

Dafür sprach die Regierungsrätin von einem 
«Kommunikationskonzept» und dass man 
erst habe informieren wollen, wenn «alles 
 verhebt». Das aber tat es nicht. Nicht erwähnt 
wurde in der Medienmitteilung, dass nicht 
nur Leimgruber verurteilt wurde, sondern 
dass sich noch drei weitere Ärzte des Spitals 
Wil vor dem Kreisgericht zu verantworten ha­
ben. Nicht erwähnt wurde auch das Strafmass 
von zwei Jahren Gefängnis bedingt, das in sei­
ner Härte in den letzten Jahren beispiellos ist. 

Stattdessen gab es im Communiqué Betrof­
fenheitsbekundungen sowie viel Lob für die 
Leistungen der Ärztin sowie die Funktions­
tüchtigkeit des Departements. In mehreren 
 Interviews erklärte Hanselmann, dass Leim­

gruber eine sehr hohe fachliche Kompetenz 
 attestiert werde und die Patienten sehr zufrie­
den seien. «Schweiz aktuell» zitierte die Spi­
talleitung, laut der Leimgruber «in den letz­
ten fünf Jahren einen tadellosen Job» gemacht 
habe. Wie Recherchen der Weltwoche zeigen, ist 
diese Aussage nachweislich falsch. Und Han­
selmann müsste sich dessen bewusst sein.

Diagnose auf dem Wochenmarkt

Im Februar 2010 ging Maria Gisel, eine Frau 
aus der Region Wil, zur Kontrolle bei ihrer 
Frauenärztin, Cécile Leimgruber. Alles schien 
Routine. Drei Monate später, im Mai, traf Gisel 
ihre langjährige Frauenärztin zufällig auf dem 
Wiler Wochenmarkt. Leimgruber erkundigte 
sich nach dem Stand der Behandlung. Gisel 
verstand nur Bahnhof. Von einer Behandlung 
wusste sie nichts – geschweige denn von einer 
Diagnose, die es zu behandeln gebe. Die Gynä­
kologin hatte schlicht vergessen, ihre Patien­
tin darüber zu informieren, dass bei ihr Gebär­
mutterhalskrebs festgestellt worden war. 

Gisel, entsetzt über das Versäumnis, wandte 
sich an Patientenschützerin Margrit Kessler 
und beschwerte sich mit einem kurzen Brief 
bei Gesundheitsdirektorin Heidi Hansel­
mann. Die Regierungsrätin antwortete eben­
falls per Brief und delegierte die Angelegen­
heit an Leimgruber. Das war drei Jahre nach 
dem Tod von Monika Stähelin und zwei Jahre 
bevor Hanselmann die Fehlerserie, die eine 
Mutter das Leben kostete, auf allen Kanälen als 
Einzelfall abstempelte.

Die Gesundheitsdirektorin, so viel steht fest, 
war informiert. Auf Anfrage konnte sich die 
Regierungsrätin jedoch nicht an die betref­
fende Beschwerde erinnern. «Wir müssen das 
zuerst abklären.» 

Der Vorfall, der auf den Heilungsverlauf der 
betroffenen Patientin glücklicherweise ohne 
Einfluss blieb, hätte ihr in aller Deutlichkeit 
aufzeigen müssen, dass im Spital Wil weiter­
hin organisatorische Probleme bestehen, die 
sich mit der Verpflichtung eines Coachs nicht 
in Luft aufgelöst haben. Heidi Hanselmann 
aber unternahm nichts. 

Möglicherweise ist Hanselmann, die nicht 
nur Aufseherin, sondern als Verwaltungsrats­
präsidentin auch oberste Chefin des Spitals 
Wil ist, «ihrem» Spital schlicht zu nah. Klar ist: 
Wenn die Wahrheit über die Zustände in Wil 
bekanntwird, fällt dies auch auf die Regie­
rungsrätin zurück. Sie ist es letztlich, die für 
den Entscheid verantwortlich ist, mit nur 

Der Krebs ging vergessen
Das Drama um den Tod einer siebenfachen Mutter im Spital Wil entwickelt sich zu einem Fall 
 Hanselmann. Die St. Galler Gesundheitsdirektorin sagt nicht die Wahrheit. Es sind  weitere, gravierende 
Fehler aktenkundig. Von Christoph Landolt

«Wir müssen das zuerst abklären»: St. Galler Gesundheitsdirektorin Hanselmann (SP).
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Ärztliche Behandlungsfehler, die mit einem 
bleibenden Gesundheitsschaden oder gar 
dem Tod enden, sind keine Seltenheit. Die­
sen Eindruck vermittelt zumindest die Be­
richterstattung in den Medien. 20 Minuten 
schrieb 2009 über eine Frau, die bei einer 
Routineoperation starb, weil ihr eine Blut­
transfusion der falschen Blutgruppe ver­
abreicht worden war. Die Neue Luzerner 
 Zeitung berichtete 2010 über ein Kleinkind, 
dem die Leber transplantiert werden musste, 
weil ein Notarzt ihm viel zu viel von einem 
Medikament gegeben hatte. Im Sonntags-
blick war 2011 von einem Baby zu lesen, das 
einer Hirnhautentzündung erlag, die von 
den Ärzten unverständlich lange übersehen 
worden war. Wie riskant ist ein Arzt­ oder 
Spitalbesuch in der Schweiz? Und was wird 
für mehr Sicherheit unternommen? Statis­
tiken zu falschen Behandlungen und dau­
erhaften Schäden existieren hierzulande 
kaum. Man muss sich im Wesentlichen auf 
Hochrechnungen und Schätzungen ab­
stützen. 1999 kam eine Studie in amerika­
nischen Spitälern zu schockierend hohen 
Zahlen, was Todesfälle wegen Behandlungs­
fehlern angeht. Umgerechnet auf die 
Schweiz, ergaben sich jährlich 2000 bis 
3000 Tote. Marc­Anton Hochreutener, 
 Geschäftsführer der Stiftung für Patienten­

 Medizin

Opfer von vier bis fünf abgestürzten Jumbos
Jeder tausendste Spitalpatient stirbt wegen falscher Behandlung.  
Was lässt sich dagegen tun? Von Alex Reichmuth

sicherheit, erachtet diese Grössenordnung auch 
heute noch als richtig. «Man muss aufgrund 
von Vergleichen mit anderen Ländern davon 
ausgehen, dass jeder tausendste Spitalpatient 
wegen eines Behandlungsfehlers stirbt.» Das 
entspreche pro Jahr der Anzahl Opfer, die vier 
bis fünf Jumbo­Jet­Abstürze forderten.

Freisprüche sind die Regel

Offenbar hat es aber nur in den wenigsten Fäl­
len ein Nachspiel, wenn medizinisches Perso­
nal Fehler macht. Die Stiftung SPO­Patienten­
schutz verzeichnet jährlich einige hundert 
Fälle, in denen Patienten oder Angehörige eine 
medizinische Sorgfaltspflichtverletzung mit 
Langzeitschaden beanstanden – was, vergli­
chen mit Tausenden Behandlungstoten, eher 
wenig ist. Und die aussergerichtliche Gutach­
terstelle der Ärztevereinigung FMH hat 2011 
gerade mal 77 Gutachten abgeschlossen, bei 
denen in 34 Fällen ein Behandlungsfehler be­
stätigt worden ist.

Wer von Behandlungsfehlern betroffen sei, 
könne sich kaum wehren, sagt Margrit Kessler, 
Präsidentin der Stiftung SPO. Von Strafanzei­
gen müsse sie gar entschieden abraten. Denn 
Strafverfahren fürchte man bei der SPO «wie 
der Teufel das Weihwasser», da sie fast immer 
mit Freispruch endeten. Ein Blick in den Kan­
ton Zürich, der Strafverfahren wegen mögli­

cher Behandlungsfehler seit 2008 systema­
tisch erfasst, bestätigt dies: Zwar erstatten 
Patienten hier jährlich rund zwanzig Mal 
Anzeige wegen fahrlässiger Tötung oder 
fahrlässiger Körperverletzung. Seit 2008 
wurde aber noch nie ein Arzt verurteilt, wie 
die kantonale Gesundheitsdirektion be­
stätigt. Die strafrechtliche Verurteilung 
 einer Chefärztin am Spital Wil im Kanton 
St.  Gallen, die letzte Woche dank der 
 Weltwoche publik wurde, ist offenbar eine 
seltene Ausnahme.

Die schlechten Erfolgsaussichten von 
Strafklagen sind laut Margrit Kessler 
 einerseits darin begründet, dass medizini­
sche Gerichtsgutachter ihre Ärztekollegen 
schüt zen. Andererseits verletzten Ärzte, die 
Fehler zugeben, die Vertragstreue ihren 
Haftpflichtversicherungen gegenüber und 
müssten befürchten, selber finanziell be­
langt zu werden. Auch zivilrechtliche Pro­
zesse zur Durchsetzung von Entschädi­
gungen seien für geschädigte Patienten 
selten von Erfolg gekrönt und dauerten 
zudem meist sehr lange, so Kessler. Etwas 
mehr Erfolgsaussichten hätten Geschä­
digte, wenn sie eine aussergerichtliche 
 Einigung mit dem betreffenden Arzt oder 
Spital anstrebten. Werner Ott, Geschädig­
tenanwalt aus Zürich, sieht zwar durchaus 
Möglichkeiten für Patienten, sich nach 
Ärztefehlern zu wehren. Aber diese seien 
nicht einfach wahrzunehmen: «Patienten 
sind Laien, die sachkundigen Ärzten ge­
genüberstehen, die alle Akten kennen und 
diese beliebig interpretieren können.» Es 
sei ein Kampf Davids gegen Goliath.

«Komplexe Dienstleistungen»

Gemäss Insidern gehen aber viele Ärzte 
heute offener mit Fehlern um als früher. 
Der Glaube an die eigene Unfehlbarkeit 
habe abgenommen, sagt Sven Staender, 
Chefarzt für Anästhesie und Intensivmedi­
zin am Spital Männedorf, der ab diesem 
Herbst an einem Lehrauftrag der Universi­
tät Zürich für Patientensicherheit beteiligt 
ist. «Über Behandlungsfehler zu reden, ist 
nicht mehr tabu», sagt auch Marc­Anton 
Hochreutener von der Stiftung für Patien­
tensicherheit. «Die Vorstellung von Ärz­
ten, Halbgötter in Weiss zu sein, ist eher im 
Rückgang», stellt selbst Geschädigtenan­
walt Werner Ott fest.

Die Bereitschaft von Ärzten, Fehler ein­
zugestehen, ist allerdings nur eine Vor­
aussetzung für weniger Fehler. «Medizini­
sche Dienstleistungen sind sehr komplex 
– komplexer als etwa die Flugindustrie», 
sagt Marc­Anton Hochreutener. Die 
Schweiz sei bei der Bekämpfung von Be­
handlungsfehlern wie andere Industrie­

«Über Behandlungsfehler zu reden, ist nicht mehr tabu»: Ärzte bei einer Magenoperation.
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 einer vollamtlichen Gynäkologin, die ledig­
lich von einigen Belegärzten und Assistenten 
unterstützt wird, die zweitgrösste Geburts­
abteilung im Kanton St. Gallen zu betreiben. 
Jährlich erblicken hier rund 700 Kinder das 
Licht der Welt. Diese Grösse hat das Spital Wil 
der Politik zu verdanken. 2005 und 2006 
 wurden die Geburtsabteilungen in Flawil und 
Wattwil geschlossen, zugunsten des Spitals 
Wil. Leimgruber war und ist als Chefärztin der 
Gynäkologie das Aushängeschild der zentrali­
sierten Geburtsabteilung. 

Karriere dank HIV-Skandal

Fest steht, dass Leimgruber praktisch keine 
 Erfahrung hatte, als sie mit 39 zur Chefärztin 
gekürt wurde. Im März 2000 wechselte sie 
vom Berner Inselspital als leitende Ärztin nach 
Wil. Die Stelle war nicht ausgeschrieben. Zwei 
Monate später, im Mai 2000, war sie bereits 
Chefärztin – als erste Frau in der Ostschweiz. 
Ihre Blitzkarriere hatte Leimgruber weniger 
ihrem fachlichen Ausweis als den Umständen 
zu verdanken: dem Wiler HIV­Skandal.

Zwei Chefärzte, darunter Gabriel Ayer, der 
medizinische Leiter des Spitals, hatten 1988 
 einem Rentner eine HIV­Infektion verschwie­
gen, die sich dieser durch eine verseuchte Blut­
konserve zugezogen hatte. Anders als gedacht, 
starb der Mann aber noch lange nicht. Ende 
1999 brach beim mittlerweile 84­jährigen 
Mann die Aids­Erkrankung aus. Der Chefarzt 
der Inneren Medizin, Markus Häusermann, 
wurde von Ayer aufgefordert, seinen Patienten 
nicht zu behandeln, sondern sterben zu lassen. 

Als sich Häusermann und seine Kollegen 
 Niklaus Deseö und Pascal Meyer bei der Spital­
kommission beschwerten, ging die Spitallei­
tung nicht gegen die fehlbaren Ärzte vor, son­
dern gegen die Überbringer der schlechten 
Botschaft. Internist Häusermann wurde frei­
gestellt. Anästhesist Meyer wurde «in gegen­
seitigem Einvernehmen» entlassen. Gynäko­
loge Deseö wurde degradiert, war nur noch als 
stellvertretender Chefarzt geduldet. 

Doch der Vorgang wurde publik, die Staats­
anwaltschaft nahm Ermittlungen auf. Gabriel 
Ayer wurde als Hauptverantwortlicher wegen 
schwerer Körperverletzung zu sieben Mona­
ten Haft verurteilt. Er behielt seinen Posten 
vorerst, hatte aber bald keine Patienten mehr. 
Der zweite Arzt wurde freigesprochen, vom 
Spital aber zurückgestuft. Er wurde kurz 
 darauf tot aufgefunden. Der damalige Wiler 
Stadtpräsident und Chef der Spitalkommis­
sion, Josef Hartmann (CVP), wurde vom Volk 
abgewählt. Am Ende lag das Spital Wil darnie­
der, kopflos und ausgeblutet. Die besten Ärzte 
waren weg, das Vertrauen der Patienten auch. 
Für die Spitalleitung ging es darum, all die 
 vakant gewordenen Kaderstellen neu zu beset­
zen, darunter auch den Chefarztposten in der 
Gynäkologie. Da kam die zwar unerfahrene, 
aber ehrgeizige Cécile Leimgruber, die erst seit 

zwei Monaten als leitende Ärztin arbeitete, 
 gerade recht. 

Ferien verlängert

Gesundheitsdirektorin Heidi Hanselmann 
sagt, dies sei vor ihrer Amtszeit passiert, sie 
kenne die Hintergründe nicht. Auf die Frage, 
ob eine derart steile Karriere auch unter ihr 
möglich sei, antwortet Hanselmann knapp: 
«Nein.» Dennoch beliess die Regierungsrätin 
die überforderte Gynäkologin auf ihrem Platz 
– auch, als es zu Kündigungen im Team kam, 
auch nachdem eine siebenfache Mutter gestor­
ben war, weil man sie nicht korrekt untersucht 
hatte. Sogar als Hanselmann davon erfuhr, 
dass Leimgruber einen Krebsbefund «verges­
sen» hatte, blieb sie untätig. Und selbst nach­
dem die Ärztin zu zwei Jahren bedingt verur­
teilt worden war, hielt sie an ihr fest. 

Im Moment arbeitet Cécile Leimgruber 
nicht. Suspendiert sei sie jedoch nicht, sagt 
Hanselmann. Die Ärztin hat ihre Ferien ver­
längert, bis der Spital­Verwaltungsrat über das 
weitere Vorgehen entscheidet. Für alle weiteren 
Fragen verwies Hanselmann auf eine Medien­
konferenz, die nach Redaktionsschluss der 
Weltwoche am Mittwoch stattfand.

länder erst in einem «fortgeschrittenen 
Anfangsstadium». Die Stiftung für Patien­
tensicherheit, die Hochreutener führt, 
wurde 2003 mit dem Ziel gegründet, die 
Zahl der Behandlungsfehler zu reduzie­
ren – als Reaktion auf die erschreckenden 
Fallzahlen der erwähnten amerikanischen 
Studie. Heute tragen Bund, Kantone und 
Berufsverbände die Stiftung im Wesentli­
chen. Allerdings müsse deren Finanzie­
rung gemäss Hochreutener jedes Jahr aufs 
Neue «erkämpft» werden.

Fehlermeldesysteme im Vormarsch

In einer 2009 publizierten Umfrage ant­
worteten 59 Experten des Gesundheits­
wesens (unter anderem Ärzte, Pflegeper­
sonal, Ökonomen, Juristen), die an einer 
schweizerischen Tagung zur Patienten­
sicherheit teilgenommen hatten, auf die 
Frage, welche Massnahmen gegen Be­
handlungsfehler geeignet seien. Am 
 häufigsten empfahlen die Experten, die 
Medikamentensicherheit zu verbessern, 
die Fehlerkultur zu fördern und die Aus­ 
und Weiterbildung im Bereich Patienten­
sicherheit voranzutreiben. Überaus häu­
fig sprachen sie sich auch für die Einfüh­
rung des sogenannten CIRS aus. CIRS 
steht für Critical Incident Reporting  
System und ist eine informatikbasierte 
Plattform, wo Ärzte und Pflegende Be­
handlungsfehler rapportieren können, 
die beinahe zu einem Patientenschaden 
geführt haben. 

Die Idee ist, dass innerhalb einer Spital­
abteilung (oder einem Verbund von Abtei­
lungen) erkannt wird, welche Abläufe be­
sonders störungsanfällig sind. CIRS ist 
heute das wohl wichtigste Instrument an 
Spitälern, um Behandlungsfehler zu ver­
meiden. «Wie erfolgreich das System ist, 
ist schwierig zu sagen», sagt Sven Staen­
der vom Spital Männedorf, der CIRS in der 
Schweiz mitentwickelt hat. «Denn ver­
hinderte Fehler werden natürlich nicht er­
fasst.» Dass sich das System seit seiner 
Entwicklung vor fünfzehn Jahren sehr 
schnell verbreitet habe, sei aber ein Indiz, 
dass es nützlich sei.

Leider sei das rechtliche Fundament von 
CIRS noch immer nicht geklärt, sagt 
 Staender. Denn es sei nicht auszuschlies­
sen, dass Gerichte auf die mittels CIRS 
 gesammelten Daten zurückgreifen können, 
wenn sie über allfällige Behandlungsfehler 
entscheiden müssen. Der Quellenschutz 
sei also nicht wasserdicht. Das müsse er 
aber sein, damit solche Fehlermeldesyste­
me wirklich funktionierten. Der Weg zu 
 weniger Behandlungstoten in der Schweiz 
führt also nicht zuletzt über die Politik.

Pensionierung
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Das Erste, was Andreas genannt «Res» Aebi 
dem Besucher auf seinem Unteremmentaler 
Hof in Alchenstorf BE zeigt, sind Schwalben­
nester. Mehlschwalben, sagt der selbster­
nannte «Ornithologe aus Leidenschaft», nis­
teten draussen unter dem Scheunendach; 
drin nen im Kuhstall seien es Rauchschwalben, 
erklärt Aebi weiter. Ein wesentlicher Unter­
schied, wie er dem vogelkundlichen Laien 
 erläutert: «Schwalbe ist nicht gleich Schwalbe. 
Wie Wein nicht gleich Wein ist.» Aus einem 
Nest unter der Decke im Mittelgang des 
 Kuhstalls gieren die Schnäbel von vier Jung­
vögeln. Ihre Eltern pendeln im Minutentakt 
 zwischen den offenstehenden Toren hin ­
durch – Servicepersonal für den gefrässigen 
Nachwuchs. Er habe es abgelehnt, eine moder­
ne Lüftung  einzubauen, sagt Aebi. Das wäre 
zwar komfortabel gewesen, aber dann gäbe es 
«hier keine Schwalben mehr». «Biodiversität» 
sei ihm wichtig. 

«Biodiversität»: Das ist kein Wort, das im 
SVP­Vokabular eine allzu grosse Rolle spielt. 
Doch dem Nationalrat der Volkspartei liegt 
das Anliegen offensichtlich am Herzen, wie 
der Rundgang durch seinen Betrieb zeigt. Vom 
Kuhstall geht es weiter in den Garten, vorbei 
an einer Steinmauer und einer niederen 
 Buchsbaumhecke. «Da leben zwanzig Tier­
arten drin», sagt Aebi mit Blick auf den un­
scheinbaren Buchshag. Nicht ohne einen grün 
angehauchten Stolz verweist der Bauer auch 
auf einen Holzhaufen neben dem Gartensitz­
platz. Er diene einzig dazu, Wohnstätte für 
 Insekten zu sein.

Szenenwechsel. Das Erste, was Markus Rit­
ter dem Reporter auf seinem Hof in Altstätten 
über dem St. Galler Rheintal zeigt, ist ein abge­
storbener Hochstammbaum, eine sogenannte 
Wasserbirne, ganz von Efeu überwachsen. «Sie 
ist nur noch für die Insekten da», sagt Ritter. 
Der Satz hätte auch von Aebi sein können. Es 
ist fast, als folgten sie einem geheimen Dreh­
buch oder als hätten sie sich vorgängig abge­
sprochen. Rücksicht auf die Natur zu demons­
trieren, scheint angesagt zu sein im Schweizer 
Bauernstand des 21. Jahrhunderts. Produktivi­
tätssteigerungen, ja, aber nicht um jeden Preis: 
Das ist die Botschaft, die man vermitteln will. 
Unvorstellbar, dass man vor zwanzig Jahren 
die Aufmerksamkeit auf solche Inseln der Un­
wirtschaftlichkeit gelenkt hätte. 

Doch die anekdotische Eintracht darf nicht 
darüber hinwegtäuschen: Aebi und Ritter 
sind, auch wenn sie es sich ungern anmerken 

Dickschädel gegen Bauernphilosoph   
Der Sankt Galler CVP-Nationalrat Markus Ritter duelliert sich mit seinem Berner SVP-Ratskollegen 
 Andreas Aebi um das Präsidium des Schweizerischen Bauernverbands. Auf Hofbesuch bei den  
unterschiedlichen Spitzenkandidaten. Von Philipp Gut, Ruben Wyttenbach und Nathalie Bissig (Bilder)

«Gäng hongrig uf d Wäut»: SVP­Mann Aebi auf seinem Land.
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lassen, Konkurrenten und Rivalen. Beide 
 wollen im November den Thurgauer Hans jörg 
Walter (SVP) beerben und Präsident des 
Schweizerischen Bauernverbands (SBV) wer­
den. Vergangene Woche hat sie der Vorstand 
offiziell nominiert. Zwar steigen auch die SBV­
Vizepräsidenten Josef Dissler (LU) und Fritz 
Glauser (FR) ins Rennen, doch die grössten 

Chancen werden den Nationalräten Aebi und 
Ritter eingeräumt. Das Duell ist eröffnet. 

Traditionsgemäss wechseln sich SVP und 
CVP an der Spitze des Verbands ab. Nach SVP­
Walter käme jetzt also wieder ein CVP­Mann 
zum Zug. Doch ebenso wichtig wie die Partei­
zugehörigkeit sei die Berücksichtigung der 
Regionen, sagt Andreas Aebi. Das spräche wie­

der für ihn (Ritter kommt wie der Thurgauer 
Walter aus der Ostschweiz). 

Wie auch immer: Dem Sieger winkt die Füh­
rung einer der einflussreichsten Berufs­ und 
Lobbyorganisationen des Landes. Der Bauern­
verband kann als Dachorganisation der 25 
kantonalen Verbände und unzähliger Fachor­
ganisationen wie der Bienenzüchter oder der 
Gemüseproduzenten auf rund 55 000 Mit­
glieder zurückgreifen. Er betreibt eine eigene 
 Versicherung, eine eigene Krankenkasse und 
gleicht einem diversifizierten Dienst leis­
tungsunternehmen. In National­ und Stände­
rat sitzen nicht weniger als dreissig bäuerliche 
Parlamentarier, wovon zwanzig selber Land­
wirte sind (der Rest sind Agronomen und Mit­
arbeiter landwirtschaftlicher Organisationen). 
Vom Bund erhalten die knapp 60 000 Schwei­
zer Bauernbetriebe jährliche Direktzahlungen 
im Umfang von 3,45 Milliarden Franken. 

Die Fakten und Zahlen lassen es erahnen: 
Dem Bauernverband kommt erhebliches Ge­
wicht zu. Von seinem Präsidenten wird erwar­
tet, dass er die Interessen der Landwirtschaft 
in Politik und Öffentlichkeit erfolgreich ver­
tritt («Gute Beziehungen zu Wirtschaftspart­
nern und gesellschaftspolitisch relevanten 
Kreisen», verlangt das «Anforderungsprofil» 
der Findungskommission). 

Melonen und Süssmost 

Dass sie diese Aufgabe zu meistern vermögen, 
davon geben sich sowohl Aebi wie Ritter über­
zeugt. An Selbstbewusstsein mangelt es kei­
nem der Kandidaten. Beide sind erfahren, 
 vernetzt, üben verschiedene Ämter und Funk­
tionen aus. Beide bewirtschaften mittelgrosse 
Betriebe (derjenige von Aebi umfasst 21 Hekt­
aren, der von Ritter 28, wovon 11 Hektaren 
zum Eigentum hinzugepachtet sind). Beide 
haben Milchkühe, Jungvieh, Bienen, Obstbäu­
me, Getreideflächen. Und beide sitzen im 
 Nationalrat. Insofern gleichen sie sich. 

Doch die Delegierten, die am Ende entschei­
den, haben die Wahl zwischen zwei ganz un­
terschiedlichen Typen. Andreas Aebi ist ein im 
Wortsinn etwas dickschädeliges Monument, 
ein Mann, der seinen Führungsanspruch 
schon allein durch die schwingerhaften Masse 
und die Präsenz seines gedrungenen Körpers 
ausdrückt. Seine Antworten sind kurz und 
knapp, bei kritischen Fragen neigt er zum lau­
ernden Gegenangriff. Von sich selbst spricht er 
gern in der dritten Person («Der Aebi kann 
das»). Den Gast bewirten er und seine Frau 
Thea zum Zvieri bernerisch grosszügig mit 
Melone, frischen Tomaten vom Garten, Chips 
und Brunnenwasser (auf Alpkäse und Schin­
ken verzichtet der Reporter). 

Bei Markus Ritter gibt es Kaffee und Süss­
most, hausgemacht, 56 Öchslegrad, von der 
Sorte «Bonapfel». Vor dem Pressen würden die 
Früchte vier Wochen gelagert, erklärt der 

«Landwirtschaftspolitik aus dem Effeff»:  CVP­Politiker Ritter aus dem St. Galler Rheintal.
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Hausherr, womit sie zwar an Gewicht ver lören, 
aber an Qualität gewännen. Es ist typisch für 
Ritter und wird sich im Fortgang des Gesprächs 
wiederholen: Seine Ausführungen nehmen 
mitunter den Charakter einer agronomischen 
oder volkswirtschaftlichen Vorlesung an. 
 Dabei redet er so selbstverständlich von der 
«Funktionalität der landwirtschaftlichen 
Märkte» wie vom «Düngekreislauf» auf sei­
nem Hof. Ritter hat neben seiner Ausbildung 
zum Meisterlandwirt einen Fachhochschulab­
schluss als Wirtschaftsingenieur nachgescho­
ben – die Landwirtschaftspolitik kenne er «aus 
dem Effeff», sagt er. Zu «argumentieren», den 
Leuten die Bedürfnisse und die Bedeutung der 
Landwirtschaft zu vermitteln,  sähe er als eine 
seiner vornehmsten Aufgaben als Bauernpräsi­
dent. Markus Ritter hat – nicht nur wegen sei­
ner Brille und seiner hochgewachsenen Gestalt 
– etwas von einem Gelehrten; fast fühlt man 
sich an einen Bauernphilosophen in der Tradi­
tion des Kleinjogg erinnert. Trefflich lässt sich 
mit ihm darüber diskutieren, was den Men­
schenschlag des Bauern ausmache («boden­
ständig», «geerdet», «bescheiden [die Bäuerin­
nen noch mehr als die Bauern]», «demütig», 
«in Generationen denkend»). 

Auftritt vor Kolumbiens Parlament 

Seit rund zehn Jahren hat Ritter seinen Betrieb 
auf «Bio» umgestellt. Haus und Hof liegen am 
Hang, der Blick geht über das Rheintal ins Vor­
arlbergische hinaus. Die EU­Landwirtschaft 
und die Konkurrenz der billiger produzieren­
den österreichischen und deutschen Landwirte 
liegen in Sichtweite. Das schärft das Auge für 
die Konkurrenz und die besonderen Bedingun­
gen der Schweizer Landwirtschaft. Den Agrar­
freihandel mit der EU, ein politisches Dauer­
thema liberaler Kreise, lehnt Ritter ab. Das 
käme «praktisch einem EU­Beitritt für die 
Landwirtschaft» gleich, sagt er. Ritter rechnet 
vor: Fallen die Grenzen, wird sich das Einkom­
men der Bauernfamilien in etwa halbieren. 

Die Leistungen der Steuerzahler für die Bau­
ern zahlten sich letztlich für die Allgemeinheit 
aus, ist er überzeugt. Neben den klassischen, 
auch in der Bundesverfassung festgeschriebe­
nen Aufgaben der Nahrungsmittelversorgung 
und der Landschaftspflege bringt Ritter ein 
 finanzielles Argument. Die dreieinhalb Mil­
liarden Franken Direktzahlungen würden nur 
einen Bruchteil der Kosten ausmachen, die 
 nötig wären, «um das Land offen zu halten». 
Ohne Bauern würden Weiden und Wiesen ver­
walden, Strassen zuwachsen, Berghänge ero­
dieren: die Bauern – Anwälte der Zivilisation. 

Um seine Wahlchancen bei den Delegierten 
zu erhöhen, hat Ritter unter Federführung des 
St.  Galler Bauernverbands, den er präsidiert, 
eine Hochglanzbroschüre über sich und sei­
nen Hof herausgegeben. Dem Journalisten 
gibt er ein signiertes Exemplar mit auf den 
Weg. Die Eigenwerbung demonstriert den 

Willen zur umfassenden Integration, nicht 
untypisch für den Mitte­Politiker: Er trete 
«für die Milchwirtschaft» ein, «für den Gemü­
sebau», «für den Ackerbau», «für die Fleisch­
produktion», «für den Weinbau», «für den 
Obstbau», verspricht Ritter. 

Rund 200 Kilometer entfernt in Alchenstorf 
im Emmental nimmt Andreas Aebi ungefragt 
auf die PR­Aktivitäten seines Konkurrenten 
Bezug. «Ich betreibe keinen aktiven Wahl­
kampf mit Flyer­Verteilen und so weiter», sagt 
er. Man kenne ihn, und wer ihn wählen wolle, 
 solle ihn wählen. Basta. Da ist sie wieder: die 
etwas bärbeissige Art des Andreas Aebi, die 
sich so deutlich von der dozentenhaften 
 Eloquenz seines Rivalen absetzt. 

Wer Aebi als verstockten Hinterwäldler be­
schreibt, irrt sich allerdings. Der SVP­Natio­
nalrat ist nicht nur OK­Präsident des Eidge­

nössischen Schwing­ und Älplerfestes 2013 in 
Burgdorf, nicht nur Präsident und Vorstands­
mitglied verschiedener Viehzüchtervereini­
gungen, er ist auch Präsident der Aussen­
politischen Kommission (APK). Die nächste 
APK­Reise geht auf seinen Anstoss hin nach 
Kolumbien. Auf Einladung der Gastgeber soll 
er dort vor dem Parlament eine Rede halten. 
«Das hat ein Emmentaler Bauer wohl noch nie 
gemacht», sagt Aebi verschmitzt. Den Schluss 
des Auftritts wolle er in «gutem Spanisch» 
vortragen, verspricht er.

Aebis Auslandbezug hat Tradition. Er sei 
«gäng hongrig gsi uf d Wäut», sagt er. Als Kind 
habe er sich spielerisch die Hauptstädte der 
Welt eingeprägt. Er gehöre noch zur Genera­
tion, die mit fünfzehn ins Welschland ging. Die 
Folgen sind bis heute spürbar. Hört man sich in 
Bundesbern um, loben selbst die Kollegen aus 
der Romandie Aebis Französischkenntnisse. 

Nebenbei organisiert Aebi mit einer fami­
lieneigenen Firma Reisen für Bauern ins Aus­
land. Man besichtigt etwa Berlin, aber auch 
Zuchtbetriebe in der Mark Brandenburg. Im 
Bauernstand sind die lehrreichen Exkursio­
nen ins fremd­vertraute Milieu beliebt. Jähr­
lich reisen rund 500 Schweizer Bauern mit der 
Aebi Reisen GmbH über die Grenzen. 

Weit herum kommt Andreas Aebi auch als 
Auktionator. Er gehört zu lediglich einer Hand­
voll Auktionatoren, die europaweit auftreten. 
Sein Spezialgebiet sind Kühe und  Pferde. Ein 
guter Auktionator müsse sich auskennen – bei 
Mensch und Tier, sagt Aebi. «Wenn eine Kuh 
hereinkommt, kann ich nach zwei, drei Sekun­
den sagen, was sie ungefähr wert ist.» Aber auch 
die Eigenheiten der Menschen müsse man ken­
nen. Manche hielten die Hand hoch, wenn sie 
bieten, andere zuckten nur leicht mit dem 

 Auge. Eine Kuh gehe durchschnittlich für 2800 
Franken weg,  für das edelste Spitzenpferd wür­
den 105 000 Euro geboten.  

Er habe «keine politischen Berührungs­
ängste», sagt Aebi, aber es gebe Grenzen. Der 
neue Berner SP­Ständerat Hans Stöckli habe 
ihn im letzten Jahr für eine Kunstauktion auf­
bieten wollen. Als er nachfragte, wofür das 
Geld verwendet werde, habe Stöckli gesagt: 
«Für meinen Wahlkampf». Da musste «der 
Aebi» passen. 

In der Landwirtschaftspolitik verfolgen IP­
Bauer Aebi und sein Bio­Kollege Ritter ähnli­
che Ziele, allerdings sind Nuancen feststellbar. 
Zur Debatte steht derzeit die sogenannte 
 Agrarpolitik 2014–2017, mit welcher der Bun­
desrat das Direktzahlungssystem reformieren 
will. Umstrittenster Punkt ist eine Reduktion 
der Tierhalterbeiträge, wobei die frei werden­
den Mittel neu flächenbezogen ausbezahlt 
werden sollen. Damit kappt man die Anreize 
für eine möglichst produktive Tierhaltung – 
mit dem Ziel einer weiteren «Ökologisierung» 
und «Extensivierung» der Schweizer Land­
wirtschaft. Der Bauernverband und die beiden 
Topkandidaten für das Präsidium befürworten 
die Umstellung nur bedingt. So warnt Andreas 
Aebi davor, «die Produktiven zu bestrafen». Es 
könne nicht sein, dass diejenigen bevorzugt 
würden, die «nichts tun». Er sei dagegen, wei­
ter «in diesem Tempo zu ökologisieren». Die 
Nahrungsmittelproduktion dürfe nicht mehr 
weiter «heruntergefahren» werden. 

Während Ritter das Bio­Knospe­Label seines 
Betriebs hervorhebt, stellt Aebi den universel­
len Heilscharakter der Bio­Landwirtschaft 
teilweise in Frage. Als Beispiel zeigt er auf ein 
Weizenfeld. Statt das Unkraut mit einem ein­
maligen «dosierten Einsatz» chemischer Mit­
tel zu beseitigen, könne man auch viermal mit 
dem Traktor über das Feld fahren, um das Un­
kraut auszureissen. «Ist das besser für die Na­
tur?», fragt Aebi rhetorisch.  

Solche Feinheiten werden am Ende die Wahl 
aber kaum entscheiden, zumal die Schweizer 
Bauern in den letzten Jahren viel für das Wohl 
der Tiere und die Natur getan haben. Seit den 
1990er Jahren habe sich das Image des Berufs­
stands markant verbessert, sagt SBV­Vize­
direktor Urs Schneider. Die aktuellen «Sympa­
thiewerte» für die Bauern seien hoch. Die 
Reformen machten sich bezahlt: Das Verbot 
der Batteriehaltung, die Einrichtung von 
Laufställen, die Reduktion des Chemie­Ein­
satzes hätten dazu beigetragen, dass die Anlie­
gen der Landwirte in der Bevölkerung verstan­
den würden. Offensichtlich nimmt man ihnen 
ab, dass sie verantwortungsvoll mit den Res­
sourcen umgehen. Markus Ritter drückt es so 
aus: «Der Boden ist das Lehen der Kinder. Wir 
müssen ihn so verwalten, dass er ertragreich 
bleibt für die kommenden Generationen.» 
Das würde gewiss auch «der Aebi» unter­
schreiben. g

«Fallen die Grenzen, wird sich 
das Einkommen der Bauern in 
 etwa halbieren.» 
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Der Gemeindepräsident aus der Zentral­
schweiz schüttelt ungläubig den Kopf: «Ein 
Tunesier hat bei uns im Dorf mehrfach ver­
sucht, in die Bäckerei einzubrechen – bis die 
Angestellten ihn geschnappt und der Polizei 
übergeben haben.» Tags darauf sei er schon 
wieder auf freiem Fuss gewesen. «Und was hat 
er getan?», fragt der Gemeindepräsident: «Er 
hat es in der nächsten Nacht schon wieder in 
der Bäckerei versucht.»

Solche und ähnliche Geschichten kursieren 
wohl in allen Dörfern, die nordafrikanische 
Migranten beherbergen. Es handelt sich meist 
nicht um schwere Delikte, aber die Häufigkeit 
und die Dreistigkeit der Taten sorgen für Angst 
und Unruhe, man fühle sich «ohnmächtig und 
weiss nicht, wie das alles weitergeht», sagt der 
Gemeindepräsident. «Die Polizei kann ja of­
fenbar nichts dagegen unternehmen.»

Um 77 Prozent sei die Zahl der festgenom­
menen Asylbewerber im ersten Halbjahr 2012 
 gestiegen, berichtete die Sonntagszeitung. 467 
 Anzeigen verzeichneten die Behörden durch­
schnittlich jeden Monat, 2011 waren es noch 264 
gewesen. Einbrüche und Taschendiebstähle ha­
ben sich mehr als verdoppelt, Ladendiebstähle 
sind um das Fünffache gestiegen und Autoein­
brüche gar um das Sechzehnfache. Fast die Hälf­
te der Beschuldigten stamme aus Tunesien, Al­
gerien oder Marokko, melden die Polizeikorps. 
Wie gravierend das Problem ist, zeigt die Statis­
tik aus dem Kanton Zürich: In der ersten Jahres­
hälfte 2012 war jeder zehnte verhaftete Tatver­
dächtige ein Asylbewerber, obwohl diese nur 0,5 
Prozent der Bevölkerung ausmachen. Damit ist 
die Gruppe der Asyl bewerber zwanzigmal kri­
mineller als der Rest der Bevölkerung. 

Seit über einem Jahr sind die Probleme mit 
den nordafrikanischen Asylbewerbern be­
kannt – und doch hat sich die Situation  ständig 
verschlimmert. Die Kantone reagieren unter­
schiedlich: St. Gallen setzte Sonderstaats­
anwälte ein, behandelte die Verfahren im 
 Eil tempo und sorgte in den Asylzentren mit 
privaten Sicherheitsfirmen einigermassen für 
Ordnung. Genf hat ein Projekt gestartet, bei 
dem kriminelle Asylbewerber tausend Fran­
ken erhalten, wenn sie zurück in ihre Heimat 
reisen. Fast überall werden Ausgangssperren 
und Rayonverbote verhängt, welche die Nord­
afrikaner von ihren Raubzügen abhalten sol­
len. Neu im Gespräch sind patrouillierende 
 Zivilschützer oder DNA­Datenbanken, mit 
denen die Täter schneller und einfacher über­
führt werden sollen. 

Es sind eine ganze Reihe Massnahmen, die ge­
prüft, beschlossen und durchgeführt worden 
sind, doch der Erfolg bleibt bescheiden, die 
Delikte nehmen weiter zu. «Meist handelt es 
sich leider um blosse Symptombekämpfung», 
sagt der Bündner SVP­Nationalrat Heinz 
Brand, langjähriger Präsident der kantonalen 
Fremdenpolizeien. Er sieht ein Hauptpro­
blem im geltenden Strafrecht, das für Delikte 
wie Einbruch oder Diebstahl lediglich beding­
te Haftstrafen und Geldbussen vorsieht. Auch 
der Strafrechtsprofessor Martin Killias (SP) 
fordert, dass «die Barriere für Untersuchungs­
haft bei Wiederholungsgefahr gesenkt wird». 
Zudem müsse es das Strafrecht wieder erlau­
ben, «bei notorischen Einbrechern und Die­
ben unbedingte Haftstrafen auszusprechen».

Massive Zunahme von Asylgesuchen

Doch lässt sich das Problem damit wirklich 
 bekämpfen? Die Gefängnisse sind bereits heu­
te überfüllt. Ein Vorstoss der SVP, renitente 
und kriminelle Asylbewerber in geschlosse­
nen Anstalten unterzubringen, wurde vom 
Parlament abgelehnt – die Massnahme ver­
stosse gegen die Europäische Menschenrechts­
konvention, hiess es. Dazu kommt, dass 
 nordafrikanische Asylbewerber kaum in ihre 
Heimat zurückgeschafft werden können, da 
Länder wie Algerien oder Marokko seit Jahren 

ein entsprechendes Abkommen verunmögli­
chen und Tunesien nur widerwillig eine ge­
ringe Zahl zurücknimmt. 

Was tun? «Wir müssen die Attraktivität der 
Schweiz senken, damit die kriminellen Asyl­
bewerber erst gar nicht ins Land kommen», 
sagt Heinz Brand. Er beobachtet eine «Bin­
nenwanderung» innerhalb Europas, bei der 
sich die Asylbewerber den Staat aussuchten, in 
dem sie mit den wenigsten Problemen zu rech­
nen hätten und am besten versorgt würden. 
«Wenn die Franzosen, Italiener oder Österrei­
cher härter durchgreifen und weniger Unter­
stützung bieten, ist es nur logisch, dass alle in 
die Schweiz kommen wollen», sagt Brand. Er 
hofft, dass die vom Nationalrat kürzlich be­
schlossenen Verschärfungen des Asylrechts in 
der Herbstsession nun auch vom Ständerat 
 angenommen werden. 

Brands Beobachtung, dass die Schweiz ein 
Magnet für Asylsuchende aus ganz Europa sei, 
wird von der europäischen Statistikbehörde 
Eurostat gestützt. Die jüngsten Daten von 
 Anfang August zeigen, dass in den EU­27­ 
Ländern die Zahl der Asylgesuche im ersten 
Quartal 2012 gegenüber dem gleichen Quartal 
des Vorjahres um zwei Prozent abgenommen 
hat. In der Schweiz hingegen hat die Zahl der 
neuen Gesuche im gleichen Zeitraum um 
64 Prozent zugenommen.  g

Paradies für Kriminelle
Die Zahl der delinquenten Asylbewerber ist im ersten Halbjahr 2012 um 77 Prozent gestiegen.  
Ständig werden neue Massnahmen beschlossen – mit bescheidenem Erfolg. Die Schweiz bleibt  
attraktiv und wirkt auch für Asylbewerber innerhalb Europas wie ein Magnet. Von Andreas Kunz

Wie lässt sich das Problem lösen? Die Zürcher Polizei verhaftet einen Mann, der Rayonverbot hat.



34 Weltwoche Nr. 34.12
Bilder S. 34 - 35: ZVG

Ende 2011 bemerkten Anwohner an der Müh-
lebachstrasse in Baar zwei Container, die – 
schwer beladen – zwischen Weihnachten und 
Neujahr abtransportiert wurden. Das war die 
letzte Spur von Roland Züger, einem 59-jähri-
gen IV- Rentner aus dem Kanton Zug. Zusam-
men mit seiner Freundin Nicole, einer 46-jäh-
rigen  Afrikanerin, verschwand Züger damals 
völlig unverhofft und mit unbekannter Desti-
nation, ohne sich von seinen Nachbarn oder 
Angehörigen zu verabschieden. Erfolglos su-
chen seine drei Schwestern und seine beiden 
Söhne seither nach dem Verschwundenen.

Es ist dies die traurige Geschichte eines Man-
nes, der einen Teil seines Gedächnisses verlo-
ren und sich Stück für Stück von seiner Familie 
und seiner Umwelt entfremdet hat. Nur fragt 
man sich im Rückblick, ob es wirklich so weit 
kommen musste – oder ob nicht vielmehr ein 
Hilfloser mit Bedacht isoliert und schamlos 
ausgebeutet wurde, unter den Augen einer Be-
hörde, die nicht sehen wollte, was nicht sein 
darf. Doch der Reihe nach. 

Im Januar 2006 erlitt Roland Züger eine 
Hirnblutung. Nach einem mehrwöchigen 
künstlichen Koma und einer Hirnoperation 

erlangte er zwar wieder Routine in alltägli-
chen Verrichtungen. Äusserlich funktioniert 
der Mann heute ganz leidlich, doch der Schein 
trügt. Auf seine Wahnehmungen und Erinne-
rungen ist kein Verlass. Bisweilen erkannte er 
seine eigenen Angehörigen nicht mehr. Die 
Fragmente, die in seinem Hirn  gespeichert 
sind, geraten plötzlich durcheinander und 
vermengen sich mit der Fantasie. So tauchte er 
auch schon in einer ihm fremden Wohnung 
auf, in der festen Überzeugung, er sei dort zu 
Hause. Besonders schwierig ist, zumindest für 
die Angehörigen, dass Züger selber seinen ver-
wirrten Zustand als normal empfindet. 
Roland Züger, der zuvor ein Leben lang als Me-
chaniker gearbeitet hatte, war gut versichert. 
Und er hatte auch Aussicht auf ein ansehnli-
ches Erbe. Finanziell war seine Zukunft gesi-
chert. Womöglich liegt aber genau hier der 
Kern des Problems. Nur dachte niemand an 
diese Variante, als sich Nicole, die bis dahin 
 eine eher lockere Verbindung zu Roland Züger 
unterhalten hatte, nach dessen Erkrankung 
liebevoll seiner annahm. Vielmehr war man 
froh, dass sich jemand um den geistig verwirr-
ten Mann kümmerte, den man sonst wohl in 
einem Heim hätte unterbringen müssen. 

Die familiären Bande bei den Zügers sind 
zwar ausgesprochen eng. Insbesondere zu 
 seinen beiden Söhnen, die er weitgehend 
 alleine grossgezogen hatte, pflegte Roland Zü-
ger ein inniges Verhältnis. Marc, der jüngere, 
übernahm denn auch sofort eine Beistand-
schaft und regelte fortan die finanziellen 
 Belange. Doch die beiden Burschen standen 
am Anfang ihres Erwachsenenlebens, und es 
war ihnen kaum zuzumuten, den geistig ver-
wirrten Mann tagaus, tagein zu umsorgen. 

So schaute man lange grosszügig über  ei nige 
Makel hinweg, die den Umgang mit  Nicole 
ziemlich schwierig machten. Vor allem war auf 
ihr Wort nie Verlass. Sie hielt sich nicht an ver-
einbarte Termine, ihre Ausreden waren aben-
teuerlich bis erpresserisch. Zur Not erfand sie 
auch mal eine Zwillingsschwester, die es nie 
gab, wie sich später herausstellte, deren ver-
meintlich tragischer Tod sie aber trotzdem in 
tiefste Trauer stürzte. Ihren Vater liess sie 
gleich mehrmals sterben. Und wer ihre fantas-
tischen Geschichten auch nur in Frage stellte, 
war automatisch ein Rassist. Zudem hatte 
 Nicole ihre Finanzen nie im Griff, wovon 
 zahl lose Betreibungen zeugen.

Es gibt denn auch wenige gesicherte Daten 
über Nicoles Werdegang. Zweimal war sie mit 

Roland Züger, vermisst 
Vor acht Monaten verschwand Roland Züger aus seiner Wohnung in Baar. Eine Afrikanerin brachte  
den  geistig verwirrten Rentner, der eben ein Erbe angetreten hatte, in ihre Heimat – unter den  Augen  
der  Vormundschaftsbehörde. Die Spuren verlieren sich in Côte d’Ivoire. Von Alex Baur

Will von seiner Familie plötzlich nichts mehr wissen: Roland Züger.
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einem Schweizer verheiratet, vom einen liess 
sie sich angeblich scheiden, weil er schwul 
 gewesen sei, den anderen diffamierte sie 
 postum als Pädophilen. Die Version der betrof-
fenen Männer, von denen sie sich im Streit 
trennte, ist nicht bekannt. Aus Afrika brachte 
sie eine Tochter mit, bei deren Zeugung   
Nicole, so man den offiziellen Dokumenten 
Glauben schenken will, zehn Jahre alt gewese-
sen sein müsste. Als sie Roland Züger kennen-
lernte, war sie, angeblich als Coiffeuse und 
Kosmetikerin, im Umfeld des Zürcher Rot-
lichtviertels  tätig.

Das Verhältnis zwischen dem Sohn Marc 
und Nicole war von Anfang an nicht das beste. 
Er lebte damals noch zu Hause beim Vater und 
hegte stets den Verdacht, sie würde seinen Va-
ter ausnehmen. Ihr passte es dagegen nicht, 
dass der damals 25-jährige Marc bald mit ihrer 
etwa gleichaltrigen Tochter ein Verhältnis 
 hatte, das Nicole mit allen Mitteln zu unter-
binden versuchte. Zum Eklat kam es, als Marc 
die Beistandschaft übernahm und nun regel-
mässig die Finanzen seines Vaters prüfte. 
 Nicole verfügte damals über dessen Bank-
karte. Wie Marc bald feststellte, tätigte sie auch 
heimlich Anschaffungen in Roland Zügers Na-
men, wobei die Rechnungen oft  unbezahlt 
blieben und in Betreibungen mündeten.

Anfang August 2007 liess Marc deshalb die 
Bankkarte seines Vaters sperren. Wenige Tage 
später griff Nicole ihn auf offener Strasse an, 

bewaffnet mit einem Messer und einer zer-
splitterten Glasflasche, wie Zeugen bestätigen. 
Marc wurde verletzt. Aber da die Wunden nur 
oberflächlich waren und im Spital mit einigen 
Nadelstichen kuriert werden konnten, ver-
zichtete er auf eine Strafanzeige.

Auf Nicoles Betreiben hin ersetzte die Vor-
mundschaftsbehörde von Baar den Sohn in der 
Folge durch einen amtlichen Beistand. Marc 
focht den Entscheid an, ohne Erfolg, aber 
 immerhin gewann er so etwas Zeit. Zwei Jahre 
hatte er dank dem Rekurs noch Einsicht in die 
Finanzen seines Vaters, bevor diese unter dem 
Deckel des Amtsgeheimnisses verschwanden.

 
Heimliche Weihnachtsreise

Die Baarer Vormundschaftsbehörde hatte ge-
hofft, die Spannungen zwischen Marc und Ni-
cole durch den Einsatz eines aussenstehenden 
und professionellen Beistandes zu entschär-
fen. Passiert ist genau das Gegenteil. Nicole 
unterband fortan nicht nur den Kontakt zwi-
schen Roland Züger und seinen Söhnen. Auch 
seine drei Schwestern, mit denen er zuvor 
 einen unbeschwerten familiären Umgang ge-
pflegt  hatte, bekamen ihren geistig verwirrten 

Bruder nun kaum noch zu Gesicht. Er wolle 
von seiner Familie nichts mehr wissen, liess er 
über den Beistand ausrichten. Das passte nicht 
zu seinem Naturell.

Im letzten November teilten die Geschwis-
ter das Erbe ihrer Eltern auf  – ein stattlicher 
Betrag, der aus dem Verkauf eines Einfamili-
enhauses resultierte. Es war das letzte Mal, 

dass die drei Schwestern ihren Bruder Roland 
sahen.  

Was hat Nicole dem verwirrten Mann über 
seine Familie erzählt? Hat sie ihn mutwillig 
gegen diese aufgehetzt? Wir wissen es nicht. 
Die Frau liess seinen Festnetzanschluss auf ihr 
Handy umleiten, und wenn Angehö rige anrie-
fen, wimmelte sie diese ab. Notfalls verein barte 
sie auch mal einen Termin für ein Treffen, den 
sie aber nicht einhielt. Doch meist nahm sie 
den Anruf gar nicht erst entgegen. Schriftliche 
Einladungen blieben unbeantwortet. 

Erfolglos versuchten Zügers Söhne mehr-
mals, sich Zugang zu seiner Wohnung zu ver-
schaffen; mutmasslich hatte sie die Sonnerie 
ausgeschaltet. Einmal befreiten Nachbarn den 
um Hilfe rufenden Roland Züger aus seiner 
Küche, wo Nicole diesen offenbar während 
 ihrer Abwesenheit einsperrte. Ansonsten be-
kamen sie den Mann, den man als gutmüti-
gen, stets hilfsbereiten und geselligen Nach-
barn schätzte, kaum noch zu Gesicht.

Eine solche Situation ist nicht vorgesehen 
im Gesetz. Was sollten die Angehörigen denn 
tun, um mit Roland Züger in Kontakt zu tre-
ten? Ihn polizeilich vorführen lassen, allen-
falls gegen seinen Willen? Unter welchem 
Rechtstitel? Welches war überhaupt sein Wil-
le? Wer bestimmt den Willen eines Menschen, 
der selber nur bedingt in der Lage ist, einen ra-
tionalen Entscheid zu begründen? Seine Ver-
bindung mit Nicole war zweifellos problema-
tisch – doch waren die Alternativen besser?

Die Bevormundung gilt in der Schweiz als 
gravierender Eingriff, als Ultima Ratio, die 
man, wenn immer möglich, vermeidet. Jeder 
Mensch gilt als mündig und eigenverantwort-

lich, solange das Gegenteil nicht hieb- und 
stichfest bewiesen ist. Dazu ist ein psychiatri-
sches Gutachten unumgänglich. Doch ein sol-
ches lässt sich ohne Zügers Mitwirken schwer 
erstellen.Ein Anwalt hätte vielleicht etwas 
ausrichten können. Nur fehlte den Angehöri-
gen schlicht die Fantasie, um sich vorzustel-
len, was Nicole im Schilde führte. In der Hoff-

nung, dass die Zeit die Wunden heilen würde, 
fügte man sich ins scheinbar Unausweichliche.

So gingen drei Monate ins Land, bis die An-
gehörigen merkten, dass Roland Züger und 
Nicole zwischen Weihnachten und Silvester 
2011 heimlich in ihre Heimat verreist waren, 
nach Abidjan, einer Stadt in Côte d’Ivoire. 
Dorthin waren auch die beiden Container vol-
ler Möbel, Auto inklusive, verschifft worden. 
Der amtliche Beistand war offenbar im Bild, 
hatte er doch die Ausgaben für die Flugtickets 
und die Container abgesegnet.  Eine Adresse  
in Abidjan wusste er indes nicht, er konnte den 
Angehörigen lediglich eine Handy- Nummer 
von Nicole geben.

In afrikanischen Kreisen in Zürich kursieren 
Gerüchte, die alles andere als beruhigend sind. 
Angeblich wollen die beiden in Côte d’Ivoire 
heiraten. Als Ehefrau hätte Nicole dann unein-
geschränkten Zugriff auf sein Vermögen. Das 
Geld könnte sie dringend gebrauchen. Allein 
im Jahr 2010 läpperten sich zwölf Betreibun-
gen und Pfändungen gegen sie im Betrag von 
9700 Franken zusammen. Dazu kommen 
sechzehn Verlustscheine über 27 265 Franken 
aus früheren Jahren.

Vor allem aber machen sich die Angehörigen 
Sorgen um Roland Zügers Gesundheit. Das 
tropische Klima der von Seuchen und Unru-
hen geplagten Region dürfte seiner ange-
schlagenen Gesundheit kaum bekommen.  Er 
spricht auch kein Französisch, ausser Nicole 
kennt er niemanden in Abidjan.Ende Mai hat-
te eine seiner Schwestern letztmals telefonisch 
Kontakt mit Nicole. Diese kündete damals ei-
ne baldige Rückkehr in die Schweiz an. Seither 
ist ihr Anschluss tot.  g

Nicole griff ihn auf offener Strasse 
an, bewaffnet mit einem Messer 
und einer zersplitterten Flasche.

Anschluss tot: Roland Zügers Partnerin Nicole. Familiärer Umgang: Zügers drei Schwestern.
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Eine Publikation von Swiss Engi-
neering und Economiesuisse be-
legt das drängende Problem des 
Nachwuchsmangels. Die Inno-
vationskraft und Wettbewerbsfä-
higkeit unserer Volkswirtschaft 
wird dadurch zunehmend 
gefährdet, besonders in Zeiten 
mit einem starken Franken.
Ingenieure entwickeln techni-
sche Lösungen, die unsere 
Schweizer Wirtschaft nach vorne 
bringen. Ein attraktives Berufs-
feld – sollte man meinen. Und 
doch scheint die junge Genera-
tion zu wenig interessiert. Hier 
müssen wir ansetzen: sie für die 
Technik und den faszinierenden 
Beruf des Ingenieurs zu begeis-
tern und ihnen die MINT-Fächer 
schmackhafter zu machen. 

Auf politischer Ebene wurde 
die Notwendigkeit für eine 
gezielte Förderung erkannt. 
Deshalb haben National- und 
Ständerat im Legislaturpro-
gramm 2011 bis 2015 die För-
derung der MINT-Disziplinen 
auf allen Schulstufen verankert. 
Der Bundesrat schlägt in der 

BFI-Botschaft 2013 bis 2016 aber 
nur sehr bescheidene Mittel für 
die Koordination neuer MINT-
Projekte und -Initiativen vor 
— bei weitem nicht ausreichend.  

Für mich als Zentralpräsident 
von Swiss Engineering ist klar: 
Es besteht dringender Hand-
lungsbedarf. Mit einer Motion 
im Nationalrat fordern wir den 
Bundesrat auf, ein schlagkräftiges 
Programm für die Förderung der 
MINT-Fächer in unseren Schu-
len auf die Beine zu stellen. In 
unserem föderalistischen System 
liegt die Verantwortung für die 

obligatorische Schule zwar bei 
den Kantonen. Trotzdem kann 
und muss der Bund Ressourcen 
bereitstellen, um die Attraktivität 
der MINT-Bereiche für die Jun-
gen zu fördern und die Angebote 
der vielen Akteure aus dem Bil-
dungswesen, der Verbände und 
der Wirtschaft zu unterstützen. 
Unsere Schulen spielen hier 
eine zentrale Rolle. Deshalb 
wird auf allen Schulstufen 
ausreichend Unterrichtszeit 
für die MINT-Fächer benötigt. 
Die Förderung muss bereits 
in der Grundstufe ansetzen. 
Speziell wichtig ist, dass die 
MINT-Fächer in der Ausbildung 
der Lehrkräfte an den päda-
gogischen Hochschulen einen 
höheren Stellenwert erhalten. 
Technik ist faszinierend. Ich bin 
überzeugt, dass sich unser Nach-
wuchs noch vermehrt davon 
begeistern lässt. Und nur wenn 
dies gelingt, haben unsere Un-
ternehmen auch in Zukunft die 
nötige Innovationskraft, um im 
globalen Wettbewerb weiterhin 
eine führende Rolle zu spielen. 

Erfolg durch Innovation
Bei den Ingenieuren fehlt 
der Nachwuchs. Dies 
gefährdet die Innovati-
onskraft und damit die 
Wettbewerbsfähigkeit 
der Schweizer Volkswirt-
schaft. Unsere Schulen 
spielen hier eine zentrale 
Rolle. Schon seit Jahren 
wird der Nachwuchsman-
gel an Ingenieuren und 
Spezialisten im MINT-Be-
reich beklagt (Mathema-
tik, Informatik, Naturwis-
senschaften, Technik).

» Die Jungen für die 
Technik zu begeistern 
ist fundamental für die 
Innovationskraft der 
Schweiz.

ÜBER SMART MEDIA
Smart Media entwickelt, produziert und veröffentlicht themenspe-
zifische Zeitungen, die gemeinsam mit führenden Medien auf 
dem jeweiligen Markt vertrieben werden. Dank unseren kreativen 
Medienlösungen helfen wir unseren Kunden, Aufmerksamkeit zu 
erzeugen, Marken zu stärken und Interesse 
sowie Wissensstand über die Unternehmen 
in ihrem jeweiligen Geschäftsbereich zu er-
höhen. Unsere Veröffentli chungen zeichnen 
sich durch hohe Qualität und inspirierende 
redaktionelle Inhalte aus.
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Privathaushalte in der Schweiz werden gemäss 
Kriminalstatistik des Bundes jedes Jahr über 28 000 
Mal von Einbruchdiebstählen heimgesucht – das 
sind täglich ca. 80 Einbrüche. Entsprechend hoch 
ist der Bedarf an Vorrichtungen für den Einbruch-
schutz: Der Gesamtmarkt für Europa wird auf über 
40 Mrd. € geschätzt, die jährlichen Zuwachsraten 
auf ca. 10%. Dass dieser Markt hart umkämpft 
ist, versteht sich dabei von selbst. Am Markt zu 
bestehen ist aber für Schweizer Unternehmen im 
Zeichen der Frankenstärke nicht einfach. Das Zau-
berwort heisst auch in dieser Branche Innovation. 

wenig, wenn sie legal kopiert und verkauft werden 
können. Deshalb sollte ein Schutz vor Nachah-
mung bereits vor der Markteinführung angestrebt 
und damit eine massive Schrumpfung des Markt-
anteils und der Wertschöpfung vermieden werden. 
Ein Patent bietet sich dazu geradeswegs an. 

Die in Worblaufen bei Bern ansässige Firma Intro-
garde AG bietet seit 2012 eine eigene Entwicklung 
zur Nachrüstung von Türen und Fenstern mit 
einbruchhemmenden Spezialbeschlägen an. Die 
Ergänzung erfolgt durch das einfache Auswechseln 
des Fenstergriffes mit neuen mechanischen bzw. 
elektronischen Komponenten. Geschäftsleitungs-
mitglied von Introgarde und Rechtsanwalt Stefan 
Marti hatte erkannt, dass diese Marktnische patent-
rechtlich gesichert werden muss und kontaktierte 
einen Patentanwalt. Dieser riet Herrn Marti in ei-

nem ersten Schritt zu einer sogenannten begleiteten 
Recherche am Institut für Geistiges Eigentum (IGE) 
in Bern um während eines halben Arbeitstages zum 
Preis von CHF 300.- die generelle Patentfähigkeit 

werden, ob sich weitere Investitionen lohnen.

«Die vom Institut für Geistiges Eigentum ange-
botene begleitete Patentrecherche wurde mit 
grossem Engagement durchgeführt und war uns 
für die Abklärung des Standes der Technik sowie 
für das weitere Verfahren äusserst nützlich.»
(Stefan Marti, Geschäftsleitung Introgarde AG,
www.introgarde.ch)

Auf Grund des positiven Verlaufs der begleiteten 
Recherche wurde als weiterer Schritt eine Patent-
anmeldung verfasst, beim IGE eingereicht und 
zugleich eine Recherche zur schweizerischen 
Anmeldung für CHF 500.- beantragt. Diese weitere 
Recherche dient dazu, die Patentfähigkeit vertieft 
auf Grund der eingereichten Patentansprüche 
abzuklären. Der Vorteil dieses Vorgehens ist, dass 
innerhalb des Prioritätsjahres eine angepasste 
Folgeanmeldung eingereicht werden kann, da 
die Resultate in der Regel schon innerhalb von 3 
Monaten vorliegen. Ausserdem kann die schwei-
zerische Anmeldung im Falle eines ungünstigen 
Ausgangs der Recherche zurückgezogen werden, 
ohne dass die Anmeldung veröffentlicht wird. Da 
die beiden Recherchen im Fall der Firma Introgarde 

AG keine wesentlichen Dokumente aufdeckten, 

Entwicklung in Frage stellen, konnte das Verfahren 
zur Patenterteilung weiterverfolgt und das Produkt 
am Markt lanciert werden.

Wie konnten sich beim Tunnelbau die Bau-
maschinen unter dem Gotthard tatsächlich 
treffen?

Geomatik ist die Wissenschaft von der Ver-
messung und Aufteilung der Erde – in Punkte, 

wir uns orientieren, wissen wie hoch ein Ge-

Als GeomatikingenieurIn warten viele Her-

der Planung, auch direkt vor Ort gibt es ab-

-
jekte  und sind die ersten bei der Bergung von 

-

-

how leisten wir einen wichtigen Beitrag zur 
Materialforschung bei Crashtests und im 

-
abläufen und Vermessung erforderlich ist, 

     
Die Tunnelbohrungen am Gotthard trafen 
nach 57km mit nur wenigen Zentimetern Ver-
satz aufeinander, ein hervorragendes Ergeb-

nis für den nun längsten Eisenbahntunnel 

Studium Geomatik und Planung – ETH Zürich

Das Eidgenössische Institut für Geistiges 
Eigentum (IGE) ist die zentrale Anlaufstelle 
des Bundes für alle Fragen zu Patenten, 
Marken, Herkunftsbezeichnungen, Design-
schutz und Urheberrecht. Die Schutzrechte 

werden für die Schweiz vom IGE erteilt und 
verwaltet. Das IGE bietet zudem Recherche-
dienstleistungen zum Geistigen Eigentum 
an, insbesondere zu Patenten und Marken.

Interessierte erhalten weitere Informationen 
auf www.ige.ch oder dem Informations-
portal speziell für KMU auf kmu.ige.ch 
sowie telefonisch beim IGE-Contact Center 
unter der Nummer 031 377 77 77.

Publireportage
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Die Zukunft gehört den erneuerbaren Energien

Am 28. September 2011 hat der 
Ständerat  den schrittweisen 
Ausstieg aus der Kernenergie 
beschlossen und den Bau neuer 
Atomkraftwerke verboten. Das 
revidierte CO2-Gesetz verlangt 
zudem bis 2020 eine Reduktion 
von 20 Prozent - das sind 10,5 
Millionen Tonnen. In Zukunft 
muss somit auf erneuerbare 

Energiequellen zurückgegrif-
fen werden. Zu diesen zäh-
len Wasserkraft, Wind- und 
Sonnenenergie, Erdwärme 
sowie auch die aus nachwach-
senden Rohstoffen gewon-
nene Biomasse. Quellen sind 
ausreichend vorhanden – nicht 
die Verfügbarkeit der Ressour-
cen wird also die Entwicklung 
im Bereich der erneuerbaren 
Energien prägen, sondern vor 
allem politische und wirt-
schaftliche Entscheidungen. 
Zumindest auf Ebene der 
Wissenschaft und Forschung 
ist die Kernenergie zum 
Auslaufmodell geworden – ein 
Wandel zeichnet sich ab. Im 
Gegenzug sind Innovationen 

im Bereich der erneuerbaren 
Energiegewinnung besonders 
wichtig und bedürfen der 
Förderung und Unterstützung. 
Inzwischen gibt es eine Vielzahl 
interessanter Möglichkeiten 
der Aus- und Weiterbildung 
an Schweizer Universitäten 
und Fachhochschulen, wie den 
modular aufgebauten Lehrgang 
«Swiss Energy Expert» oder den 
Studiengang Umweltingenieur-
wesen mit Vertiefungsrichtung 
nachwachsende Rohstoffe und 
erneuerbare Energien, wo der 
schonende Umgang und die 
nachhaltige Nutzung natürlicher 
Ressourcen im Zentrum stehen. 
Es gibt sogar Forschungsstel-
len, die sich ausschliesslich mit 

der Energieübertragung der 
Zukunft beschäftigen. Intelli-
gente Netze, sogenannte «Smart 
Grids», können bestehende 
Anlagen effizienter nutzen und 
eine effektive und umweltscho-
nende Verteilung sicherstellen. 

MEHR TRANSPARENZ IM 

SCHWEIZER STROMMARKT 

Durch die Marktliberalisierung 
ergeben sich komplexe neue 
Anforderungen, und Strom wird 
zur weltweiten Ressourcenfrage. 
Gerade die städtischen Energie-
unternehmen tragen eine be-
sondere Verantwortung, wenn es 
um nachhaltige Energieversor-
gung geht. Es braucht Effizienz-
steigerung, funktionsfähige, in 

Europa integrierte Energiemärk-
te sowie sichere, kostengünstige 
Transportnetze, soll die Schweiz 
langfristig mit erneuerbaren 
Energien versorgt werden. Seit 
2005 verlangt die schweizerische 
Energieverordnung von allen 
Stromlieferanten, ihre Endver-
braucher mindestens einmal im 
Jahr über bestimmte Angaben 
zu informieren. Dazu gehören 
die prozentualen Anteile der 
eingesetzten Energieträger an 
der gelieferten Elektrizität, 
deren Herkunft sowie das Lie-
ferjahr. Seit neustem ist es auf 
Strommix-schweiz.ch möglich, 
sich nicht nur über diese An-
gaben zu informieren, sondern 
auch Vergleiche vorzunehmen.

Politische Parteien, Um-
weltverbände, Forschung 
und Unternehmen suchen 
derzeit nach Lösungen, um 
den Einstieg ins Zeitalter 
der erneuerbaren Energien 
zu schaffen.

TEXT NADINE LEHTINEN

Publireportage

AKTUELL ENERGIETECHNIK

Energie: Schonender Umgang und nachhaltige Nutzung als Ziel von Forschung und Politik

B&R gilt seit Jahren als der Automatisierungsanbieter mit 
dem schnellsten Wachstum in Europa. Gilt dies auch für 
die Schweizer Niederlassung? Ich darf mit Stolz sagen, 
dass wir eine wichtige Tochtergesellschaft innerhalb 
des Konzerns sind und sehr geschätzt werden. Dass wir 
hier über eine Topmannschaft verfügen, weiss unser 
Mutterhaus in Oberösterreich – nicht umsonst wählte es 
uns als ersten Standort, um seinen F&E Bereich in der 
Antriebstechnik weiter auszubauen. Seit der Gründung im 
Jahr 1987 und trotz der Wirtschaftskrise sind wir in der 
Schweiz betreffend des umgesetzten Volumens in den 

Mit welchen Entwicklungen und Trends wird Ihr Unterneh-
men gegenwärtig konfrontiert? Die Maschinenbauer  von 
heute sind anspruchsvoller und selbstbewusster. Sie fragen 
nach Qualität, Wert und nach Möglichkeiten, Lösungen 
maßgeschneidert an ihre Bedürfnisse anzupassen. Mit 
den modularen Systemen von B&R wird den Kunden aus 
verschiedenen Branchen die optimale individuelle Lösung 
geboten. Bei der Auswahl des  Automatisierungssystems 

ist nicht mehr allein die Hardware von Steuerungen 
das Entscheidungskriterium, die Entwicklungsumge-
bung nimmt einen immer grösseren Stellenwert ein. 
B&R investiert in diesem  Bereich seit mehr als fünfzehn 
Jahren viel  und bietet mit «Automation Studio 4», eine 
Software, welche diesen Ansprüchen gerecht wird. 

«Das Unternehmen B&R Industrie-Automation AG mit Sitz 
in Frauenfeld und Biel ist die Schweizer Niederlassung des 
Österreichischen Unternehmens Bernecker + Rainer Indus-
trie-Elektronik GmbH. Mit weltweit 2300 Mitarbeitern in 
68 Ländern, zählt B&R zu den erfolgreichsten Anbietern im 
Bereich der Automatisierung- und Steuerungstechnik. Dieses 
Jahr feiert B&R Schweiz am 23. November 2012 zusammen 
mit Kunden und Geschäftspartnern das 25 jährige Bestehen.

Paolo Salvagno,
Geschäftsführer B&R Schweiz

Halle 2.0 - Stand D022
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Manch Geschichte hätte wohl 
ein schlimmes Ende genommen, 
hätte es ihn nicht gegeben: Daniel 
Düsentrieb. Flugs ein Raumschiff 
konstruiert, das Donald wieder 
aus der Patsche half, den pneu-
matischen Schuhbinder entwi-
ckelt und Dunkellicht erfunden. 
Dabei stellt er immer seinen 
Einfallsreichtum und Genialität 
unter Beweis. Ja, dem Ingeni-
eur ist nichts zu schwer. Oder 
«schwör» wie es die Übersetzerin 
Erika Fuchs für Daniel Düsen-
trieb aus Heinrich Seidels Inge-
nieurslied ableitete. Entenhausen 
wäre nicht dasselbe ohne ihn, 
unzugänglich, überschwemmt, 
geistloser oder gar zerstört. 

DAS BERUFSBILD

Ingenieure schufen und schaffen 
die Grundlagen der Moderne wie 
keine andere Berufsgruppe. Sie 
finden beispielsweise Wege um 
Ressourcen zu schonen, entwi-

ckeln intelligente Verkehrsysteme 
und Maschinen, schauen, dass 
die Erkenntnisse aus verschie-
densten Fachbereichen in ein 
Produkt umgesetzt werden und 
sorgen dafür, dass wir täglich 
sauberes Wasser trinken können. 
Das alles steigert die Lebens-
qualität von jedem. Neben der 
wirtschaftlichen Entwicklung, 
wie beispielsweise effizientere 
Maschinen, achten sie heute 
darauf die Innovationen in Ein-
klang mit der Natur zu bringen.

AUS- UND WEITERBILDUNG

Wichtig beim Ingenieursberuf 
sind Verantwortung, Unabhän-
gigkeit, je nachdem Wirtschaft-
lichkeit, vernetztes Denken, Fach-
wissen und die damit verbundene 
Aus- und Weiterbildung. 

Der theoretische Unterricht 
in Naturwissenschaften ist 
auf Ingenieure zugeschnitten. 
Beispielsweise werden Mecha-
nik und Optik nicht allge-
mein, sondern als Technische 
Mechanik und Technische Optik 
gelehrt. Der Ingenieur gebraucht 
Mathematik zur Beschreibung 
und zur quantitativen Bewer-
tung seiner Objekte und eignet 
sich höhere Mathematik an.

Je nach Ingenieurswissen-
schaft werden physikalische, 
chemische oder biologische 
Erkenntnisse ausgewertet. Ein 
einzelnes System (Gerät, Maschi-
ne, Bauwerk, Transportmittel, 
Kommunikationsmittel) kann auf 
Erkenntnissen aller drei Natur-
wissenschaften beruhen. Sicher 
ist, dass es sich selten nur auf 

eine der drei – vorwiegend der 
Physik – stützt. Das hat zur Folge, 
dass sich der einzelne Ingenieur 
ein breites naturwissenschaft-
liches Wissen aneignen wird.

Der Universitäts-Absolvent 
wird theoretisch umfangreicher 
als der Fachhochschul-Ingenieur 
ausgebildet, was ihn für eher the-
oretische Anwendungen beruft. 
Ein Fachhochschulabsolvent 
hat oft vor seinem Studium eine 
technische Lehre absolviert oder 
ein Handwerk erlernt, was in 
einer Tätigkeit als Produktions-
ingenieur von Vorteil sein kann.

NACHWUCHSMANGEL

Der Fachkräftemangel im 
MINT-Bereicht (Mathemathik, 
Informatik, Naturwissenschaften 
und Technik) hat laut Bericht des 
Bundesrates von 2010 «Mangel 
an MINT-Fachkräften in der 
Schweiz» verschiedene Ursachen. 
Unter anderem wird in diesem 
der tiefgreifende Strukturwandel 
der Schweizer Volkswirtschaft 
in der Produktionstechnologie 
angeführt. Das heisst, es werden 
immer mehr qualifizierte und 
viel weniger unqualifizierte Ar-
beitskräfte benötigt. Auch gehen 
in den nächsten zehn bis zwanzig 
Jahren viele Fachkräfte in Pen-
sion. Junge Daniel Düsentriebs 
sind also gesucht. Gemäss einer 
Umfrage wurde die Lücke 2009 
mit 14 000 Fachkräften beziffert.

Zum praktischen Nutzen der Menschen
Ingenieurleistungen 
begleiten uns im täglichen 
Leben. Ob Brücken um 
Hindernisse zu überwin-
den, Tunnels die Mobilität 
erlauben, ambitionierte 
Gebäude und Maschinen 
oder visionäre Energie-
projekte für Industrie und 
Haushalte.

TEXT SARAH BRANDENBERGER 

Ingenieure schufen und schaffen die Grundlagen der Moderne 

Weiterbilden an der ETH Zürich
Master (MAS, MBA):     Architecture and Information   |   Conservation Sciences   |   Entwicklung und 
Zusammenarbeit   |   Gesamtprojektleitung Bau   |   Housing   |   Geschichte und Theorie der 
Architektur   |   Landscape Architecture   |   Management,  Technology, and Economics   |   MBA Su pply 
Chain Management   |   Medizinphysik   |   Natural Hazards Management   |   Nutrition and Health   |   
Raumplanung   |   Security Policy and Crisis Management   |   Sustainable Management of Man-
made Resources   |   Sustainable Water Resources   |   Urban Design 
Weiterbildungsdiplom (DAS):    Angewandte Statistik   |   Informationstechnologie und Elektrotech-
nik   |   Militärwissenschaften   |  Pharmazie   |   Raumplanung   |   Verkehrsingenieurwesen      
Weiterbildungszertifikate (CAS):    Angewandte Erdwissenschaften   |   Angewandte Statistik   |  
Betriebliches Gesundheitsmanagement   |   Entwicklung und Zusammenarbeit   |   Informatik   |    
Pharmaceuticals – From Research to Market   |   Radiopharmazeutische Chemie, Radiopharmazie   |    
Raumplanung   |   Räumliche Informationssysteme   |   Risiko und Sicherheit technischer Systeme   |    
Unternehmensführung für Architekten und Ingenieure

Für weitere Informationen:
Zentrum für Weiterbildung, Tel. +41 44 632 56 59
www.zfw.ethz.ch

....einen Schritt weiter !

Höchste Sicherheit mit ACITEC® Bewehrungskörben

+ höchste Sicherheit dank beid-
seitig geschlossenen Schlaufen

+ keine Verletzungsgefahr

+ kein gegenseitiges Verkrallen

+ ungehindertes Vibrieren des 
Betons

Infotel 0844 80 88 18
www.bewehrungstechnik.ch

Anzeige

FOKUSFÖRDERUNG UND BERUFSBILD

Gut beraten

Die Spezialität der Chem-
gineering Gruppe sind 
hochwertige und praxiser-
probte  Beratungs- und 
Planungsdienstleistungen 
für Life-Sciences-Unter-
nehmen zum Beispiel in 
den Pharma-, Biotech- 
und Feinchemiemärkten.  
«The Business Desig-
ners» unterstützen bei 
Investitionsvorhaben mit 
unabhängigen Beratungs-
dienstleistungen: diese 
umfassen Geschäftspro-
zessmanagement, Risiko-
analysen, kostenbewusste 
Umsetzung von regula-
torischen Anforderungen 
bis hin zur Computervali-
dierung. «The Technology 
Designers» meistern 
anspruchsvolle Investi-
tionsprojekte komplett 
mit allen Fachgewerken: 
Anlagenplanung und -re-
alisierung einschliesslich 
Neu- und Umbau von Pro-
duktions-, Entwicklungs- 
und Forschungszentren, 
Infrastrukturanlagen oder 
Fabriken.

www.chemgineering.com
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Angesichts globaler Vernetzung 
und Weiterentwicklung von Ver-
kehrstechnologien, die einerseits 
unsere Lebensqualität erhöhen, 
andererseits negative Folgen 
wie Staus, Unfälle, Lärm und 
Luftverschmutzung nach sich 
ziehen, stellt die Mobilität eine 
grosse Herausforderung dar. 
Sie ist Voraussetzung für eine 
gut funktionierende, moderne 
Gesellschaft, soll sich jedoch 
auch nachhaltig entwickeln. Die 
Zukunft der Mobilität hängt 
von den unterschiedlichen 
Bedürfnissen von Wissenschaft, 
Wirtschaft und Gesellschaft ab. 
Im Idealfall soll sie gleichzeitig 
wirtschaftlich, ressourcenscho-
nend und sozial verträglich 
sein. Organisationsentwick-
lungen in Unternehmen, neue 
technische Möglichkeiten sowie 

Verhaltensänderungen können 
entscheidend dazu beitragen, 
dieses Ideal zu erreichen. 

UMWELTFREUNDLICHE 

ELEKTRO AUTOS?

Die Automobilbranche stellt 
bezüglich Innovationen und 
Design eine Vorzeigebranche 
dar. Doch auch die Umweltver-
träglichkeit spielt eine immer 
wichtigere Rolle. Die Auto-
Umweltliste bestätigt 2012 die 
Dominanz der Hybridautos: Sie 
belegen die Plätze eins und zwei. 
Fünf weitere Top-Ten-Wagen 
fahren mit Erdgas, das bei der 
Verbrennung weniger CO2-
Emissionen als Benzin oder 
Diesel verursacht. Doch auch 
die Elektroauto-Produktion 
ist in Bewegung geraten: Viele 
neue Modelle sollen dieses oder 
nächstes Jahr auf den Markt 
kommen. Für die Umweltbilanz 
von Elektroautos ist sicherlich 
die Stromquelle entscheidend – 
am besten schneiden Wind- und 
Wasserkraft ab. Elektroautos 
sind vor allem dann sinnvoll, 
wenn sie mit echtem Ökostrom 
betrieben werden – was heute 
noch eher selten der Fall ist. 

Allerdings muss dies nicht so 
bleiben: Die Entwicklung macht 
stetig Fortschritte, und der An-
teil an erneuerbaren Energien 
bei der Stromerzeugung in der 
Schweiz steigt Jahr für Jahr 
an. Bereits in den 80er-Jahren, 
wo ein «sauberes» Auto wie 
ein Geschenk des Himmels 

erschien, gab es verheissungs-
volle Elektrofahrzeuge. Aber 
weswegen beispielsweise hat 
sich das «EV1», die Weiterent-
wicklung des «Sun Racer» von 
General Motors, 1987 nicht 
durchgesetzt? Der schnittige 
Sportflitzer wurde 1996 im 
Autosalon von Los Angeles 
vorgestellt. Schon die erste 
Batteriegeneration erlaubte eine 
Reichweite von 130 Kilometern 
– dies wäre noch heute für über 
90 Prozent des amerikanischen 

Pendlerverkehrs ausreichend, 
ganz zu schweigen vom kleiner 
dimensionierten Europa. Das 
«EV1» fuhr praktisch geräusch-
los, produzierte keine Abgase 
und war zudem fast unterhalts-
frei. Kurz darauf rüsteten auch 
Honda, Ford, Toyota, Nissan, 
VW und weitere Hersteller be-
stehende Modelle auf Elektroan-
trieb um. Fünfzehn Jahre später 
gibt es solche Elektro autos nicht 
mehr – der Beginn einer neuen 
Ära war rasch wieder vorbei. Es 
kann also nur gehofft werden, 
dass der Einfluss der Erdöllobby 
die Marktetablierung von Elek-
troautos nicht erneut scheitern 
lässt.

E-BIKING IM KANTON 

GRAUBÜNDEN

Nicht nur in der Automo-
bilbranche, sondern auch bei 
anderen Fortbewegungsmitteln 
hat die Entwicklung in den 
letzten Jahren grosse Sprünge 
gemacht. Vom E-Velo über den 
E-Scooter, E-Motorrad bis hin 
zu Spezialfahrzeugen wie Seg-
way und E-Trottinette gibt es 
unzählige Varianten von Elek-
tromobilität in Kombination 

mit der Benutzung des Zuges ist 
beispielsweise das neue Projekt 
«Graubünden Bike» zu nennen: 
Der Kanton Graubünden ist ein 
Paradies für Zweiradfahrer, und 
die Rhätische Bahn trägt dem 
Biking-Trend der letzten Jahre 
mit verschiedenen Veloverlade-
angeboten Rechnung. Logistiker 
und Techniker sind gefordert: 
Viele Bahnen haben den Velo-
transport wegen des grossen  
Aufwandes stark eingeschränkt 
oder sogar aufgehoben. Die 
Rhätische Bahn hingegen hat 
das Angebot laufend ausgebaut 
und setzt in der Sommersaison 
zusätzlich Velowagen ein, bei-
spielsweise für die Regionalzüge 
zwischen Pontresina und Scuol, 
auf der Strecke Landquart—
Davos oder auf der Berninali-
nie. Denn nicht nur Hochleis-
tungsathleten, sondern auch 
Familien, Rentner und Vereine 
sollen vom erweiterten Angebot 
profitieren können. Zusätzlichen 
Anreiz bieten Kombiangebote 
wie 20 Prozent Ermässigung auf 
die Fahrt sowie die Miete von 
E-Bikes, Countrybikes, Moun-
tainbikes oder Kindervelos für 
einen Bikeausflug im Engadin.

Mobilität der Zukunft 
Die Bedeutung von Mobi-
lität als gesellschaftliches 
Grundbedürfnis wird 
zukünftig noch steigen – 
auch im Hinblick auf die 
Forderung nach einer 
nachhaltigen Entwicklung.

TEXT NADINE LEHTINEN

»Mobilität stellt eine 
grosse Herausforde-
rung dar.

Anzeige

Elektroautos sind vor allem dann sinnvoll, wenn sie mit echtem Ökostrom betrieben werden
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Vom iPhone über den Sparschäler bis 
hin zur Planung ganzer Städte – über-
all hatten und haben Ingenieure ihre 
Finger im Spiel. Ihr Fachwissen steht 
auf dem Arbeitsmarkt hoch im Kurs. 
Eine renommierte Ingenieurschmie-
de, die dieses Wissen weitergibt, findet 
sich in der Schweiz. Die Eidgenössi-
sche Technische Hochschule Zürich 
(ETH Zürich) belegt in internationalen 
Rankings Spitzenplätze und gilt als 
eine der besten Hochschulen auf dem 
Kontinent. Seit Herbst 2007 lenkt der 
Physiker Prof. Dr. Ralph Eichler als 
Präsident die Geschicke der Hochschule.

Herr Eichler, haben Sie Kinder?
Ja. Drei.

Welche Probleme müssten Ingenieu-
re lösen, damit Sie die Welt gelassen 
Ihren Kindern überlassen könnten?

Das wird es nie geben. Es gibt kein 
Anrecht auf ein sorgenfreies Leben. 
Dass wir je alle Probleme gelöst haben 
werden – das ist eine Illusion. 

Glauben Sie daran?
Nein, aber es gibt doch globale 

Probleme, die mit Ingenieurtech-
nik gelöst werden könnten. 

Klar, zur Zeit verbrauchen wir zwei-
mal unseren Planeten auf. Mit Nach-
haltigkeit kann man diesen Verschleiss 

aufhalten oder zumindest abbremsen. 
Das erreicht man durch die Reduktion 
von Materialflüssen. Mit dem Begriff 
«Materialfluss» werden Vorgänge bei der 
Verteilung stofflicher Güter bezeichnet. 
Das kann zum Beispiel die Aus- und Ein-
fuhr von Lebensmitteln betreffen, aber 

auch den Umgang mit Abfällen oder den 
Ressourcenverbrauch bei der Umwand-
lung von einer Energieform in eine ande-
re. Die Optimierung und Reduktion der 
Materialflüsse ist ein Ingenieurproblem.

Und daran wird geforscht?
Ja, an dieser Form der Effizienzsteige-

rung arbeiten wir intensiv. Ein Beispiel ist 
die Umwandlung von einer Energieform 
in die andere. Wir produzieren heute 
noch zu viel Abfall oder Abfallwärme 
und generieren damit neue Material-
flüsse. Die gilt es zu minimieren. Gute 
Ingenieure können jedoch nicht mehr 

tun als Lösungsansätze zu entwickeln. 
Ob und wann diese umgesetzt werden, 
entscheidet schliesslich die Wirtschaft 
beziehungsweise die Gesellschaft.

Was macht einen guten Ingenieur aus?
Er braucht solide Grundlagenkennt-

nisse in Mathematik und Physik und 
muss lösungsorientiert sein. Er soll nicht 
Probleme erkennen können, sondern 
auch gewillt sein, diese zu lösen.

Zudem muss er interdiszipli-
när arbeiten können, oder?

Das stimmt, Interdisziplinarität ist 
wichtig. Das fordert einen hohen Grad 
an Kommunikations- und Teamfähigkeit. 
Zudem sollte er etwas vom Geschäft 
verstehen, wenn er in der Wirtschaft tätig 
ist. Die technisch beste Lösung ist oftmals 
zu teuer für den Markt. Sie muss lediglich 
gut genug sein. Wir müssten unseren 
Ingenieuren beibringen, wie man etwa 
mit Low-Tech-Möglichkeiten in Ent-
wicklungsländern das meiste herausholt.

Was für Ingenieure braucht 
es in einem Team? 

Den Künstler, der vor Ideen spru-
delt. Dann den Realisten, der die Ideen 
des Künstlers hinterfragt und ihnen 
damit Substanz verleiht. Und schlies-
slich braucht es den Pragmatiker, der 
das Produkt erkennt und dieses bis zum 

Helden ohne Glamour
Was macht einen guten Ingenieur aus? Weshalb gibt es in den Naturwissenschaften einen Fachkräfteman-
gel? Lässt sich eine Ingenieurkarriere mit Familienplanung vereinbaren? Prof. Dr. Ralph Eichler, Präsident 
der ETH Zürich, gibt Auskunft.

TEXT RAOUL ABEA

Zürcher Fachhochschule

School of 
Engineering

Nächster Infoabend: 26. September 2012, 18.15 Uhr 
Anmeldung unter: www.engineering.zhaw.ch/weiterbildung
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– MAS IT-Reliability
– MAS Wirtschaftsingenieurwesen 
– CAS Leadership Empowerment
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Prof. Dr. Ralph Eichler: «Wir haben in den ver  
um die Faszination an Naturwissenschaft und   

»Die technisch beste
Lösung ist oftmals
zu teuer für den Markt.
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   gangenen Jahren einiges unternommen,
   Technik bei jungen Leuten zu wecken.»

Markt durchzieht. Alle drei Ingeni-
eurtypen sind unerlässlich und selten 
in einer Person vereint anzutreffen.

Wir reden hier immer nur von lösungs-
orientierten Ingenieuren, die der 
Menschheit mit ihren Erfindungen die-
nen wollen. Doch Technik hat auch ihre 
dunkle Seite – man denke da etwa an die 
Atombombe. Wo sehen Sie diesbezüglich 
die Rolle der technischen Hochschulen?

Man kann jede Technologie für 
militärische Zwecke einsetzen. Es ist 
eine moralische Entscheidung, ob 
man sich für die Entwicklung von 
Kriegsmaterial bezahlen lassen möchte. 
An der ETH würden wir nie ein 
militärisches Projekt angehen – was 
aber nicht heisst, dass die Dinge, die 
wir entwickeln, nicht eine militäri-
sche Verwendung finden können.

In der Schweiz fehlen derzeit zwischen 
14 000 und 15 000 Ingenieure. Was 
sind die Ursachen für diesen Mangel? 

Je grösser der Wohlstand eines 
Landes, desto geringer ist das Inte-
resse an Naturwissenschaften und am 
Ingenieurwesen. Ich behaupte, fast alle 
Menschen können gleich gut Mathema-
tik. Aber die Motivation sich dafür an-
zustrengen, ist unterschiedlich verteilt.

Zudem ist es ein recht un-
dankbarer Beruf, oder?

Ein Ingenieur steht selten wegen 
seiner Erfindung im Rampenlicht. 

Die Zeitspanne zwischen der 
Erfindung und dem marktfähigen 

Produkt ist zu gross. Es wird daher 
selten der Erfinder mit seinem Produkt 
in Verbindung gebracht. Den Markt-
erfolg bekommt später allenfalls 
der Verkaufsingenieur zu spüren.

Wie lässt sich die steigende Studen-
tenzahl an der ETH Zürich mit dem 
Fachkräftemangel vereinbaren? 

Wir haben in den vergangenen 
Jahren einiges unternommen, um die 
Faszination an Naturwissenschaft und 
Technik bei jungen Leuten zu wecken. 
Zum einen durch öffentliche Veran-
staltungen – vor allem aber durch die 
Weiterbildung von Lehrpersonen. 
Wir haben junge Professorinnen und 
Professoren angestellt, die spannende 
Projekte anbieten. Und nicht zuletzt 
haben wir begabte Studierende, die den 
guten Ruf der Universität mehren.

Der Mangel hat damit zu tun, 
dass die Industrie der Schweiz viel 
grösser ist, als die geringe Grösse 
des Landes vermuten lässt. Deshalb 
brauchen wir überraschend viele gut 
ausgebildete Fachkräfte. Der Mangel 
beschränkt sich jedoch nicht nur auf 
die Schweiz, sondern auf ganz Europa.

Welche Lösungsansätze favorisieren 
Sie, um diesen Mangel zu beheben? 

Wir müssen bei den Kleinen an-
setzen. Die Begeisterung für Natur-
wissenschaften muss noch vor der 
Pubertät geweckt werden. Hier gilt 
es auch, die Mädchen anzusprechen 
und ihnen zu vermitteln, dass Technik 
nicht eine Bubendomäne sein muss.

Was tut die ETH zur För-
derung von Frauen?  

Zum einen unterstützen wir ETH-
Angehörige mit Familien mit unseren 
Kinderkrippen. In Bezug auf unser 
wissenschaftliches Personal versuchen 
wir mit speziellen Programmen, Frauen 
in Forschung und Lehre zu fördern. Fach-
liche Kompetenz reicht jedoch nicht aus. 
Forscherinnen müssen ihre Ergebnisse im 
wissenschaftlichen Austausch, zum Bei-
spiel auf Fachkonferenzen, präsentieren 
können. Zu diesem Zweck bieten wir zu-
sätzlich einen mobilen Nanny-Dienst an, 
der von Forscherinnen in Anspruch ge-
nommen werden kann, wenn sie an einer 
Konferenz im Ausland teilnehmen wollen.

Lässt sich also eine Ingenieurkarriere 
gut mit dem Familienleben vereinbaren?

Jede kompetitive Arbeit ist famili-
enunfreundlich. Man kann durchaus 
anspruchsvolle Arbeiten in Teilzeit 
bewältigen, aber kompetitive Jobs nicht. 
In diesen Jobs hat immer diejenige Person 
einen Wettbewerbsvorteil, die mehr 
Zeit zur Verfügung hat. Familie heisst 
also oft, beruflich Abstriche machen 
zu müssen und Prioritäten zu setzen.

Anzeige

INTERVIEW

Im Mai 2007 wählte der Bun-
desrat Prof. Dr. Ralph Eichler 
zum Präsidenten der ETH 
Zürich, worauf er im Herbst 
2007 das Amt antrat.

Smart Facts
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In Industrieländern, wie es auch 
die Schweiz ist, werden Güter 
heutzutage grösstenteils von 
Maschinen hergestellt. Durch 
diese Automatisierung ist – 
nebst Einsparung von Perso-
nalkosten und Steigerung der 
Produktivität – eine Qualitäts-
verbesserung und Vergleichmä-

ssigung der Produkte gewähr-
leistet. Zudem wird der Mensch 
von schwerer körperlicher oder 
monotoner Arbeit entlastet. Die 
Rolle des Menschen verlagert 
sich von der Produktion hin 
zu Administration, Planung, 
Kontrolle, Wartung und 
Dienstleistungen. All dies mag 
grundsätzlich positiv klingen: 
Dennoch sind die zuweilen 
kursierenden Ängste, Auto-
mation zerstöre Arbeitsplätze, 
nicht gänzlich unbegründet. 

FOLGEN FÜR WIRTSCHAFT 

UND GESELLSCHAFT

Die Zukunft von Maschinen 
und Automatisierungstechni-
ken scheint grenzenlos. Doch 

betrachtet man den wirt-
schaftlichen Prozess in seiner 
Gesamtheit, gibt es bezüglich 
Auswirkungen auf Gesell-
schaft und Arbeitsmarkt ganz 
unterschiedliche Meinungen 
– und jede der nachfolgen-
den Thesen ist auf ihre Weise 
nachvollziehbar und wahr. 

«Automation vernichtet Ar-
beitsplätze»: Eine Verringerung 
der Arbeitsplätze ist durch die 
zunehmende Automatisierung 
auch heute noch zu spüren, be-
sonders bei den einfachen, repe-
titiven Tätigkeiten. Gleichzeitig 
braucht es mehr qualifiziertes 
Personal für die Bedienung, 
Wartung und Entwicklung 
automatisierter Systeme. Das 

bedeutet, dass sich lang etablier-
te Berufsbilder verändern sowie 
neue Berufsbilder entstehen 
werden. Aus gesellschaftlicher 
Sicht bedeutet dies, dass es im 
industriellen Sektor immer 
weniger Beschäftigungsmög-
lichkeiten für niedrig qualifi-
zierte Arbeitnehmer geben wird.

«Automation erhält 
Arbeitsplätze»: Durch die 
Globalisierung verlagern sich 
die Produktionsstätten aus den 
Industriestaaten zunehmend in 
Schwellen- und Entwicklungs-
länder, wodurch Personalkosten 
eingespart werden können. 
Um die Konkurrenzfähig-
keit des Werkplatzes Schweiz 
dennoch zu sichern, muss die 

Produktivität stark gesteigert 
werden, was wiederum nur 
durch zunehmende Automati-
sierung erreicht werden kann.

«Automation schafft 
Arbeitsplätze»: Der schnelle 
technologische Fortschritt zieht 
einen grossen Bedarf an neuen 
Anlagen und Maschinen mit 
höherem Automatisierungsgrad 
mit sich. Alte Anlagen und 
Maschinen erfordern ständige 
Verbesserungen und Umrüstun-
gen und haben kurze Produk-
tionslaufzeiten. Dies führt zu 
einem höheren Bedarf an Ent-
wicklern und Konstrukteuren 
sowie qualifiziertem Personal 
für die Bedienung und Wartung 
der Automationssysteme.

Automation und der Arbeitsmarkt 
Bahnbrechende, neue 
Entwicklungen vereinfa-
chen die Manufaktur von 
morgen – doch wie wirkt 
sich diese zunehmende 
Automation auf unseren 
zukünftigen Arbeitsmarkt 
aus?

TEXT NADINE LEHTINEN

Die Rolle des Menschen verlagert sich 

AKTUELL AUTOMATION
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Die Automobilindustrie wird zumeist mit 
Ländern wie Deutschland, Frankreich 
oder USA in Verbindung gebracht, doch im 
High-End-Bereich spielen auch Schweizer 
Unternehmen eine wichtige Rolle.  Ein 
gutes Beispiel ist die Firma Dätwyler 
mit Standort im Herzen der Schweiz im 
Kanton Uri: Jedes dritte Auto weltweit 
enthält ein hochpräzises Sicherheitsteil 
des Dätwyler Konzernbereichs Sealing 
Technologies.  Als internationaler Entwick-
lungspartner hoch geschätzt, würden die 
Bremskraftverstärker heutiger Fahrzeuge 

ohne Dätwyler Rollmembrane nicht 
funktionieren, und moderne Erdgasan-
triebe kämen nicht ohne Dichtungen von 
Dätwyler aus. Mit Elastomer-Dichtungen 
für moderne Dieselfahrzeuge kann der 
Ausstoss von Stickoxiden um rund 85% 
verringert werden. 
Die Entwicklung und Produktion solcher 
Dichtungslösungen ist anspruchsvoll – 
gefragt sind kompetente Fachkräfte, die 
heutzutage in sehr frühen Entwicklungssta-
dien als Berater fungieren können. Durch 
dieses Co-Engineering mit den internatio-

nalen Automobilkunden stellen sich Ingeni-
euren spannende Herausforderungen. Die 
heutigen Trends liegen besonders in der 
Entwicklung von Fuel- Applikationen, von 
Motoren mit minimiertem CO2-Ausstoss 
und im Bereich Transmission. 
Ingenieure, die gern in interdisziplinären 
Teams arbeiten und ein globales Umfeld 
schätzen, das auch internationale Einsätze 
ermöglicht, sind bei Dätwyler genau 
richtig.

www.datwyler.com

«Wearable Computing» 
dürfe uns allerdings in der 
Gegenwart schon bestens 
bekannt sein. Dazu gehören 
verbreitete Gegenstände wie 
Hörgeräte oder Pulsuhren.  

WEARABLE COMPU-

TING IN DER MEDIZIN

Neben der Nutzung von Wear-
able Computing in Sport, Kom-
munikation und Unterhaltung 
wird auch im Bereich für die 
Verwendung zu medizinischen 
Zwecken geforscht. «CuPiD» 
beispielsweise ist ein Projekt, 
das mittels personalisierter 
Übungen für Parkinson-Patien-
ten Rehabilitation und Training 
zu Hause ermöglichen soll. 
Die Parkinson-Krankheit ist 
eine neurodegenerative Erkran-
kung unbekannter Ursache, die 
besonders jene Bereiche des Ge-
hirns betrifft, die unsere Bewe-
gungen steuern. Wissenschaft-
liche Studien bestätigen den 
Wert des motorischen Lernens 

für Parkinson-Patienten sowie 
Verbesserungen, die als Ergeb-
nis aus Training resultieren. 
«CuPiD» dient der Entwicklung 
innovativer Rehabilitation, 
basierend auf einer neuen 
Technologie, die auf den Prin-
zipien des motorischen Lernens 
bei der Parkinson-Krankheit 
beruht. «CuPiD» wird in Ein-
bindung der Patienten zu einem 
intensiven Training über eine 
längere Zeit beitragen. Dabei 
unterstützen tragbare Sensoren, 
Audio Biofeedback, virtuelle 
Realität und Anweisungen 
die systematisch aufgebauten 
Übungen. Das Training wird 

von Experten fernüberwacht, 
um eine optimale Betreuung 
zu bieten und gleichzeitig 

die Belastung durch den Weg 
zu einem Reha-Zentrum zu 
verringern. Das «CuPiD»-

Projekt umfasst zwei Lang-
zeitversuche mit einer Dauer 
von jeweils etwa zehn Wochen 
und besteht aus 30 Parkinson-
Patienten. Es wird von der 
EU gefördert und umfasst ein 
Konsortium von zehn Hoch-
schulen und Unternehmen.

ZIELE UND HERAUSFORDE-

RUNGEN FÜR DIE FORSCHUNG

Dass Erfindungen für die Mas-
sen produziert und beispiels-
weise zukünftig in unsere Klei-
dung integriert werden können, 
bietet Herausforderungen. 
Zum einen sind die Energiever-
sorgung, Batterien oder Akkus 
teilweise noch nicht in der Lage, 
Energie für die gewünschte 
Nutzungsdauer zu liefern. Zum 
anderen ist die Miniaturisie-
rung der Technik noch immer 
nicht für die Massenproduktion 
tauglich. Weiter gilt es bei der 
Entwicklung zu beachten, dass 
die Bedienung des Wearable 
Computer den Benutzer nicht 
ablenken soll, dieser einfach zu 
handhaben ist sowie Benutzer 
und Umgebung «erkannt» 
werden. Zudem soll der Kon-
text erkannt werden, so zum 
Beispiel ob jemand geschäftlich 
oder als Tourist unterwegs ist. 
Des Weiteren gelten Benut-
zerakzeptanz und Bedenken 
zu Datenschutz und Privat-
sphäre als Herausforderung. 

IT am Körper
Den Computer am Körper 
tragen? Ja, es hört sich et-
was futuristisch an. Schon 
Spock musste zur Kommu-
nikation schliesslich keinen 
Gegenstand mehr in die 
Hand nehmen, ein Tippen 
auf seine Brust genügte.

TEXT SARAH BRANDENBERGER 

»Dass Erfindungen für 
die Massen produziert 
werden können, bietet 
Herausforderungen.

Kleine Wunderwerke der Technik helfen besonders
im medizinischen Bereich

Schutz für
Feuerwehrleute

«ProfiTex» ist ein For-
schungsprojekt mit dem 
Ziel, die Sicherheit und 
Effizienz in der Brandbe-
kämpfung durch moder-
ne Schutzausrüstung zu 
erhöhen. Die Gesundheit 
und Leistungsfähigkeit 
des Feuerwehrmanns 
wird dabei von tragbaren 
Sensoren überwacht. 
Brandbekämpfung ist 
eine potenziell gefährli-
che Aufgabe. Die konti-
nuierliche Überwachung 
der Gesundheit des 
Feuerwehrmanns wird 
als Chance gesehen, hier 
gesundheitliche Schäden 
durch Überlastung mit-
tels Frühwarnzeichen zu 
verhindern. Feuerwehr-
leute werden oft in Simu-
lationstrainings ausgebil-
det, die Rückmeldungen 
und Anleitungen an die 
Auszubildenden ermögli-
chen. «ProfiTex» hat das 
Ziel, eine Methodik zu 
entwickeln, die automa-
tisch und objektiv die 
Teamleistung in einem 
Ausbildungs-Szenario 
mithilfe von tragbaren 
Sensoren beurteilt.

FOKUSINFORMATIK

Modernste Dichtungstechnologie für Autos 

Die Dätwyler Gruppe zählt weltweit über 5000 Mitarbeitende, der Jahresumsatz beträgt rund 1300 Millionen Schweizer Franken.
Das Kompetenzzentrum des Dätwyler Konzernbereichs Sealing Technologies in Schattdorf (Uri) umfasst 460 Mitarbeitende, weitere 
900 sind an den Produktionsstandorten in Deutschland, Tschechien, der Ukraine, Mexiko und China tätig.
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Das Areal der ehemaligen 
Brauerei Löwenbräu in Zürich 
wurde teilweise abgebrochen 
und mit Neubauten ergänzt. 
Die neuen und die bestehenden 
Baukörper bilden zwei Innen-
höfe: den Brauereihof und den 
Kunsthof. Das Neubauensem-

ble umfasst mehrere Gebäude, 
darunter den Neubau West, 
in dem Galerien Platz finden. 
Bewährtes wird erhalten und 
durch Neues sinnvoll ergänzt.

HOCHHAUS «MITTE»

Das zweifellos markanteste Ge-
bäude, der inzwischen im Rohbau 
fertiggestellten Neubauten, ist das 
Wohnhochhaus, das durch einen 
Annexbau mit weiteren Wohnun-
gen ergänzt wird. Das Hochhaus 
«Mitte» ist etwa 70 Meter hoch. 
Ab dem achten Obergeschoss 
kragt es ca. 9 Meter über das be-
stehende Brauerei-Gebäude aus. 
Die Lasten der Decken im Be-
reich des auskragenden Teils sind 
mit vorgespannten Stützen an 

Betonträgern in der Dachebene 
aufgehängt. Die Träger ihrerseits 
liegen auf den Treppenhaus-
Liftwänden und den Fassaden-
stützen auf, welche die Lasten in 
die Pfahlfundation weiterleiten. 
Zur Stützung des auskragenden 
Teils während der Bauphase 
wurde eine temporäre Stahlkon-

struktion geplant und aufgebaut. 
Der Rohbau ist nach zwölfmona-
tiger Bauzeit Anfang März 2012 
fertig gestellt worden. Das ganze 
Projekt soll planmässig anfangs 
2013 abgeschlossen werden.

BAUINGENIEUR: EIN

SPANNENDER BERUF

Besonders interessant an seinem 
Beruf als Bauingenieur sei die 
Kooperation mit den verschie-
denen Akteuren. «In jedem 
Projekt gibt es zum Beispiel 
einen stetigen Dialog zwischen 
Architekt und Ingenieur über alle 
Aspekte des Bauens wie Konzept, 
Tragstruktur, Kosten, Energie 
und Umwelt», sagt Alexandros 
Gratsias, Bauingenieur bei der Dr. 

Lüchinger+Meyer Bauingenieure 
AG. « Insbesondere die Mög-
lichkeit mit vielen verschiedenen 
Fachleuten zu kommunizieren 
sowie der starke Bezug des Berufs 
zu angewandter Mathematik 
waren entscheidende Kriterien 
für meine Berufswahl.» Zudem 
liesse sich an den Ergebinissen 
der eigenen Arbeit der direk-
te Einfluss auf Umwelt und 
Gesellschaft konkret ablesen.
Ein weiterer spannender Aspekt 
ist die Qualitätssicherung in 
der Phase der Ausführung. Der 
Bauingenieur ist nach mehreren 
Jahren des Studiums ein Theore-
tiker, muss parallel dazu jedoch 
im Beruf auch ein Praktiker sein, 
der hohe Verantwortung trägt.

Löwenbräu-Areal: Tradition und Moderne vereint 
Seit 1987 in der Brauerei 
Löwenbräu im Kreis 5 in 
Zürich der letzte Sud auf-
gesetzt worden war, hatte 
sich der Backsteinbau von 
aussen gesehen kaum ver-
ändert. Nun aber hat sich 
etwas getan.

TEXT SARAH BRANDENBERGER

BILD PSP SWISS PROPERTY

»In jedem Projekt 
gibt es einen stetigen 
Dialog zwischen Archi-
tekt und Ingenieur.
     
 Alexandros Gratsias

Visualisierung und Baufortschritt des Löwenbräu-Areals

AKUTELL BAUINGENIEURWESEN

Karriere macht man 
auf dem Bau

Morgan Conus
Schweizer Meister der Maurer
Gewinner der Bronzemedaille 

an den WorldSkills 2011 in London

Wir bauen die Schweiz.

Anzeige
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Die Schweizer Maschinen-, 
Elektro- und Metallindustrie ist 
mit 340 000 Beschäftigten ein 
immens wichtiger Sektor des 
Werkplatzes Schweiz, der 35 Pro-
zent an die Exporte des Landes 
beiträgt. Allerdings steht dieser 
durch den starken Schweizer 
Franken in den letzten Jahren vor 
grossen wirtschaftspolitischen 
Herausforderungen – hinzu 
kommt die Unsicherheit bezüg-
lich der Konjunktur. 2011 ging 
der Gesamtumsatz im Vergleich 
zum Vorjahr um 2,7 Prozent 
zurück. Der angebliche Nieder-
gang des Werkplatzes Schweiz 
stellt jedoch in zahlreichen Fällen 
eine Täuschung dar, denn viele 
Industrie-Arbeitsplätze sind 
nicht einfach verschwunden, 
sondern laufen als ausgelagerte 
Dienstleistungen weiter. Auch 
bezüglich Forschung bleibt die 
Schweiz aktiv: An der ETH 
Zürich beispielsweise werden 
chemische Reaktionen und 
Energie-Transfer-Prozesse auf 
molekularer und atomarer Ebene 

erforscht, die die Grundlagen 
für zukünftige Innovationen 
im Industriesektor darstellen.

VOM FALTBAREN FERNSEHER ZUR 

ULTRASPEED-BOHRMASCHINE 

Der Schweizer Robotik-Forscher 
Christophe Zufferey entwickel-
te an der ETH Lausanne ein 
neuartiges Fluggerät: Die zivile 
Minidrohne «SenseFly LCC», 
die bereits weltweit vertrieben 
wird, verspricht durch wenige 
Mausklicks auf Erkundungs-
flug ein Orthomosaik oder ein 
digitales Höhenmodell anzulegen.

Ein etwas alltäglicherer Trend 
sind flexible, faltbare Farbdis-
plays, die in absehbarer Zeit 

auf den Markt kommen sollen: 
Forscher von Sony und dem 
Max-Planck-Institut haben eine 
Technologie auf Basis organischer 

Polymere demonstriert. Bereits 
2006 hat Sony eine vergleichbare 
Technologie vorgestellt, doch 

es gab bisher Probleme bei der 
Herstellung grösserer Bildflächen 
und feinerer Auflösungen, die nun 
überwunden zu sein scheinen. 
Solche Bildschirme gleichen einer 
normalen, transparenten Folie, 
und bei anliegender Spannung 
beginnen die Polymere Licht 
abzugeben. Dank der hohen 
Leuchtkraft eignen sie sich in 
der Praxis für portable Monitore 
oder elektronische Plakatwände. 

Etwas bodenständiger sieht es 
beim Bieler Bohrmaschinenher-
steller Posalux SA aus, der sich auf 
die Entwicklung und industrielle 
Herstellung von hochtechnolo-
gischen Maschinen konzentriert 
– für die Automobilindustrie, das 
Fernmeldewesen, die Luft- und 
Raumfahrt, Unterhaltungs-
elektronik und Informatik. 

Fritz Studer AG seinerseits ist 
Markt- und Technologieführer in 
der Schleifmaschinenherstellung 
und steht schon seit Jahrzehnten 
für Schweizer Präzision, Qualität 
und Langlebigkeit. Der starke 
Schweizer Franken setzt vor 
allem KMU mit einem hohen 
Wertschöpfungsanteil in der 
Schweiz unter Margendruck – 
doch dank Nachwuchsförderung 
und hoher Innovationsfähigkeit 
wird es hoffentlich gelingen, die 
Industriearbeitsplätze in der 
Schweiz langfristig zu sichern 
und die Wettbewerbsfähigkeit 
auf dem Weltmarkt zu stärken.

Fortschrittlichkeit und Innovation
Nachwuchsförderung, 
Forschung und Innovati-
onspotenzial sind Voraus-
setzungen für das Überle-
ben und die internationale 
Wettbewerbsfähigkeit des 
Werkplatzes Schweiz.

TEXT: NADINE LEHTINEN
»Viele Arbeitsplätze 
laufen als ausgelagerte
Dienstleistungen 
weiter.

Die Maschinen-, Elektro- und Metallindustrie ist mit
340 000 Beschäftigten ein immens wichtiger Sektor

3 Fragen an
Roland Steinemann

 Warum braucht es die  
Sindex?
Sindex ist der Treff-
punkt für Technologie 
in der Schweiz, mit allen 
wichtigen Anbietern vor 
Ort. Es sind gegen 300 
Aussteller vertreten 
sowie Servicedienstleister, 
Engineering-Unternehmen 
und Fachhochschulen.

 Für wen ist die Messe 
besonders interessant?
Sowohl dem Unterneh-
mens-Topkader als auch 
Mitarbeitenden der Berei-
che Beschaffung, Konst-
ruktion, Entwicklung, Pro-
duktion und Unterhalt wird 
viel Interessantes geboten.

 Lohnt sich die Pro - 
duktion in der Schweiz 
noch?
Viele erfolgreiche Schwei-
zer Firmen beweisen dies 
tagtäglich. Wer automati-
siert, kann sehr wirtschaft-
lich produzieren und vom 
hohen Qualitätsimage 
profitieren. Der Weltmarkt 
bietet zahlreiche Chancen.

Roland Steinemann,
Geschäftsführer Swisst.net

TRENDINNOVATION

Nicht neu in der Ingenieurbranche: 
funktionierende Lösungen von EnDes.
Mehr als 80 Ingenieure und Konstrukteure von EnDes unterstützen seit Jahren 
erfolgreich Weltmarktführer mit grossen Marken und innovative, regionale Fir-
men aus den Bereichen Maschinenbau, Anlagenbau, Apparatebau, Automation, 
Fahrzeugbau, Schienenfahrzeuge, Medizinal- und Kunststofftechnik. Nicht nur 
Konzeption, Entwicklung, Berechnung und Konstruktion bis zur virtuellen Fabrik 
übernimmt EnDes, sondern auch Projektmanagement, Produkteentwicklung, Simu-
lation und Beschaffung. Wir helfen so, Entwicklungszyklen und Time-to-Market 
signifikant zu verkürzen, Innovationskraft zu verstärken und Entwicklungsressour-
cen gezielt einzusetzen. Damit erhöhen wir den Mehrwert für die Kunden unserer 
Kunden. EnDes ist umsetzungs- und lösungsstark, bietet hohe Zuverlässigkeit und 
Qualität und garantiert Vertraulichkeit und Schutz von Kundenwissen.

EnDes ist als Methodenspezialist zertifiziert nach ISO9001 und ISO27001 und 
arbeitet an 7 Standorten in der Schweiz und in Süddeutschland. Ein Projektstart 
kann innert wenigen Tagen erfolgen. Wenn also bei Ihnen komplexe Aufgaben 
anstehen und Sie Verstärkung suchen, dann gibt es eine einfache Lösung: rufen 
Sie uns an!

Thurgauerstrasse 57, 9401 Rorschach, 071 858 21 81, www.endes.ch
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Gerade in der heutigen, technisch 
geprägten Wissensgesellschaft 
wird die Innovationskraft des 
Werkplatzes Schweiz zu grossen 
Teilen von Ingenieurinnen und 
Ingenieuren getragen. Der Bedarf 
an technischen Fachkräften 
ist seit 1950 auf das Achtfache 
angestiegen. Es zeichnet sich 
jedoch schon seit einigen Jahren 
ein Mangel ab. Bei den Ingeni-
euren wird sich dies laut Rolf 
Singer, Studiengangsleiter an der 
FFHS, noch weiter entwickeln 
Im September 2010 hat der 
Bundesrat den Bericht «Mangel 
an MINT-Fachkräften in der 
Schweiz» verabschiedet, worin das 
Ausmass, die Ursachen und die 
Folgen eines Fachkräftemangels 
in den Bereichen Mathematik, 

Informatik, Naturwissenschaften 
und Technik erläutert werden. 
Bildungsinstitutionen, Unterneh-
men und Politik sind gleicher-
massen gefordert, das Interesse 
für Technik zu wecken und den 
Ingenieurnachwuchs zu fördern. 

SCHWINDENDE FASZINATION 

Vor 30 Jahren genossen techni-
sche Berufe hohes Ansehen. Lok-
führer, Pilot oder Ingenieur waren 
Traumberufe vieler Jugendlicher. 
Die Wirtschaft versprach ihnen 
eine sichere Zukunft, was zu 
einem grossen Reservoir an Nach-
wuchskräften führte. Heute gelten 
diese Berufe – oftmals aus Unwis-
senheit und falschen Vorurteilen 
– als weniger attraktiv, und die 
Faszination, die von der Technik 
ausgeht, bleibt vielen Jugendlichen 
verborgen. Salärvergleiche zeigen 
aber auch, dass Ingenieure deut-
lich weniger verdienen als Absol-
venten in betriebswirtschaftlichen 
Richtungen, und naturwissen-
schaftliche Fächer verlieren 
in den Schulen an Bedeutung. 
Doch technische Berufe bieten 
durchaus ein ausgefülltes, inte-
ressantes Arbeitsleben, und die 

Karrierechancen sind vielfältig. 
Zwischen 2004 und 2009 hat der 
Arbeitsmarkt auf die Knapp-
heit mit Lohnerhöhung sowie 
einer verstärkten Rekrutierung 
ausländischer Fachkräfte reagiert. 
Die Zahl der Abschlüsse in 
MINT-Studiengängen blieb in 

den letzten Jahren denn auch 
eher bescheiden, und besonders 
der Frauenanteil ist sehr tief. Rolf 
Singer glaubt, dass mehr Gewich-
tung von naturwissenschaftlichen 
und mathematischen Fächern 
auf der Primar- und Sekundar-
stufe dazu beitragen würde, auch 
Mädchen zu begeistern, später 
ein solches Studium zu ergreifen.

AUS- UND WEITERBILDUNG IM 

BEREICH INGENIEURWESEN

Eines ist klar: Die Schweizer 
Spitzenposition im Maschinen-, 

Apparate- und Anlagenbau 
kann ohne junge Fachkräfte und 
Innovationen auf Dauer nicht 
gehalten werden. Institutionen, 
Unternehmen und Staat sind 
gefordert und bleiben auch nicht 
untätig. Die Stiftung New Genera-
tions beispielsweise betreibt aktiv 
nachhaltige Nachwuchsförderung 
in der Technologiebranche. Sie 
setzt sich dafür ein, Jugendli-
che für technische Berufe zu 
gewinnen. Auch die Gruppe 
IngCH Engineers setzt sich für 
die Förderung eines qualitativ 
hochstehenden Nachwuchses 
im Bereich Ingenieurwesen ein, 
und der SVIN (Schweizerische 
Vereinigung der Ingenieurinnen) 
schliesslich ist es ein Anliegen, 
die Attraktivität des Ingenieur-
berufes für Frauen zu erhöhen. 
Jede produzierende Industrie ist 
auf Rohstoffe angewiesen – mine-
ralische Ressourcen, Energie und 
Lebensmittel. Es gehe darum, sich 
abzeichnende Engpässe frühzeitig 
zu erkennen und adäquat darauf 
reagieren zu können, wie Singer 
erklärt. Als erste Fachhochschule 
der Schweiz bietet die FFHS einen 
Major in Ressourcenmanage-

ment als Vertiefungsrichtung des 
Bachelor of Science in Wirt-
schaftsingenieurwesen an. Viele 
andere Angebote seien sehr auf 
Umweltmanagement ausgerich-
tet und vernachlässigten dabei, 
dass auch die Erzeugung von 
erneuerbaren Energien Rohstoffe 
benötigt – für Windkraftgenera-
toren beispielsweise braucht es 
bestimmte Metalle, die heute zu 
95 Prozent in China gefördert 
werden. Durch die Methode des 
berufsbegleitenden Fernstudi-
ums ist die Abwesenheit vom 
Arbeitsplatz nicht mehr nötig und 
die wertvollen Fachkräfte bleiben 
den Unternehmen erhalten. Via 
Passerellen können Techniker 
verschiedener Fachrichtungen 
zudem quer einsteigen und das 
Hochschulstudium deutlich 
verkürzen. 80 Prozent des Stoffes 
wird in Eigenregie erarbeitet, 
mittels elektronischer Medien 
sind die Studierenden jedoch mit 
Dozenten und Kommilitonen ver-
netzt. Der Klassenverbund wird 
auch ausserhalb von Präsenzver-
anstaltungen durch Foren auf-
rechterhalten, und Lernfortschrit-
te werden online kontrolliert.

Bildung als Fundament 
Besonders im technischen 
Bereich fehlen der Schwei-
zer Wirtschaft die Fach-
kräfte. Auch die Bildung ist 
gefragt, stellt sie doch ein 
wichtiges Fundament für 
die Wettbewerbsfähigkeit 
des Landes dar.

TEXT NADINE LEHTINEN

»Technische Berufe 
bieten vielfältige 
Karrierechancen.

Anzeige

Technische Berufe bieten ein ausgefülltes, interessantes Arbeitsleben

AKTUELL AUS- UND WEITERBILDUNG



Wer sich stetig verbessert, setzt sich leichter durch. Deshalb strebt Sulzer seit  
über 175 Jahren danach, mehr zu leisten, als der Kunde erwartet.  
Mit optimalen Strukturen. Dank schlanker Prozesse. Und in respektvollem  
Umgang mit der Quelle unseres Erfolgs: den Menschen in unserem  
Unternehmen. 

Weitere Informationen: www.sulzer.com

Erfolg entsteht  
aus kontinuierlicher 
Verbesserung.

In vielen Unternehmungen wird das Büro-Netzwerk und 
das Produktions-Netzwerk nur sehr zurückhaltend oder 
gar nicht verknüpft. Die Gründe sind vielfältig. Dank der 
Technology kann heute sichergestellt werden, dass nur 
Berechtigte ins Produktionsnetzwerk Zugriff haben. Aber 
wer kennt sich in beiden Welten aus?
 
Viele Unternehmer sind skeptisch bei der Verknüpfung 
der beiden Welten. Beat Schneider, IT-Verantwortlicher 
bei M+S Industrielle Automation AG und ehemaliger 
SPS-Software-Programmierer, sieht einen Grund in den 
unterschiedlichen Anforderungen: «Der Produktionsleiter 
ist bestrebt, dass seine Anlage immer läuft. Der 
IT-Verantwortliche hat die Sicherheit des Netzwerkes zu 
gewähren.» Diese Ansicht teilt Marco Valsecchi, Produkti-
onsleiter bei der Fritz Schiess AG in Lichtensteig: «Am 
Anfang hatten wir Mühe mit dem Gedanken, dass unsere 
120 PC‘s und 20 Server mit den Produktionsmaschinen 
verbunden sind. Weil M+S Maschinensteuerungen für uns 
realisiert und gleichzeitig auch das IT-Netzwerk betreut, 
haben wir uns zu diesem Schritt entschlossen. Ein guter 
Entscheid. Sicher auch darum, weil M+S beide Seiten – 
Automation & IT – kompetent vertritt.»

Der Knackpunkt bei einer Integration liegt beim 
gemeinsamen Kommunikationsprotokoll und der 
Schutzeinrichtung, welche ein unerwünschter Zugriff 
auf die Produktionsanlage verhindert. Dies unterstreicht 
Christian Saner, Leiter Control Systems von MAN Diesel 
& Turbo Schweiz AG: «Früher lieferten wir autonome 
oder wenig vernetzte Steuerungen für unsere Kompres-
soren. Heute will man auf unsere Anlagen von beinahe 
überall zugreifen. Somit werden wir mit Aufgaben wie 
Switch, Fernwartung aber auch Router respektive 
Firewall konfrontiert. Wir schätzen es mit M+S einen 
Partner zu haben der uns einerseits Steuerschränke mit 
der zugehörigen Software liefert und uns andererseits 
bei den Vernetzungsaufgaben unterstützt.»

AUTOMATION ohne IT? Autonome Steuerungen wird es 
immer geben. Mit dem Ethernet-Stecker an den 
Steuerungen sind erste Voraussetzungen geschaffen, 
um die Bürowelt mit der Automationswelt zu verknüp-
fen. Für eine erfolgreiche Verknüpfung benötigt es 
grundlegende Kenntnisse in der Automation und der IT. 
M+S Industrielle Automation AG ist täglich in beiden 
Welten tätig.

AUTOMATION ohne IT?
Es gibt viele Anbieter von Lösungen im Bereich Steuerung für die verschiedensten Anwendungen. Was 
nützt jedoch eine Steuerung, wenn sie nicht in ein übergeordnetes System wie zum Beispiel einem MES 
angebunden ist? Wie können Hürden zwischen der Steuerungswelt und der IT-Welt überwunden werden?

Seit 1986 in der industrielle Automation und deren Integration tätig 

Firmensteckbrief

M+S Industrielle Automation AG

Ohrbühlstrasse 25

CH-8409 Winterthur

www.msia.ch 

+41 52 243 0101

Marcel Gisler

m.gisler@msia.ch

Dienstleistungen:

• Schrankbau

• Elektrotechnik

• SPS- und HMI-Software

• IT for Automation & KMU

Systeme in der Automation

• Siemens© - Certifyed Siemens  

 Solution Partner Automation & PCS7

• Saia® - PCD-Systemintegrator

• AllenBradley®

Systeme in der IT

• DELL - PartnerDirect

• CISCO, Fortinet

• Microsoft© - Partner

Besuchen Sie uns an der

SINDEX in Bern, Stand A 014-13

Publireportage



In keiner anderen Branche gibt 
es für einen Ingenieur ein brei-
teres Tätigkeitsfeld wie in einem 
Bauunternehmen. Denn dort 
spielen die klassischen Aufgaben 
eines Ingenieurs eine wichtige, 
aber längst nicht die einzige 
Rolle. Einer, der das genau weiss, 
ist Hanspeter Stadelmann. Er 
leitet den Ingenieurbau bei Im-
plenia, dem grössten Schweizer 
Bau- und Baudienstleistungsun-
ternehmen und ist Vorstands-
mitglied beim Fachverband Infra.

Was tut ein Bauingenieur in 
einer Bauunternehmung?
Hanspeter Stadelmann: Unsere 
Mitarbeitenden mit einem 
Bauingenieur-Abschluss sind 
mehrheitlich mit Führungsauf-
gaben betraut. Ist man für eine 
Abteilung, eine Baustelle oder 
ein Team verantwortlich, so 
hat man immer mit Menschen 

unterschiedlichster Herkunft zu 
tun. Eine hohe Sozialkompetenz 
ist daher mindestens so wichtig 
wie gute technische Kennt-
nisse. Denn Bauen ist heute 
ein hoch komplexer Vorgang 
mit sehr vielen Beteiligten. 

Sie brauchen also Ingenieure 
für Kaderfunktionen?
Den klassischen Ingenieur, 
der eine Schalung oder ein 
Hilfsgerüst korrekt berechnet, 
brauchen wir auch. Von den 
rund 1700 Ingenieuren im 
Bauhauptgewerbe sind die meis-
ten jedoch in einer leitenden 
Funktion tätig. Ingenieure, die 
sich um eine Stelle in einer 
Bauunternehmung bewerben, 
wollen meistens Leute führen 
und mit ihrem Team etwas be-
wegen. Das ist gut so, denn auf 
dem Bau brauchen wir Macher.

Bauingenieure in der Bauwirt-
schaft sind also Meister der 
Technik und der Menschen.
Für die meisten stimmt das so. 
Aber es braucht mehr. Bauen ist 
heute in erster Linie eine logisti-
sche Herausforderung: Personal, 
Material und Inventar müssen 
zur richtigen Zeit am richtigen 
Ort sein. Um das zu planen und 
koordinieren, braucht es die 
Fähigkeit für strukturier tes, pro-
zessorientier tes Denken. Unse-
re Bauingenieure können das.

Wie machen Sie einer jungen 
Frau oder einem jungen Mann 
den Beruf des Bauingeni-
eurs in einer Bauunterneh-
mung schmackhaft?
Die Faszination der Arbeit 
in einer Bauunternehmung 
ist ganz klar die Breite und 
Komplexität der Aufgaben, 
aber auch das fer tige Bauwerk 
und die enge Verbindung 
zwischen Theorie und Praxis. 
Bei mir war das jedenfalls so.

Wieso?
Ich stamme aus einer Hand-
werkerfamilie. Das Theoretische 
hat mich früh faszinier t. Ich 
war aber immer auch sehr 
praxis- und naturverbunden. 

Die Schweizer Wirtschaft klagt 
über den Ingenieurmangel. Wo 
finden Sie Bauingenieure?
Die Suche nach Bauingenieu-
ren ist heute etwas einfacher 
als noch vor wenigen Jahren. 
Die Studierendenzahlen sind 
erfreulicherweise am Steigen. 
Eine Trendwende ist also 
durchaus auszumachen. Das 
Problem des Ingenieurman-
gels ist damit noch nicht 
beseitigt. Deshalb sind wir 
auch auf den internationalen 
Arbeitsmarkt angewiesen.

Was ist zu tun, damit es wieder 
mehr Bauingenieure gibt?
Erfahrung ist ein hohes Gut 
beim Bauen. Ein Bauunter-
nehmen kommt darum nicht 
darum herum, sein Personal 
selber aus- und weiterzubilden. 
Nachwuchsförderung bedeutet 
für mich vor allem, jungen 
Leuten Chancen zu geben. Wir 
müssen ihnen spannende und 
herausfordernde Aufgaben 
übertragen. Das motivier t, 
hilft bei der persönlichen 
Entwicklung und ist zudem 
die beste Werbung für den 
Beruf und unsere Branche.

www.infra-schweiz.ch

Bauingenieure
sind Macher

«Nachwuchsförderung
bedeutet für mich, jungen Leuten
eine Chance zu geben.»

Hanspeter Stadelmann, Leiter Ingeni-
eurbau bei Implenia und Vorstandsmit-
glied des Fachver bands Infra

Publireportage
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Die Sissacherfluh hat etwas von einer Trutz-
burg: Alte Eichen und verwitterte Bunker säu-
men den Hügelzug, auf einem Kiesplatz ras-
selt eine Schweizer Fahne einsam an ihrem 
Mast. Hier liegt einem der Kanton Baselland 
zu Füssen, eine grüne Hügellandschaft, durch-
brochen von zersiedelten Tälern und der Auto-
bahn A 2. Die Stadt Basel mit ihren rauchenden 
Schloten scheint weit weg. Doch ihre unsicht-
baren Arme greifen nach den Hügeln von Ba-
selland. So sieht es jedenfalls Thomas de Cour-
ten: «Die Stadt will das Land unter ihre Fittiche 
nehmen», sagt der SVP-Nationalrat, während 
er von der Sissacherfluh seine Heimat bewun-
dert, «das müssen wir verhindern.»

Derzeit wird in Basel heftig über eine Wie-
dervereinigung der beiden Halbkantone ge-
stritten, die sich 1833 nach einem blutigen Auf-
stand der Landschäftler trennten. Komitees 
sammeln Unterschriften für eine Initiative, 

welche die Bildung eines gemeinsamen Verfas-
sungsrates verlangt. Die Idee, über die voraus-
sichtlich 2014 abgestimmt wird, stammt aus 
links-grünen Kreisen, wird aber auch von Bür-
gerlichen unterstützt. Sie argumentieren, dass 
die beiden Kantone wirtschaftlich und kultu-
rell eine Einheit bildeten; die Trennung sei 
künstlich und ein bürokratischer Unsinn. Ihre 

Gegner sehen das anders: Die Fusion werde die 
Bürokratie aufblähen und zu einer Dominanz 
der rot-grünen Stadt führen. Während in der 
Stadt sämtliche Parteien für ein Ja sind, gehen 
die Emotionen auf dem Land hoch: Die SVP ist 
dagegen, die FDP gespalten, und selbst in der 

Linken rumort es. Nun könnte man das Ganze 
als innerbaslerische Angelegenheit abtun. 
Doch es geht um mehr. Die Befürworter der In-
itiative erhoffen sich nämlich, dass am Basler 
Wesen die ganze Schweiz genesen wird. So er-
klärte der grüne Landrat Klaus Kirchmayr (BL) 
kürzlich, dass ein vereinigtes Basel bloss ein 
«Zwischenschritt» zu einem Kanton Nord-
westschweiz sei. Dieses Gebilde soll dank einer 
freundlichen Übernahme der Solothurner Be-
zirke Thierstein und Dorneck (das sogenannte 
Schwarzbubenland) sowie des Aargauer Frick-
tals entstehen – und als Fanal für die Überwin-
dung des heutigen Kantönligeistes dienen.

Das Echo ist nicht ausgeblieben: Im ganzen 
Land spriessen neue und alte Ideen für Flurbe-
reinigungen. So träumt Ulrich Fässler, 1990 bis 
2003 Regierungsrat des Kantons Luzern (FDP), 
von einem Kanton Innerschweiz. «Die heutige 
Kleinräumigkeit ist grotesk», sagt der 69-Jäh-

Gemeinsam sind wir schwächer 
In Basel-Stadt und Baselland werden Unterschriften für ein Zusammengehen beider Kantone gesammelt. 
Im ganzen Land spriessen Ideen für neue Gebietszusammenschlüsse. Aber der Nutzen solcher Übungen 
ist zweifelhaft. Das zeigen frühere Experimente und Vergleiche mit dem Ausland. Von Lucien Scherrer

«Die Stadt will das Land unter 
 ihre Fittiche nehmen. Das müssen 
wir verhindern.»

Künstliche Trennung: CVP-Nationalrätin Elisabeth Schneider-Schneiter mit den Unterschriftenbögen für die Initiative zur Fusion beider Basel.
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rige, «wir müssen grössere, effizientere Ein-
heiten schaffen.» Ein Plan, der die vier ältesten 
Stände der Schweiz – Uri, Schwyz, Unterwal-
den und Luzern – von der Landkarte tilgen 
würde. Bis jetzt steht Fässler mit seiner Idee al-
lerdings ziemlich allein da: Er wird als arro-
ganter Städter beschimpft, der das Land unter-
werfen wolle. Dabei, meint der Regierungsrat 
a. D., seien es vor allem Amtsinhaber, die sich 
«wie der Teufel» gegen einen Zusammen-
schluss wehrten: «Sie haben Angst, ihre Pöst-
chen zu verlieren.» 

Ähnlich tönt es beim Think-Tank Thurgau 
(TTT), der eine Neuordnung der Ostschweiz 
anstrebt. «St. Gallen, beide Appenzell und der 
Thurgau sollten fusionieren», sagt TTT- 
Präsident Toni Schönenberger. Da es hoff-
nungslos sei, die Appenzeller zu überzeugen,  
konzentriere man sich auf St. Gallen und den 
Thurgau, wo die Pläne auf offene Ohren gesto-
ssen seien – zumindest unter Politikern, die 
nicht um ihr Amt fürchteten. Für Schönen-
berger ist klar: «Es spricht alles für Fusionen, 
ausser die Traditionen.»

Goldene Zeiten für Staatsrechtler

Tatsächlich? Dass sich die politischen Struktu-
ren der Schweiz längst nicht mehr mit ihren 
«funktionalen Räumen» (technokratisch für: 
Gebiete, die wirtschaftlich und kulturell zu-
sammenhängen) decken, bezweifelt kaum je-
mand. Nach der Logik der Fusionierer soll 
auch politisch zusammenwachsen, was zu-
sammengehört. Sprich, weil Fricktaler, 
Schwarzbubenländer und Basler im selben 
Raum leben und arbeiten, sollen sie auch ge-
meinsam über Schulen, Spitäler oder Hunde-
gesetze entscheiden. Eine Fusion, so der Te-
nor, werde das Leben von Firmen vereinfachen 
und die Verwaltungskosten senken. 

Den Beweis für diese These konnte in Basel 
bis heute niemand liefern, denn aussagekräfti-
ge Zahlen sind schwer zu ermitteln. Sicher ist, 
dass sich ein vereinigtes Basel mindestens 5 
Regierungsräte (so viele gibt es in Baselland) 
und 70 Kantonsräte schenken könnte, wenn 
ein gemeinsames Parlament mit 120 Sitzen ge-
schaffen würde. Doch ob die Bürokratie ver-
kleinert würde, ist eine andere Frage. «Kader 
und Personalverbände beider Verwaltungen 
würden wohl dafür sorgen, dass ihre Leuten 
bleiben oder neue Posten besetzen dürfen», ist 
Thomas de Courten überzeugt. Klar ist: Basel-
Stadt ernährt heute laut der Datenbank Badac 
über 51 Staatsangestellte auf 1000 Einwohner. 
In Baselland sind es genau halb so viele. 

Bereits die Vorbereitungen für den Zusam-
menschluss dürften ordentlich ins Geld ge-
hen: Laut der Initiative müsste ein 120-köpfi-
ger Verfassungsrat gebildet werden, der bis 
anno 2019 an einer gemeinsamen Verfassung 
werkeln sollte. Die Politik, das fürchten nicht 
nur Initiativgegner, wäre auf Jahre absorbiert. 
Am Ende vielleicht umsonst – denn das Regel-

werk müsste von beiden Kantonsteilen, den 
eidgenössischen Räten und dem Schweizer 
Souverän abgesegnet werden.    

Selbst der Think-Tank Avenir Suisse, der ei-
ner Basler Wiedervereinigung wohlwollend ge-
genübersteht, äussert sich vorsichtig zu Sparef-
fekten. «Eine Fusion wird sich vermutlich erst 
längerfristig auszahlen», sagt Avenir-Suisse-
Mitarbeiter Daniel Müller-Jentsch. Noch vor 
wenigen Jahren forderte die Denkfabrik eine 
Schweiz der sechs Kantone, deren Grenzen 
sich an den Metropolitanregionen Genf, 
 Lausanne, Bern, Basel, Zürich und Tessin 
 ausrichten sollten. Heute beschränkt man sich 
auf die Forderung, «ohne Tabus und Denkver-
bote» über Gebietsreformen zu diskutieren – 
schliesslich sei das «Organigramm» der 
Schweiz seit 1848 nie angepasst worden, was in 
einem Grossunternehmen «undenkbar» wäre.

Die Entwicklung auf Gemeindeebene dient 
Avenir Suisse als Vorbild: Seit 2000 sind in der 

Schweiz über 300 Gemeinden wegfusioniert 
worden – fast gleich viele wie in den 150 Jahren 
vor der Jahrtausendwende. «Gemeindefusio-
nen waren noch vor 15 Jahren tabu», sagt Mül-
ler-Jentsch, «inzwischen hat man gemerkt, 
dass Zusammenschlüsse sinnvoll sein kön-
nen.» Doch gilt das auch für Kantone? Ge-
meinden «heiraten» meist aus der Not heraus, 
weil sie finanziell am Anschlag sind, keine 
Leute mehr für Ämter finden und ihre Kompe-
tenzen an Zweckverbände abgetreten haben. 
Unter den Kantonen ist ein derartiger Leidens-
druck nicht erkennbar. Das feingliedrige 
 Kantönlisystem mag kleinkrämerisch sein 
und mittelalterlichen Ursprungs sein – aber es 
funktioniert bestens. Das zeigt ein Blick ins 
Ausland: Bayern oder Baden-Württemberg 
sind politische Einheiten von der Grösse der 
Schweiz; dass ihre Verwaltungskosten und 
Staatsquoten geringer, ihre Effizienz und Bür-
gernähe grösser wäre, konnte aber noch nie-
mand beweisen – im Gegenteil.

Zudem würden auch neue Gebilde an alten 
Problemen kranken: Ihre Grenzen könnten 
funktionalen Räumen folgen und wären doch 
niemals perfekt. Nehmen wir den Kanton 
Nordwestschweiz: Warum soll der nur das 
Fricktal, und nicht den halben Aargau um-
fassen? Warum stellt die Schweiz nicht gleich 
Territorialforderungen an Deutschland und 
Frankreich, wo doch Lörrach und das halbe 
 Elsass zum Metropolitanraum Basel gehören? 
Und was, wenn ein Gebiet den Kanton wech-
seln will, vom Souverän aber daran gehindert 
wird (was im Fall Fricktal zweifellos zu erwar-
ten wäre)? Für Staatsrechtler, so viel ist klar, 
würden goldene Zeiten anbrechen. Zusam-

menschlüsse liessen sich in der Schweiz bisher 
nur durchsetzen, wenn sie von oben diktiert 
wurden. Der Letzte, der frisch und frei ans 
Werk gehen konnte, war Napoleon Bonaparte. 
Nachdem seine Truppen 1798 die alten Eliten 
weggefegt hatten, entwarf er eine neue 
Schweiz. Er zerstückelte das mächtige Bern, 
pumpte Glarus zum Kanton Linth auf (samt 
Gaster und Rheintal) und pappte die Inner-
schweiz zu einem Gebilde zusammen, das 
«Tellgau» heissen sollte. Das Ergebnis erwies 
sich als ebenso künstlich wie erfolglos. Schon 
1803 wurde zurückbuchstabiert, und 1815, 
nach Napoleons Niederlage, erhielten die al-
ten Orte ihre Grenzen endgültig zurück. Was 
blieb, waren neue Gebilde wie der Thurgau 
und der Aargau, die sich trotz ihres Retorten-
charakters als identitätsstiftend erwiesen.

Auf demokratischem Weg ist bisher noch je-
der Versuch gescheitert, Gebiete zu vereinen: 
2002 verwarfen Waadt und Genf eine Fusions-
vorlage, und 1999 schmetterten die Solothur-
ner, Aargauer und Basler Parlamente eine 
 Motion für einen Kanton Nordwestschweiz 
ab. «Die heutigen Kantone sind weit mehr als 
 Verwaltungsbezirke», sagt der ehemalige 
 Aargauer SP-Nationalrat Silvio Bircher, «sie 
bieten der Bevölkerung Halt und Geborgen-
heit in  einer Zeit des Wandels.» Zusammen-
schlüsse à la Nordwestschweiz würden dage-
gen nur  teure, künstliche Gebilde schaffen, 
mit denen sich niemand identifizieren könne. 
Selbst der Plan eines vereinigten Basel werde 
deshalb scheitern. 

Es wäre nicht das erste Mal: 1969 liessen die 
Basellandschäftler eine Hochzeit mit der Stadt 
an der Urne platzen. Vor der Abstimmung tra-
fen sich die Gegner auf der Sissacherfluh, um 
ihren Widerstand zu bekräftigen. Gut mög-
lich, dass auf dem Hügel schon bald wieder auf 
die Unabhängigkeit angestossen wird.  g

Zusammenschlüsse liessen sich 
bisher nur durchsetzen, wenn sie 
von oben diktiert wurden.
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Er sitzt im Sicherheitstrakt im Zentralknast 
von Peschawar, von Mitinsassen getrennt, 
 allein. Nicht weil er so gefährlich ist, hat man 
ihn isoliert, sondern weil ihm Gefahr droht. 
Dr.  Afridi ist der meistgehasste Mann 
 Pakistans. Selbst die Gefängniswärter, die ihm 
 Essen bringen, sind unbewaffnet: Damit 
 keiner von ihnen in Versuchung kommt, den 
48-jährigen Arzt umzubringen. 

Jedes Kind in Pakistan weiss: Ohne Dr. Scha-
kil Afridi wäre Osama Bin Laden noch am 
 Leben. Der Arzt hat getan, was in Pakistan als 
grösstes Verbrechen gilt. Er hat dem US- 
Geheimdienst geholfen, den meistgesuchten 
Terroristen aufzuspüren. 

Shaheena Mamraiz, 50, erinnert sich noch 
genau, wie alles begonnen hat. Nichts wünscht 
sie sich mehr, als dass sie den Mann nie getrof-
fen hätte. Im März vergangenen Jahres sei er 
unvermittelt in ihrem Büro aufgekreuzt. Er 

habe vor Selbstbewusstsein gestrotzt. «Ich bin 
Dr. Schakil Afridi. Ich will in der Gegend eine 
Gratis-Impfkampagne gegen Hepatitis  B 
durchführen. Ich brauche Daten von Frauen 
im Alter zwischen fünfzehn und vierzig 
 Jahren.» 

Mamraiz, eine hochrangige Amtsärztin im 
Städtchen Abbottabad im Nordwesten Pakis-
tans, war verblüfft. Zuerst habe sie die Zusam-
menarbeit verweigert, erzählt sie, doch zwei 
Tage später habe ihr Vorgesetzter angerufen. 
«Shaheena, bitte kooperiere mit Dr.  Afridi», 
habe er mit Nachdruck gefordert. 

Hepatitis  B, eine Infektionskrankheit der 
Leber, gehört in Pakistan zu den grössten Pro-
blemen im Gesundheitssektor, rund neun 
Millionen Pakistaner tragen das Virus in sich. 
Die Therapie einer chronischen Hepatitis  B 
ist schwierig, daher ist die vorbeugende Imp-
fung die wichtigste Massnahme zur Vermei-

dung der Infektion und Verminderung der 
Virus trägerzahl.

Die CIA wollte ganz sichergehen

Am 16. März 2011, eine Woche nach dem  ersten 
Besuch in ihrem Büro, war Dr. Afridi  zurück in 
Abbottabad, ausgerüstet mit Pro spekten, Pos-
tern, Spritzen, Impfstoff und ID- Karten für 
sechzehn Mitarbeiter. «Das Impfprogramm 
war ein Erfolg», erinnert sich Mamraiz, doch 
viele Einwohner Abbottabads seien enttäuscht 
gewesen. Denn der Impfstoff habe bloss für 
ein paar wenige Quartiere ausgereicht. Welche 
Gebiete in den Genuss einer Impfung kamen, 
habe Dr. Afridi persönlich angeordnet. 

Wie die Welt heute weiss, war der Kampf ge-
gen Hepatitis B nicht der primäre Zweck von 
Dr. Afridis Aktion. Mit der Aktion wurde ein 
verstecktes Ziel verfolgt: Sie sollte die Identität 
eines mysteriösen Mannes bestätigen, der sich 

Der Spion mit der Spritze
Seine Mission war tödlich. Mit einer Impfaktion hat Dr. Schakil Afridi geholfen, Osama Bin Laden 
 aufzuspüren. Die US-Regierung feierte ihn als Helden. In seiner Heimat Pakistan gilt er als Hochverräter. 
Zu 33 Jahren Gefängnis verurteilt, schmort er in Isolationshaft. Von Sami Yousafzai und Urs Gehriger

«Mutiger, heroischer und patriotischer Akt»: Chirurg Afridi, im Juli 2010. «Ich stehe vor eurer Tür»: Bin Ladens Versteck                            im pakistanischen Abbottabad, Mai 2011.
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mutmasslich in einem von hohen Mauern 
 umgebenen Gebäude verschanzt hatte. Seit 
Herbst 2010 hatten sich Hinweise verdichtet, 
dass sich Osama Bin Laden in dem Anwesen 
aufhielt. Die CIA liess das Gebäude überwa-
chen, wollte aber vor einem Schlag ganz 
 sichergehen, dass es sich tatsächlich um den 
«Feind Nummer eins» handelt.

Dr. Afridis Aufgabe war es, DNA-Proben von 
Kindern zu sammeln, welche mit dem Mann 
in dem Gebäude lebten, in der Hoffnung, dass 
eines von ihnen eines seiner leiblichen Kinder 
wäre. Das Erbgut sollte mit Proben verglichen 
werden, die die CIA von einer Schwester Bin 
Ladens erlangt hatte, die 2010 in Boston ge-
storben war. 

Gemäss höchsten US-Stellen waren des 
 Doktors Dienste von grösster Bedeutung. US- 
Verteidigungsminister Leon Panetta lobte den 
Doktor im Januar öffentlich. Er habe «Infor-
mationen geliefert, die sehr hilfreich gewesen 
sind» für die präzise Lokalisierung des Ver-
stecks von Bin Laden. Und er drückte seine 
Sorge aus. Er sei «sehr beunruhigt über das, 
was die Pakistaner mit dem Mann gemacht 
 haben». 

Drei Wochen nachdem die Osama-Jäger vom 
Team 6 den Funkspruch «Geronimo EKIA» 
(Enemy Killed in Action) abgegeben und Bin 

Ladens Leiche im Meer bestattet hatten, 
 spürten pakis tanische Geheimdienstoffiziere 
Dr.  Af ridi auf und setzten ihn in Haft. Eine 
spezielle Justizkommission der Regierung 
empfahl, Dr. Afridi wegen Hochverrats anzu-
klagen, eines Kapitalverbrechens, auf das die 
Todesstrafe steht. 

Die führenden Köpfe der Sicherheitspolitik 
im US-Kongress, der Demokrat Carl Levin und 
der Republikaner John McCain, protestierten 
vehe ment. «Was Dr. Afridi getan hat, hat nicht 
im Entferntesten mit Verrat zu tun», verlaute-
ten die Senatoren vor der Presse. «Es war ein 
mutiger, heroischer und patriotischer Akt, 
welcher half, den meistgesuchten Terroristen 
der Welt zu lokalisieren – einen Massenmör-
der, an dem das Blut vieler unschuldiger Paki-
staner klebte.» 

 «Geschenk des Himmels»

Recherchen zu Dr. Schakil Afridi vermitteln 
das Bild eines schillernden und widersprüch-
lichen Charakters. Medizinerkollegen be-
schreiben ihn als Party-Tiger. Gleichzeitig be-
tonen sie sein «sehr religiöses Verhalten». Er 
habe es nie versäumt, seine Gebete zu ver-
richten. Stammesführer im rückständigen 
Khyber-Bezirk nannten Dr. Afridi gar ein 
 «Geschenk des Himmels». Er habe viele 
 Menschen erstmals medizinisch versorgt, 
 habe Gratismedizin, Krankenschwestern, 
Hebammen und sogar Ambulanzen in die 
 entlegenen Dörfer gebracht. 

Schakil Afridis Weg schien schon als Kind 
vorbestimmt. Er habe immer «Doktor» ge-
spielt, erzählt sein Bruder Jamal. Einmal im 
Amt, schien seine Energie schier grenzenlos. 
Neben seinen regulären Pflichten als Chefarzt 
des Khyber-Bezirks, eines von acht Stammes-
gebieten entlang der afghanischen Grenze, 
 sowie als Chirurg eines Regierungsspitals 
führte er eine Privatklinik, das Spital «Zum 
Licht», was ihm rasch zu Reichtum und 
 Häusern in den gehobenen Vierteln von 
Peschawar verhalf. 

Vor zwei Jahren allerdings, im August 2010, 
erlitt Dr.  Afridis Karriere einen Knick. Eine 
39-jährige, unverheiratete Schwester reichte 
Klage wegen sexueller Belästigung gegen ihn 
ein. Dr.  Afridi wurde als Chefchirurg im 
 Agency Headquarters Hospital suspendiert. 
Zwar war er wenige Monate später wieder im 
Amt. (Dieselbe Schwester machte gegenüber 
Dr. Afridis Nachfolger ähnliche Vorwürfe.) Die 
Geschichte zementierte jedoch Dr. Afridis Ruf 
als Schürzenjäger und Frauenheld.  

Von allen Beschuldigungen, die in den 
 letzten Monaten aufgetaucht sind, ist jedoch 
keine bizarrer als jene, die schliesslich das 
Schicksal des schillernden Arztes besiegelte. 
Im Mai wurde Dr.  Afridi wegen «Schürens 
des Krieges und Attacken gegen die Sicher-
heitskräfte», «enger Verbindungen» und 
«Liebe» zu der terroristischen Lashkar-e-Is-

lam-Miliz zu 33 Jahren Haft verurteilt. Von 
den Vorwürfen, die zu seiner Verhaftung ge-
führt hatten – Hochverrat und Kooperation 
mit der CIA –, war im Urteil keine Rede mehr. 
Seltsam war ausserdem, dass das Verdikt 
nicht nach pakistanischem Strafgesetz, son-
dern auf Basis der «Frontier Crimes Regula-
tion», eines drakonischen Regelwerks aus 
der britischen Kolonialzeit, gesprochen 
 worden war, unter welchem Angeklagte kein 
Recht auf Verteidigung zusteht. 

Die Urteilsbegründung wirkt besonders 
obskur, führt man sich Dr.  Afridis jüngere 
Vergangenheit vor Augen. Just jene Terror-
gruppe Lashkar-e-Islam, die Dr.  Afridi an-
geblich so am Herzen liegen soll, hat ihn 
2008  gekidnappt und gedroht, ihn zu töten. 
Die Entführung war eine Strafaktion. 
 Während Jahren hatte die Terrorgruppe 
Dr.  Afridi  genötigt, verletzte Krieger in 
 seinem Spital zu verarzten. Für einige der 
Schwer verletzten kam jede Hilfe zu spät. Der 
Räuberhauptmann machte Dr.  Afridi per-
sönlich für deren Tod verantwortlich, liess 
ihn verschleppen und gab ihn erst wieder 
frei, als dieser eine Entschädigung von 10 000 
Dollar bezahlte. 

Im Nu zum US-Visum 

Dünn und depressiv sei der Doktor aus den 
Fängen der Terrorgruppe zurückgekehrt, er-
innert sich Nasratullah, ein ehemaliger Kol-
lege. Und bald darauf sei er wieder verschwun-

den. «Plötzlich ist er in die USA verreist.» Im 
Nu habe er von der US-Botschaft Visa für sich 
und seine Familie erhalten, obwohl seine An-
träge zuvor zurückgewiesen worden waren. 
Drei Monate habe die Familie in den USA ver-
bracht. «Als er aus den USA heimkam, schien 
er voller Elan», weiss Nasratullah. 

Während dieser Reise habe die CIA den Dok-
tor wahrscheinlich als Informanten rekrutiert, 
spekuliert ein anderer Arztkollege. Ihm sei 
aufgefallen, dass Dr. Afridi nach seiner Rück-
kehr die USA andauernd lobpreiste. Er habe 
das Land «gut entwickelt» genannt und   
von der amerikanischen Gesetzgebung ge-
schwärmt. Als man ihn fragte, weshalb er sich 
so für das ferne Land interessiere, habe   
Dr.  Afridi bloss gelächelt, erinnert sich ein 
Journalist aus den Stammesgebieten. Er wolle 
ein Buch schreiben, habe er gesagt. 

Pakistanische Geheimdienstler glauben an 
eine andere Version von Dr. Afridis Rekrutie-
rung. Während seines Verhörs habe er gestan-
den, dass er durch einen führenden Mitarbei-
ter des Hilfswerks Save the Children mit der 
CIA in Kontakt gebracht worden war. In 

Medizinerkollegen beschreiben 
ihn als Party-Tiger, betonen aber 
sein «sehr religiöses Verhalten». 

«Ich stehe vor eurer Tür»: Bin Ladens Versteck                            im pakistanischen Abbottabad, Mai 2011.
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 einem 31-seitigen Untersuchungsbericht der 
pakistanischen Behörden, von welchem die 
Welt woche Kenntnis hat, wird ein Hilfswerk-
mitarbeiter, ein Mann namens Michael aka 
«Mike», als Kontakt zwischen Dr. Afridi und 
der CIA bezeichnet. Dr.  Afridi habe 2008 
 anlässlich eines Workshops in Peschawar 
 erstmals mit «Mike» Bekanntschaft geschlos-
sen. «Afridi traf sich 25-mal mit ausländi-
schen Geheimagenten und bediente sie mit 
Informationen», heisst es in dem Bericht. 
 Save the Children, eine der grössten NGOs in 
Pakistan, dementiert diese Anschuldigungen 
vehement. Falls Dr.  Afridi während des 
 Verhörs solche Dinge erzählt  habe, müsse er 
massiv unter Druck gestanden haben, so ein 
Sprecher. 

Das geheimnisvolle Haus  

Fest steht: Dr. Afridis weit reichende Kontakte 
in die Stammesgebieten, der wichtigsten 
Hochburg für Dschihadisten und einheimi-
sche Extremisten, prädestinierten ihn als 
 Informanten für Nachrichtendienste. «Durch 
die jahrelange Arbeit in dieser Region war 
Dr. Afridi in der Lage, wertvolle Nachrichten 
über das Terrornetzwerk zu liefern», erklärt 
ein hoher US-Beamter im Gespräch. Was in 
 Abbottabad auf ihn wartete, sollte jedoch alles 
andere in den Schatten stellen. 

Amna Bibi, eine 58-jährige Gemeinde-
schwester aus Abbottabad, stand ihm zur 
 Seite, als er mit dem Hepatitis-B-Impfstoff von 
Haus zu Haus wanderte. Sie erinnert sich: 
«Am Morgen des 21.  April 2011 klingelte das 
Telefon: ‹Amna Bibi, wo bist du? Komm rasch. 
Ich warte auf dich in der Nähe der Moschee.›» 
Sie kannte den Ort. Es war eine zweistöckige 
Moschee, kaum zwanzig Meter von einem 
 eigenartigen Gebäude entfernt, das Dr. Afridi 
sehr zu interessieren schien. Ihr war aufgefal-
len, dass sich der Arzt ungewöhnlich neu-
gierig gegenüber den Bewohnern des einge-
mauerten  Anwesens zeigte.  

Amna hatte bereits Erfahrung mit dem ge-
heimnisvollen Anwesen gemacht: 2010 hatte 
sie mehreren Kindern, welche in dem ein-
gemauerten Wohntrakt lebten, Polio-Impfun-
gen verabreicht. «Ich war nie drinnen», er-
zählt Amna. «Die Kinder wurden zur Pforte 
gebracht.» Besitzer der Villa war ein Brüder-
paar, das man in der Gegend unter dem Na-
men Khan kannte. Mehrere Frauen und eine 
Kinderschar residierten dort. Die genaue Zahl 
war selbst Nachbarn unbekannt. Kaum je 
verlies sen sie ihr Grundstück, und wenn, dann 
waren sie kurz angebunden, freundlich, aber 
distanziert. 

Was die Welt damals nicht wusste: In jahre-
langer akribischer Recherche hatte die CIA 
 einen der Brüder als langjährigen Beschützer 
und Boten Bin Ladens identifiziert. Der ent-
scheidende Tipp ging auf Verhöre mit Terror-
verdächtigen in Guantánamo zurück, die nach 

9/11 festgenommen worden  waren. Im August 
2010 gelang den Diensten schliesslich der 
Durchbruch. Die Fahnder sties sen auf die 
 eigenartig befestigte Residenz in Abbottabad: 
Fünf Meter hohe Mauern rund um den Kom-
plex, Schutzwände im Innern, nur wenige 
Fenster an der Aussenfassade und zwei 
 Sicherheitstore liessen vermuten, dass sich 
hier jemand besonders von der Aussenwelt 
 abzuschotten versuchte. 

Nun standen Amna und Dr.  Afridi vor der 
metallenen Haupttür des Gebäudes, klopften 
wiederholt und läuteten die Glocke. Niemand 
antwortete. Von einem Nachbarn konnten sie 
die Natelnummer von Tariq, einem der Brü-
der, ausfindig machen. Zurück an der Pforte, 
wählte Dr. Afridi die Nummer. «Hallo Tariq, 
das bin ich, Dr. Schakil Afridi», sagte er. «Ich 
bin der Leiter des Hepatitis-B-Impfpro-
gramms. Ich stehe vor eurer Tür.» Amna sagt, 
sie habe Tariqs Stimme gehört. «Zurzeit sind 
wir nicht in der Stadt, niemand ist zu Hause», 
habe er gesagt. «Wenn wir morgen zurück 
sind, rufen wir Sie an.» 

Zehn Tage später stürmte Team 6 das omi-
nöse Gebäude und tötete Bin Laden. Amna 
nennt es «den schrecklichsten Tag meines Le-
bens». Dr. Afridi habe sie alle hinters Licht ge-
führt. Bald nach Dr.  Afridis Verhaftung hat 
man auch Amna zum Verhör abgeholt. Amna, 
Mamraiz und ihre Kolleginnen aus dem Impf-
programm verloren die Arbeit, man strich 
 ihnen die Pension. «Afridi hat unser Leben zur 
Hölle gemacht.» Und er habe alle Hilfswerke 
im Land unter Spionageverdacht gesetzt.

«Schakil ist ein toter Mann»

Seit fünfzehn Monaten sitzt Dr. Afridi nun in 
Haft. Dr. Afridis Frau und Kinder sind unter-
getaucht, seine Familie hält sich bedeckt. Ein-
zig Jamal Afridi, der Bruder des Arztes, war zu 
einem Gespräch bereit. Er fordert die Verle-
gung Schakils in ein anderes Gefängnis. Dies 
sei zwecklos, kommentierte Janfida Wazir, ein 
pakistanischer Taliban-Kommandant in Süd-
Waziristan, postwendend. Man werde den 

«Verräter» jagen, egal, wo man ihn verwahre. 
«Schakil ist ein toter Mann.» 

Jamal tobt vor Wut. Vor wenigen Tagen hat 
man ihm erstmals erlaubt, seinen Bruder zu 
besuchen. Er leide an Herzbeschwerden, er-
zählt er. Aus Protest sei er in den Hunger-
streik getreten, habe auch während des Ra-
madan nichts zu sich genommen. Jamal zeigt 
sich, kaum erstaunlich, von der Unschuld 
 seines Bruders überzeugt. Welchen Beitrag 
Dr.  Afridis Impfaktion zur Ergreifung Bin 
 Ladens  geleistet hat, ist allerdings fraglich. 
Aussagen von Mitarbeitern des Programms, 
welche die Weltwoche interviewt hat, lassen 
darauf schlies sen, dass es Dr.  Afridi nicht 
 gelungen ist, DNA-Proben der Bewohner der 
Bin-Laden-Villa  aufzutreiben. 

War der Doktor möglicherweise eine 
ahnungs lose Schachfigur, die letztlich gar 
 keine Rolle für die Ergreifung Bin Ladens 
spielte? Daran glaubt in Pakistan niemand. 
Auch die USA lassen keinen Zweifel an seiner 
Agentenrolle. «Seine Hilfe, einen der be-
rüchtigtsten Mörder der Welt zu eliminie-
ren, war massgeblich», bestätigte Aussen-
ministerin Hillary Clinton. Dies bedeutet 
indessen nicht, dass Dr. Afridi das wahre Ziel 
seiner Mission – Osama Bin Laden – gekannt 
hat. In der Tat ist es unvorstellbar, dass die 
USA den Doktor in  Details der geheimsten 
Operation der jüngeren Geschichte einge-
weiht hatten. 

Anfänglich wurden in den USA Stimmen 
laut, das Land solle Dr. Afridi einbürgern und 
ihm einen Orden verleihen. Kongressabge-
ordnete forderten den Präsidenten auf, sich 
persönlich für den heroischen Arzt einzuset-
zen. Barack Obama hat sich öffentlich nie zum 
Fall geäus sert. Den Skalp Bin Ladens am Gür-
tel, hat er längst einen neuen Gegner im Vi-
sier:  seinen Herausforderer im Rennen ums 
Weisse Haus, Mitt Romney. Da bleibt wohl we-
nig Zeit für Gedanken an den im fernen Ver-
lies schmorenden Mann, der ihm beim gröss-
ten aussenpolitischen Erfolg seiner Amtszeit 
«massgebend» behilflich war.  g

«Zurzeit ist niemand zu Hause»: Bin Laden in seinem Refugium in Abbottabad.
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Zwei rotweisse türkische Fahnen flattern ne-
ben der grünweissschwarzen Trikolore der 
 syrischen Rebellen im Wind. Der Grenzüber-
gang heisst Bab as-Salam, Tor des Friedens, 
und ist für den Schwerverkehr eigentlich ge-
schlossen. Doch ein Sattelschlepper mit einem 
Kran auf der Ladefläche schickt sich soeben an, 
von der syrischen Seite zum türkischen Zoll-
haus hinüberzufahren. Zwei Kämpfer der 
Freien Syrischen Armee (FSA) erheben sich von 
ihren lilafarbenen Plastikstühlen und öffnen 
ein grosses Schiebetor für den Lastwagen. 
 Dahinter folgt ein silbergrauer Pick-up mit 
 syrischen Nummernschildern. Auch er wird 
durchgewinkt. 

Den Soldaten von Präsident Assad abgerun-
gen hat die FSA das Tor des Friedens erst vor 
rund einem Monat. Ein zweiter Grenzüber-
gang wurde fast zeitgleich weiter südwestlich 
erobert. Von den beiden Zollstationen führen 
strategisch wichtige Strassen in die umkämpfte 
Wirtschaftsmetropole Aleppo, in Luftlinie nur 
vierzig bis fünfzig Kilometer von der Grenze 
entfernt. Welche Art von Gütern seither an den 
türkischen Zöllnern vorbei nach Syrien 
 gelangen, darüber schweigen sich sowohl die 
Türkei als auch die FSA beharrlich aus. Beide 
Staaten, die lange über gute Beziehungen ver-
fügten, teilen sich eine mehr als 800 Kilometer 
lange Grenze, die auf türkischer Seite durch 

Stacheldrahtzäune und Wachtürme mit Solda-
ten gesichert ist. Damit will Ankara verhin-
dern, dass Guerillas der kurdischen Separatis-
tenorganisation PKK aus Syrien einsickern. 

«Jetzt kriegen wir Gewehre umsonst»

Trotz der Grenzbefestigungen gab es schon 
vor dem syrischen Bürgerkrieg einen florie-
renden Schmuggel an den türkischen Soldaten 
vorbei. Diese Schmugglernetzwerke bilden 
das Rückgrat des Waffennachschubs für die 
Rebellen. Muhammad, ein ziviler Aktivist der 
FSA, steht in Sichtweite des Bab as-Salam. 
Noch vor drei Monaten beschwerte er sich mit 
britischem Akzent über die sündhaft teuren 
Kalaschnikows auf dem Schwarzmarkt. Jetzt 
gibt er lächelnd zu, dass die FSA die Gewehre 
nicht mehr zu bezahlen brauche. «Wir kriegen 
die jetzt umsonst.» Unweit von Muhammad, 
der seinen vollständigen Namen ungern in der 
Zeitung lesen würde, befindet sich eine ehe-
mals syrische Polizeistation, nur wenige hun-
dert Meter vom Grenzzaun entfernt.  

Dort kommt ein blauer Kleinlastwagen an-
gebraust. Zwei Kämpfer steigen aus, und die 
Besatzung der Polizeistation bittet, auf Film-
aufnahmen zu verzichten. Bei dem schweig-
samen Fahrer und dem Beifahrer des Last-
wagens handelt es sich um Schmuggler, die 
Nachschub am Grenzzaun abholen, daran las-

sen die Anwesenden keinen Zweifel. Einer der 
Männer, dessen Informationen sich in der Ver-
gangenheit meist als korrekt herausstellten, 
erzählt, dass eine Lieferung von rund zwanzig 
Flugabwehr-Lenkraketen eingetroffen sei. Zu 
sehen bekommt man die Lenkwaffen aller-
dings nicht.

Spätestens seit dem Abschuss eines türki-
schen Kampfflugzeugs über dem östlichen 
Mittelmeer durch die syrische Luftabwehr ge-
währt der türkische Geheimdienst MIT der 
FSA diskrete Waffenhilfe. Die Gegend beim 
Tor des Friedens dient dabei als eine von meh-
reren Transitzonen. Harte Beweise für auslän-
dische Waffenlieferungen an die syrischen 
 Rebellen gibt es kaum. Der gewöhnlich zuver-
lässige Internet-Informationsdienst Intelli-
gence Online berichtet, dass der amerikani-
sche Geheimdienst CIA leichte Waffen, also 
Kalaschnikows, Maschinengewehre und Pan-
zerfäuste, in der Region rund um das  Schwarze 
Meer einkaufe. Genannt werden dabei vor 
 allem die Länder Bulgarien, Rumänien und 
Ukraine, die noch über grosse Bestände aus 
 Sowjetzeiten verfügen. Bezahlt werde das 
Kriegsmaterial von Saudi-Arabien und Katar, 
wie Intelligence Online weiter schreibt. Der 
Vorteil dabei ist, dass sich das Kriegsmaterial 
am Schluss um nichts von jenem unterschei-
det, das die syrische Armee verwendet. Damit 

Der verschlungene Weg der Waffen
Nicht nur Schweizer Handgranaten, sondern vor allem auch Waffen östlicher Herkunft gelangen über 
die Türkei zum syrischen Widerstand. Saudi-Arabien, Libyen, Katar und die amerikanische CIA spielen 
dabei eine zentrale Rolle. Von Kurt Pelda (Text und Bilder)

Funkgerät aus Amerika, Waffen aus dem Ostblock: syrischer Kämpfer in Aleppo. Selbstgebastelt: Panzerminen tragender Rebell.



lässt sich unmöglich herausfinden, ob die FSA 
die Waffen von der Armee erbeutet oder aus 
dem Ausland erhalten hat. 

Ruag-Granaten auch bei Assads Armee

Eine von ganz wenigen Ausnahmen sind in 
diesem Zusammenhang die Handgranaten 
der schweizerischen Waffenschmiede Ruag, 
die bei der FSA nahe der türkischen Grenze zu-
hauf aufgetaucht sind, wie die «Rundschau» 
des Schweizer Fernsehens kürzlich mit Video-
material belegt hat. Seit 1998 hat die Schweiz 
kein Kriegsmaterial mehr nach Syrien gelie-
fert, und die Granaten der Typen HG 85 und 
OHG 92 wurden erst 2003 hergestellt, wie sich 
den Aufschriften unschwer entnehmen lässt. 
Auf keinen Fall handelt es sich dabei also um 
Beutestücke, auch wenn manche Rebellen ge-
betsmühlenhaft das Gegenteil behaupten. Die 
Handgranaten stammen offenbar aus einer 
 legalen Lieferung von rund 225 000 Stück an 
die Vereinigten Arabischen Emirate (VAE). Um 
den Verbleib der Waffen «made by Ruag» 
 abzuklären, wurde eine gemischte Unter-
suchungskommission eingesetzt. Diese fand 
 heraus, dass die Emirate einen Teil der Spreng-
körper schon kurz nach dem Import trotz 
 einer anderslautenden «Nichtwiederausfuhr-
erklärung» an Jordanien verschenkt hatten. 
Bereits im März dieses Jahres gab es Medien-
berichte, laut denen Saudi-Arabien unter an-

derem Jordanien und dessen gemeinsame 
Grenze mit Syrien zur Transitdrehscheibe für 
den geheimen Waffennachschub zugunsten 
der FSA gemacht habe. Diese Berichte demen-
tierte Amman vehement. 

Dass die Schweizer Handgranaten vor allem 
in Aleppo, also nahe der türkischen Grenze, 
aufgetaucht sind, spricht allerdings eher dafür, 
dass die Waffen von Jordanien in die Türkei 
verschifft oder geflogen wurden und von dort 
nach Syrien gelangten. Inzwischen hat selbst 

die syrische Armee im Westen von Aleppo ver-
einzelte HG 85 erbeutet, wie soeben im briti-
schen Independent nachzulesen war. In der tür-
kischen Stadt Adana soll die CIA zusammen 
mit Saudi-Arabien und Katar ein geheimes 
Zentrum zur Koordination des Waffennach-
schubs nach Nordsyrien eingerichtet haben. 
Dabei scheint die CIA aus den Fehlern der Ver-
gangenheit gelernt zu haben. Noch in den 
achtziger Jahren, als die CIA die afghanischen 
Mudschaheddin im Kampf gegen die Sowjets 
aufrüstete, stützten sich die Amerikaner auf 
die Hilfe des pakistanischen Geheimdienstes 
ISI. Dieser verteilte die von den USA bezahlten 

Waffen vor allem an islamistische Kampfgrup-
pen unter den Afghanen. Dem will die CIA nun 
offenbar mit der Präsenz eigener Agenten in 
der Türkei vorbeugen. Der Geheimdienst be-
müht sich, den Nachschub so zu kanalisieren, 
dass möglichst keine Ableger von al-Qaida 
oder anderen Extremistengruppen davon 
 profitieren. Bedenken haben die Amerikaner 
scheinbar auch angemeldet, wenn es um die 
Lieferung schwerer Waffen und moderner 
 Systeme zur Panzer- und Flugabwehr geht. 

Wie es scheint, versucht Libyen in die Bre-
sche zu springen. So sollen laut unbestätigten 
Berichten moderne russische Kornet-Panzer-
abwehrraketen aus ehemals libyschen Bestän-
den in geringer Stückzahl bei der FSA aufge-
taucht sein. Damit zerstörten die Rebellen 
nicht nur Panzer und Bunker, sondern auch 
auf Flugplätzen geparkte Kampfflugzeuge, 
wie Youtube-Videos nahelegen. Um den Man-
gel an schwerem Gerät zur Panzerabwehr aus-
zugleichen, haben die Rebellen in Aleppos 
westlichem Stadtviertel Saif ad-Daula impro-
visieren gelernt. Zwei von ihnen bringen 
selbstgebastelte Minen und eine Motorradbat-
terie zu einem bereitstehenden Auto. Die Mi-
nen sind aus Stahl gefertigt und verfügen über 
eine sogenannte Hohlladung. Dabei ist der 
Sprengstoff rund um einen Kegel angeordnet. 
Damit lässt sich auch dickster Panzerstahl 
durchschlagen. g

Inzwischen hat selbst die syrische 
Armee im Westen von Aleppo 
 vereinzelte HG 85 erbeutet.
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Der Westschweizer Zoologe Michel Sartori 
sucht normalerweise nach Ameisen und Insek-
ten, die im Wasser leben. Doch momentan ist 
er auf der Spur von Urmenschen. Zusammen 
mit dem britischen Humangenetiker Bryan 
Sykes von der University of Oxford hat er ein 
Projekt gestartet, das mittels DNA-Spuren be-
weisen könnte, dass unbekannte Menschen- 
und Affenformen bis heute überlebt haben. 
Die beiden Forscher haben im Mai einen Auf-
ruf gestartet: Personen, die überzeugt sind, 
Haare des Yetis oder ähnliche Spuren ausser-
gewöhnlicher Menschwesen zu besitzen, sol-
len diese für eine Analyse einschicken. «Dank 
einer neuen Technologie können wir besser 
Genmaterial aus Haaren gewinnen», sagt 
 Sartori. Diese DNA wird nach der Entnahme 
mit jener bekannter Arten abgeglichen. Keine 
Übereinstimmung bedeutet quasi einen 
 Sechser im Lotto.

Dass am Projekt das zoologische Museum in 
Lausanne beteiligt ist, wo Sartori als Direktor 
amtet, ist kein Zufall. Das Museum beherbergt 
das Vermächtnis von Bernard Heuvelmans, 
 einem belgischen Zoologen, der sich auf aka-
demisches Glatteis begab, indem er Kreaturen 
wie dem Yeti oder dem Nessie nachspürte. So 
reihen sich in einem temperierten Raum des 
Museums die Schuber, welche die Notizen von 
Heuvelmans enthalten. Darunter befinden sich 

auch solche mit der Aufschrift «Hominidés 
 reliques» – Relikt-Hominiden. So werden die 
überlebenden Urmenschen in der Fachsprache 
genannt. «Ich denke zwar nicht, dass Relikt-
Hominiden tatsächlich existieren», sagt Sartori. 
«Doch es gilt, diese Hypothese zu testen.»

Affenmenschen in China

Angesichts einiger spektakulärer Entdeckun-
gen in jüngster Zeit ist es nicht mehr so ab-
wegig anzunehmen, dass solche Menschen-
formen überlebt haben könnten. Im März 
verkündeten Anthro pologen, dass in einer 
Höhle in Südchina  Knochen ausgegraben wur-
den, die keiner bekannten Menschenart zuzu-
ordnen sind. Die Merkmale dieser Knochen 
sind hervorste hende Kiefer und flache Nasen. 
2008 fanden Anthropologen in der Denisso-
wa-Höhle im russischen Altai-Gebirge einen 
grossen Zahn, den sie weder dem Menschen 
noch dem Neandertaler zuschreiben konnten. 
Und 2003 machten Forscher der indonesi-
schen Insel  Flores einen sensationellen Fund: 
Sie gruben Skelette aus, die nur rund einen 
Meter gross waren und kleine Schädel besa-
ssen. Journalisten tauften die unbekannten 
Menschenwesen, in Anlehnung an den Film 
«Herr der Ringe», Hobbits. 

Das Verblüffende an den Funden ist, dass sie 
bloss auf wenige 10 000 Jahre datiert wurden. 

Der Red-Deer-Höhlenmensch – wie aufgrund 
des Fundes in China vermutet wird – lebte vor 
rund 12 000 Jahren und somit in einer Zeit, als 
die modernen Menschen bereits Ackerbau be-
trieben. Bislang glaubte man, dass der Nean-
dertaler der einzige Urmensch war, der noch 
lebte, als die modernen Menschen zu ihrem 
evolutionären Siegeszug ansetzten. Die letz-
ten Neandertaler sollen vor rund 30 000 Jahren 
existiert haben. Mit den Funden der jüngsten 
Zeit ist aber bewiesen, dass der Homo sapiens 
während vieler Jahrtausende und bis in relativ 
moderne Zeit die Erde mit einer  Reihe fremd-
artiger Menschenformen teilte. Warum diese 
Arten ausstarben, ist unklar. «Der Red-Deer-
Höhlenmensch starb möglicherweise wegen 
des Klimawandels aus oder weil er im Nah-
rungswettstreit mit dem modernen Menschen 
nicht mithalten konnte», sagt Mitentdecker 
Darren Curnoe, Anthropologe an der Univer-
sity of New South Wales.

Oder haben ein paar wenige in entlegenen 
Regionen dieser Welt gar bis heute überlebt? 
Dafür spricht, dass von allen Fundorten be-
richtet wird, es seien menschenartige, behaarte 
Kreaturen gesichtet worden. In China erzäh-
len Einwohner vom Yeren, einem scheuen Af-
fenmenschen – im Altai-Gebirge vom Almas, 
der eine primitive Sprache sprechen soll. Auf 
der «Hobbit-Insel» Flores kursiert die  Legende 
des Ebu Gogo, einer kleinwüchsigen Men-
schenart, die – glaubt man lokalen Geschich-
ten – vor wenigen hundert Jahren durch Ein-
geborene ausgelöscht wurde. «Es wäre eine 
wirklich bemerkenswerte Sache, wenn wir le-
bende ‹Hobbits› oder Neandertaler studieren 
könnten», sagt Darren Curnoe. «Wir müssten 
uns nicht mit Knochen herumschlagen, son-
dern könnten wie Biologen arbeiten.» Doch 
für ihn ist das Wunschdenken. «Ich habe bis-
lang keine überzeugenden Indizien gesehen.»

«Wenn wir es nicht versuchen, werden wir es 
nie wissen», sagt Michel Sartori. Er ist mittler-
weile nicht mehr der einzige Wissenschaftler, 
der die Möglichkeit von überlebenden Homi-
niden in Betracht zieht. Auf Sartoris Schreib-
tisch sind mittlerweile mehrere Dutzend 
 Pakete gelandet, die Urmenschen-DNA ent-
halten sollen. Die meisten Proben stammen 
aus Asien und aus Nordamerika und wurden 
von Amateurforschern gesammelt. Eine Aus-
wahl von zehn bis zwanzig Proben wurde nun 
für die abschliessende Analyse zu Bryan Sykes 
nach Oxford geschickt. Die Ergebnisse sollen 
vor Ende Jahr veröffentlicht werden. g

Suche nach den «Hobbits»
Neue Skelettfunde zeigen, dass Urmenschen wie die Neandertaler weit länger parallel zum modernen 
Menschen existierten, als man bisher annahm. Sie könnten bis in die Gegenwart überlebt haben. 
 Von Christoph Kummer

Spektakuläre Entdeckungen: Illustration eines Ebu-Gogo-Menschen.
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Eigentlich ist der neue Bluttest dafür gedacht, 
die Angst jeder schwangeren Frau vor einem 
behinderten Kind zu mildern. Bisher sorgte er 
aber nur für Aufregung. Das Mitte August in 
der Schweiz, Deutschland und Österreich ein­
geführte Verfahren der Konstanzer Firma Life­
codexx ermöglicht den Frauen, ohne die 
schmerzhafte und möglicherweise zu einer 
Fehlgeburt führende Fruchtwasseruntersu­
chung festzustellen, ob ihr ungeborenes Kind 
Trisomie 21 (Downsyndrom) hat. Mit dem neu­
en Test genügt eine einfache Blutentnahme. 
Schwangeren Frauen über 35 wird er empfoh­
len: Mit dem Alter der Mutter steigt die Wahr­
scheinlichkeit von Kindern mit Trisomie 21 ra­
pid. Nun riskiert sie nicht mehr, wegen einer 
Vorsorge­Untersuchung ein wahrscheinlich 
gesundes Kind zu verlieren. Denn mehr als 
neunzig Prozent der Ungeborenen erweisen 
sich in der pränatalen Diagnostik als gesund. 

Aber die Neuerung freut offensichtlich kaum 
jemanden. Zumindest liest es sich so in den 
Medien. Dass der Bluttest bereits in der 
10. Schwangerschaftswoche gemacht werden 
könnte und nicht erst in der 12., wie Life­
codexx vorgibt, sorgt für Stirnrunzeln. «In 
diesem Stadium», monierte die Zeit, «ist die 
Schwangere – der Fötus wiegt gerade vier 
Gramm – für ihr Umfeld noch nicht als wer­
dende Mutter erkennbar. Daher dürfte ein 
Abbruch leichter fallen als bisher.» Der 
 deutsche Humangenetiker Wolfgang Henn 
warnte, «Schwangerschaft unter Vorbehalt» 
werde zum künftigen Standard. Die interna­
tionale Föderation der Downsyndrom­Orga­
nisationen legte gegen den Test beim Euro­
päischen Gerichtshof in Strassburg Klage 
ein. Der deutsche Behindertenbeauftragte 
Hubert Hüppe verstieg sich zur Aussage, der 
Test diene weder medizinischen noch thera­

peutischen Zwecken, sondern «fast aus­
schliesslich der Selektion von Menschen mit 
Downsyndrom.» 

Wovon ist hier die Rede? Schwangeren 
 Frauen über 35 wird schon seit vierzig Jahren 
 geraten, mit einer Fruchtwasserpunktion 
oder einer Chorionzottenbiopsie untersu­
chen zu lassen, ob ihr Kind Trisomie 13, 18 
oder 21 hat. Trotz des Risikos einer Fehlgeburt 
war die Nachfrage rege. Denn in den letzten 
vierzig Jahren ist das Alter der Schwangeren 
konstant angestiegen. Heute ist in der 
Schweiz fast ein Drittel der Schwangeren 
über 34. Von denen, die einer Fruchtwasse­
runtersuchung zustimmen, entscheiden sich 
95 Prozent für einen Schwangerschaftsab­
bruch, wenn das Ergebnis positiv ist. Wie 
könnte der neue Test den  allseits befürchteten 
drastischen Anstieg der Schwangerschaftsab­
brüche auslösen? Der weitaus grösste Teil der 

Gläsernes Erbgut
Ein neuer Bluttest entfacht hitzige Debatten über pränatale Diagnostik. Ist sie ein Segen  
oder eine Anmassung? Hilfe oder heillose Überforderung für schwangere Frauen? Die Aufregung 
ist übertrieben. Von Beatrice Schlag

«Eine Methode, die für immer verändern könnte, wie wir mit ungeborenem Leben umgehen.»
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Abtreibungen in der Schweiz erfolgt ohnehin 
nicht aus medizinischen Gründen, sondern 
weil die Frau sich nicht imstande sieht, das 
Kind grosszuziehen. 

Wieso also der Aufruhr? «Aus der Heftigkeit 
der Diskussion schliesse ich, dass es eine Angst 
gibt, dieser neue Test könne zur Routine wer­
den», sagt Alberto Bondolfi, katholischer 
Theologe und Professor für Ethik. «Das ist 
aber nicht der Fall, da der Bluttest Trisomie 21 
zwar mit hoher Wahrscheinlichkeit feststellt, 
aber bei positivem Ergebnis dennoch zur Si­
cherheit zusätzlich eine Fruchtwasserpunk­
tion vorgenommen wird. Es ist also nicht so, 
dass eine schwangere Frau in die Apotheke 
geht und kurz darauf weiss, ob ihr Kind Triso­
mie 21 hat oder nicht. Diese Angst ist unbe­
gründet. Aber ich kann sie verstehen. Und ich 
verstehe die Befürchtung, dass die Akzeptanz 
von Kindern mit Trisomie 21 in unserer Gesell­
schaft abnehmen könnte. Aber wir sollten 
nicht vergessen, dass die Abschätzigkeit dem 
behinderten Kind gegenüber schon früher 
vorhanden war. Sie ist nicht durch diesen Test 
verursacht worden.»

Handfeste medizinische Einwände gegen 
den neuen Bluttest, kurz «Praena­Test» ge­
nannt, hat Sabina Gallati Kraemer, Professorin 
für Humangenetik und Leiterin der Abteilung 

für Humangenetik an der medizinischen Fa­
kultät der Universität Bern: «Dieser neue Prae­
na­Test bietet meiner Meinung nach zu wenig 
an, um ihn bereits jetzt auf den Markt zu brin­
gen. Das ist reine Geldmacherei. Es gibt nur 
 einen einzigen Anbieter für die deutschsprachi­
gen Länder. Natürlich kann ein Test nicht gratis 
sein, aber dieser kostet 1500 Franken und wird 
von der Krankenkasse nicht übernommen. 
 Ausserdem haben wir noch keinerlei  Daten 
über falsch negative Testergebnisse. Wenn ein 
Test fälschlicherweise positiv ist, finden wir das 
bei der anschliessenden Fruchtwasserpunktion 
heraus, die den Befund bestätigen soll. Aber 
was, wenn er negativ ist und dennoch ein be­
hindertes Kind zur Welt kommt?», fragt die 
 Berner Ärztin. «Bisher wurde der Test nur in 
Hochrisiko­Gruppen evaluiert. Aber wenn er 
sich etabliert, wollen ihn vielleicht auch Frauen 
ohne  Risikoprofil machen. Dann muss man den 
 Prozentsatz der falsch negativen Ergebnisse 
mit Sicherheit wissen.» 

Kosten sinken von Jahr zu Jahr

Die Kritik der Humangenetikerin an dem neu­
en Test wird von zahlreichen Ärzten  geteilt. 
Aber sie trifft nicht das öffentliche  Unbehagen, 
das bei jeder zusätzlichen  Errungenschaft der 
pränatalen Diagnostik hochkommt. Es rührt 
von der bangen Frage, mit welchen Problemen 
sie uns schon in ein paar Jahren konfrontieren 
wird. Bereits im Mutterleib lässt sich heute 
dank einem  Bluttest das gesamte genetische 
Erbgut des  Ungeborenen auf Defekte untersu­
chen. Selbst neue Mutationen sind erkennbar. 
Noch ist das vollständige Gen­Screening des 
Fötus viel zu kostspielig, aber die Kosten sin­
ken von Jahr zu Jahr. «Die Aussicht, seinem 
Kind mit einer simplen Blutabnahme womög­
lich ein schweres Schicksal zu ersparen, wird 
dazu führen, dass der umfassende DNA­Test 
zur Regeluntersuchung wird wie der Ultra­
schall», prophezeite der Spiegel kurz vor der 

Einführung des Praena­Tests. «Es geht um 
 eine Methode, die für immer verändern könn­
te, wie wir mit ungeborenem Leben umgehen, 
wie wir mit Krankheit und Behinderung um­
gehen.» 

Darüber, wie wir damit umgehen werden, 
äusserte der deutsche Medizin­Ethiker Gio­
vanni Maio eine düstere Vermutung: «Je glä­
serner es wird, desto mehr wird das Kind zum 
prüfbaren Produkt. Wir glauben, wir können 
Kinder zeugen, um sie im Zweifelsfall zu tö­
ten.» Am Leben gehalten wird, so die Schre­
ckensvision, nur noch das makellose, kernge­
sunde Kind, am liebsten mit der gewünschten 
Haar­ und Augenfarbe, dem richtigen Ge­

schlecht und einer befriedigenden Intelligenz. 
Denn auch das wird man bald alles testen las­
sen können, wenn man den Arzt findet, der 
sich um Gesetze nicht schert. Und den findet 
jede und jeder, der ihn finden will.

Sabina Gallati Kraemer kann über derart 
schwarze Zukunftsbilder nur den Kopf schüt­
teln. «Es ist völlig falsch, zu meinen, wenn wir 
möglichst viel testen, können wir Behinderun­
gen vermeiden. Es gibt immer neue Mutatio­
nen im Genom, deren Bedeutung wir noch 
nicht kennen. Wir werden nie in der Lage sein, 
Garantien für ein gesundes Kind zu geben, 
trotz aller pränatalen Diagnostik. Behinde­
rungen werden nie eliminiert werden kön­
nen.» Sie glaubt nicht an eine drohende Aus­
grenzung körperlich oder geistig Behinderter. 
«Aber es ist wichtig, dass diese Aufklärung 
stattfindet, dass Behinderungen immer sein 
werden. Deswegen darf auch von Seiten der 
Versicherungen keine Diskriminierung mög­
lich sein. Die Gumek jedenfalls wird alles tun, 
um durchzusetzen, dass Versicherungen keine 
genetischen Tests fordern dürfen.» 

Die Gumek ist die Schweizer Expertenkom­
mission für genetische Untersuchungen am 
Menschen, deren Präsidentin Gallati ist. Die 
Gumek arbeitet gegenwärtig an einem Vor­
schlag zur Revision der Gesetzgebung für Hu­
mangenetik, die den neuen Möglichkeiten der 
pränatalen Diagnostik Rechnung trägt. «Je 
mehr man testet, umso schwieriger wird eine 
richtige Interpretation», sagt die Human­
genetikerin. «Ich denke, wir müssen nach wie 
vor dafür sorgen, dass die pränatale Diagnose 
mit einer klaren Fragestellung gemacht wird. 
Nicht einfach querbeet. Wenn das Alter der 
Mutter ein Risikofaktor ist, sieht man sich vor 
allem die Chromosomen an. Wenn es in der Fa­
milie von Vater oder Mutter Erbkrankheiten 
gibt, achtet man besonders darauf. Es geht 
nicht darum, alles zu machen, was machbar 
ist, nur um Geld zu verdienen. Man muss den 
ethischen Aspekten genug Gewicht geben.» 

Auch Daniel Surbek, Professor für Gynäkolo­
gie am Berner Inselspital, tritt für eine Limitie­
rung pränataler Tests ein (siehe Interview): 
«Für mich ist klar, dass Pränataldiagnostik auf 
schwere Krankheiten beschränkt sein muss. 
Mit schweren Krankheiten meine ich solche, 
die lebensbedrohend sind oder voraussichtlich 
ein Leben lang eine schwere Behinderung dar­
stellen. Bei leichten Krankheiten, die eine gute 
Selbständigkeit ermöglichen, würden wir 
 einen Abbruch weder befürworten noch durch­
führen. Aber bald werden wir sehr viel mehr 
feststellen können als nur schwere Krankheiten 
und Behinderungen, nämlich auch physische 
und psychische Eigenschaften wie Intelligenz, 
Charakter, Körperbau. Wenn es so weit ist, be­
steht natürlich die Gefahr des Kindes nach 
Mass. Da muss das Gesetz Schranken setzen.» 

Alberto Bondolfi ist optimistisch, dass es 
 gute  Schranken sein werden. Der Tessiner 

Heute ist in der Schweiz  
fast ein Drittel der  
Schwangeren über 34. 

«Eine Methode, die für immer verändern könnte, wie wir mit ungeborenem Leben umgehen.»
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Welchen Schwangeren wird der neue 
pränatale Bluttest für Trisomie 21 emp-
fohlen?

Er ist angezeigt, wenn ein erhöhtes Risi­
ko besteht, etwa wenn die schwangere 
Frau über 35 ist. Das Alter ist aber nur ei­
ner der Risiko­Faktoren. Wir  empfehlen 
einen Ersttrimester­Test, Blut und Ultra­
schall. Wenn dieser Test ein erhöhtes 
 Risiko ergibt, ist der neue Bluttest eine 
Möglichkeit. Er ist risikolos im Vergleich 
zu einer Fruchtwasser untersuchung 
und viel zuverlässiger als der Ersttrimes­
ter­Test. Seine Genauigkeit liegt bei 99 
Prozent.

Bisher entschieden sich 95 Prozent der 
Schwangeren bei Feststellung von Triso-
mie 21 für einen Abbruch. Warum be-
fürchtet man mit dem neuen Test einen 
deutlichen Anstieg der Abtreibungen?

Ich erwarte von diesem Test gar keine 
oder eine sehr minime Zunahme der 
Schwangerschaftsabbrüche. Vergessen 
Sie nicht, dass der weitaus grösste Teil 
der Abbrüche nicht wegen Trisomie 21 
oder Fehlbildungen stattfindet, sondern 
weil es die Schwangere aufgrund ihrer 
psychosozialen Situation wünscht.

In den nächsten Jahren werden Blut-
tests auf den Markt kommen, die prak-
tisch das gesamte fötale Erbgut analy-
sieren. 

Wir werden immer verfeinertere Tests 
zur Verfügung haben zur vorgeburtli­
chen Chromosomen­Analyse und zu 
Tests, die auch genetische Krankheiten 
entdecken können. Dann wird entschei­
dend sein, dass die bestehenden Gesetze 
angepasst werden.

Welche Gesetze werden nötig?
Dass vorgeburtliche Gen­Analysen ohne 
vorherige fachliche Beratung der 
Schwangeren nicht zulässig sind, ist 
 bereits jetzt festgeschrieben. Ebenso, 
dass die genetische Untersuchung auf 
schwere Erkrankungen ausgerichtet sein 
muss. Zu testen, ob ein Kind blond oder 
blauäugig wird, ist nicht erlaubt. Eigen­
schaften dürfen nicht getestet werden.

Und das Geschlecht?
Wenn das Geschlecht Einfluss auf eine 
mögliche schwere Erbkrankheit hat –
zum Beispiel die Bluterkrankheit,  
die nur männliche Babys gefährdet – 
dann kann man schon heute früh das 

Medizin

«Ich erwarte nicht mehr Abtreibungen»
Der Arzt Daniel Surbek über den Fortschritt und die Gefahren 
pränataler Diagnostik.

Daniel Surbek ist Professor für Gy-
näkologie und Chefarzt für Ge-
burtshilfe und feto-maternale Me-
dizin der Frauenklinik im Berner 
Inselspital.

Die Fragen stellte Beatrice Schlag.

Geschlecht des Embryos bestimmen 
 lassen.

Bei jedem Test des gesamten Erbguts 
finden sich Anomalien. Auch Humange-
netiker sind mit der Interpretation oft 
überfordert. Wie soll da eine Schwange-
re entscheiden können?

Das ist die Problematik. Es gibt Genmu­
tationen, von denen niemand weiss, ob 
sie für die Gesundheit des Kindes ins Ge­
wicht fallen. Also wird man wahrschein­
lich nur die Tests erlauben können, bei 
denen eine klare Aussage und Beratung 
möglich ist. Aber da gibt es durchaus 
 offene Fragen. Allerdings ist auch zu 
 sagen, dass das Wissen über die Bedeu­
tung von genetischen Mutationen heute 
exponentiell zunimmt. Wir wissen im­
mer besser, welche Mutationen zu wel­
chen Erkrankungen führen. 

Behinderten-Vertreter fürchten eine 
Ausgrenzung Behinderter. 

Der gesellschaftliche Wandel findet na­
türlich statt. Aber ich sehe keine Aus­
grenzung. Schätzungsweise ein Drittel 
meiner Patientinnen sagen, sie wollten 
keine pränatalen Tests auf Trisomie 21, 
sondern das Kind annehmen, wie es ist. 

Werden die Versicherungen dieses Risi-
ko finanzieren?

Da sehe ich die Gefahr. Nur wenige 
Frauen wollen ein mit Kind mit der 
 Diagnose Trisomie 21 austragen, aber es 
gibt sie. Dass auf diese Frauen Druck  
in Richtung Abbruch ausgeübt werden 
kann, indem beispielsweise Zusatz­
versicherungen abgelehnt werden, 
muss absolut vermieden werden. Das ist 
Aufgabe der Politiker. Die Eltern müs­
sen in ihrer Entscheidung völlig frei 
bleiben können.

Ist das eine realistische Forderung?
Wir haben ein ziemlich gutes Versiche­
rungssystem. Für mich ist es undenkbar, 
dass die IV sagt, eine Frau solle selber die 
Gesundheitskosten für ihr Kind bezah­
len, weil sie schon in der 12. Woche 
 wusste, dass es eine Trisomie 21 haben 
würde. 

Ethikprofessor hält die schweizerische Gesetz­
gebung zur genetischen Untersuchung an 
Menschen im Vergleich mit anderen Ländern 
schon heute für vorbildlich. «Ich glaube, die 
Gesetzgeber in der Schweiz waren weise, als sie 
als Hauptkriterium für den Abbruch oder die 
Fortführung einer Schwangerschaft die Zu­
mutbarkeit für die Frau festlegten. Wir ken­
nen in der Schweiz keine kindliche Indikation 
wie in Deutschland, wo eine Schwangerschaft 
abgebrochen werden darf, weil das Kind be­
hindert ist. Im Falle des Konflikts zwischen der 
Unzumutbarkeit für die Frau und dem Wei­
terleben des Fötus hat bei uns der Gesetzgeber 
die Entscheidung der schwangeren Frau zuge­
wiesen. Es ist Pflicht des Arztes, sie zu beraten, 
aufzuklären, Alternativen und Hilfsangebote 
aufzuzeigen. Aber anders als in Deutschland 
hat sie in jedem Fall das letzte Wort. Nicht, 
weil sie zwingend die ethisch beste Wahl trifft, 
sondern weil sie der Mensch ist, der den Kon­
flikt in sich trägt.» 

Dass schwangere Frauen angesichts des An­
gebots genetischer Durchleuchtung ihres Fö­
tus überfordert sind, bezweifelt Bondolfi: «Es 
steht immer mehr Wissen zur Verfügung. Und 

wer ein Kind erwartet, will immer mehr wis­
sen. Das bedeutet nicht nur mehr Information, 
sondern auch mehr Aussichten auf Therapie. 
Heute kann man zum Beispiel Diabetes bereits 
vorgeburtlich behandeln. Selbst manche Ope­
rationen sind vorgeburtlich möglich. Abbruch 
muss also nicht der einzige Weg sein. Ich  würde 
sogar so weit gehen, zu behaupten, dass die 
pränatale Diagnostik, wenn sie sensibel und 
gut gehandhabt wurde, mehr Leben rettete als 
zerstörte. Es gab früher viele  Frauen, die auf 
Verdacht hin eine Schwangerschaft abbrachen, 
weil sie alkoholisiert oder auf Drogen waren, 
als sie schwanger wurden, und hinterher be­
fürchteten, das Kind könnte behindert sein. 
Das hat sich durch die pränatale Diagnostik 
sehr verändert. Zu wissen, ist für die Frau und 
den Fötus immer besser, als nicht zu wissen.» 

Die Befürchtung vieler Skeptiker, die Versi­
cherungen würden die Kosten für behinderte 
Kinder nicht mehr übernehmen, wenn die 
Mutter trotz positivem Test die Schwanger­
schaft nicht abgebrochen hat, hält Bondolfi für 
«völlig unbegründet. Das Gesetz sagt sehr 
klar, dass keinem Kind finanzielle Nachteile 
aufgrund einer während der Schwangerschaft 
diagnostizierten Behinderung entstehen dür­
fen. Frauen zu pränatalen Tests zu zwingen, 
ist für Versicherungen in der Schweiz illegal. 
Es müsste sehr viel passieren, damit dieses Ge­
setz geändert wird.»

Sein Wort in Gottes Ohr. g

Manche Operationen sind 
 vorgeburtlich möglich. Abbruch 
muss nicht der einzige Weg sein.
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Das Montagskuscheln dauert zweieinhalb 
Stunden und kostet 35 Franken. Für das Sonn-
tagskuscheln, fünf Stunden inklusive einer 
Stunde Mittagspause, werden 75 Franken fäl-
lig. Bei Kuschelabenden für Fortgeschrittene 
gibt es gelegentlich die Möglichkeit zur Ku-
schel-Übernachtung. Die Kunden schlafen eng 
aneinander geschmiegt im Kuschelhaufen für 
günstige 65 Franken. Decke und Fixleintuch 
müssen sie selber mitbringen. Und, sagt die 
Website mit warnenden Ausrufezeichen, «die 
Kuschelregeln gelten die ganze Nacht». Will 
sagen: «Die Kleider bleiben an! Die ganze Zeit! 
Kein Sex! Auch kein Trockensex, kein Fum-
meln, kein Küssen! Wenn einmal ein sexuelles 
Gefühl entstehen sollte, entspannen wir uns in 
die Kuschelenergie!» Und: «Es gibt kein Ku-
schelmuss!» 

Auf www.zeitzumkuscheln.ch, dem Anbie-
ter von Kuschelpartys in der Schweiz, wim-
melt es von Ausrufezeichen. Als könne man 
den Kunden nicht nachdrücklich genug sagen, 
was alles nicht sein darf, wenn man gegen Be-
zahlung Fremde anfassen will. Als müsse man 
den Verdacht, eine Knuddelparty habe etwas 
mit Erotik zu tun, auf jeden Fall ausräumen. 
«Kuscheln ist Nähe, ist Berührung, ist Herz-
kontakt, ist wohliges Zusammenrücken. 
 Kuscheln wärmt und nährt und ist ein bewähr-
tes Anti-Stress-Mittel», schreiben die Veran-
stalter. Als löse es nicht auch noch ganz an-
deres aus. Dann heisst es «Kuschelenergie» 
beschwören, was immer das ist. Alkohol und 
Drogen sind verboten, als Kleidung werden 
Trainer oder Pyjama empfohlen.

Strikte Tabuzonen

An Kuschelpartys erscheinen in der Regel 
zwanzig bis dreissig Teilnehmer. Meist sind 
es gleich viele Frauen wie Männer, da achten 
die Kursleiter drauf. Paare kommen eher 
 selten; sie werden angehalten, sich vor dem 
Besuch abzusprechen, was der andere darf 
und was nicht. Nach Klärung der Regeln wird 
zum Aufwärmen getanzt und  versucht, 
 einander an unverfänglichen Orten wie 
 Unterarmen oder Schultern zu streifen und 
zu streicheln. Auch Rücken-Rubbeln ist be-
liebt. Der oder die Streichelwillige bittet 
grundsätzlich um Erlaubnis, bevor er oder 
sie zärtlich wird. Wer an erogene Stellen 
greift, fliegt raus. Nach dem Tanzen setzt 
oder legt man sich gemeinsam auf die 
 Matratzen. Wer mit der Nähe überfordert ist, 
kann jederzeit ausscheren.

Als 2004 erstmals in New York unter dem 
 Namen «Cuddle Partys» Kurse veranstaltet 
wurden, deren Teilnehmer ihnen Unbekannte 
zwischen achtzehn und achtzig streichelten, 
am Nacken kraulten, umarmten, bis man 
schliesslich zum krönenden Kursabschluss auf 
einem Matratzenlager zum Gruppenknud-
deln zusammenlag, reagierten die Medien be-
fremdet. Wer will mit Fremden Zärtlichkeiten 
austauschen? Wer will im Nacken den Atem 
 eines Mannes spüren, der einem auf den ersten 
Blick unsympathisch war? Wer will einen 
Kursleiter, der aufpasst, dass keine Hand auf 
eine Frauenbrust oder unter die Gürtellinie – 
Busen, Schoss, Schritt und Po sind beim obser-
vierten Kuscheln strikte Tabuzonen – rutscht? 
Viele vermuteten, der Cuddle-Hype sei vor al-
lem  eine Idee zur Arbeitsplatzbeschaffung für 
brotlose Kursleiter und Therapeuten.

Es kam anders. Kuschelpartys erwiesen sich 
nicht nur in New York als Dauerbrenner. Sie 
finden inzwischen weltweit, von Kanada bis 
Neuseeland, statt. Sie sind, nicht überra-
schend, ein Grossstadtphänomen. Dort gibt es 
mehr Singles als in den Dörfern und mehr 
Menschen, die vorwiegend virtuell kommuni-
zieren. Umarmt werden wollen sie trotzdem. 
Und leider kommt das im Alltag meist zu sel-
ten vor. Man umarmt Freunde, Freundinnen 
zur Begrüssung und zum Abschied, manche 

machen sich dabei steif wie Vogelscheuchen. 
Man simst und e-mailt Umarmungen, aber im 
richtigen Leben sind diese Mangelware, wenn 
man Single ist. Und von den Verheirateten 
 sagen viele, vor allem Frauen, Zärtlichkeit fin-
de bei ihnen nur als Vorspiel zum Sex statt. 

«Kontrolle über die Beziehung»

Aber gebührenpflichtige Kuschelpartys schaf-
fen nicht wirklich Abhilfe. Sie sind wie Sex im 
Puff: Konsum zur Bedürfnisbefriedigung. Das 
Gefühl, angenommen zu werden, nur weil 
 einen jemand anfasst, ist eine Kurzzeitillu-
sion. Sie endet beim Verlassen des Kurslokals.

Allerdings ist es eine Illusion mit hohem Be-
quemlichkeitsfaktor. «Als Kunde habe ich die 
Kontrolle über die Beziehung», sagt die deut-
sche Psychotherapeutin Claudia Clasen-Holz-
berg, «ich kann Ansprüche stellen, ohne etwas 
geben zu müssen. Diese Treffen haben einen 
bestimmten Rahmen und sind von einem Trai-
ner begleitet. Damit wird dem Besucher viel 
abgenommen. Im Alltag muss er selber sehen, 
wie er mit andern in Kontakt kommt und eine 
Beziehung aufbaut. Wenn er das nicht hinbe-
kommt, weil er in sein normales Leben Nähe 
nicht integrieren kann, ist es möglich, dass er 
die Kuschelpartys immer wieder braucht.»

Eine Massage erfüllt allerdings den gleichen 
Zweck. Und man muss zuvor nicht tanzen.  g

Streicheln auf Abruf
Erfunden wurden sie in Amerika, jetzt gibt es Kuschelpartys auch in der Schweiz.  
Über das Umarmen von fremden Menschen in kontrolliertem Umfeld. 
Von Beatrice Schlag

Illusion mit hohem Bequemlichkeitsfaktor: Partykuschler.
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Gerhard Roth, an diesem Freitag wird das 
Urteil im Fall Anders Breivik gefällt. Ent­
scheidend ist dabei die Frage, ob das 
 Gericht den norwegischen Massenmörder 
als zurechnungsfähig erachtet. Wie wür­
den Sie als Hirnforscher entscheiden?

Man muss unterscheiden zwischen Zu­
rechnungsfähigkeit und Schuldfähigkeit. 
Zurechnungsfähig ist ein Mensch, wenn er 
normale Gedankengänge hat und sich im 
normalen Rahmen verhält. Leidet er hin­
gegen an Wahnideen und handelt entspre­
chend, ist er nicht zurechnungsfähig. Viele 
Schwerkriminelle sind in dem Sinn zu­
rechnungsfähig, weil sie normal denken 
und handeln können. Aber Breiviks Vor­
stellung, ganz viele Menschen umbringen 
zu müssen, um die Welt zu retten, muss als 
Wahn bezeichnet werden.

Also war Breivik nicht zurechnungsfähig?
Er ist es nicht, denn seine Wahnideen sind 
fast schon lehrbuchmässig klassisch. Man 
muss das als psychotisch bezeichnen.

Entspricht Breiviks Weltsicht nicht viel­
mehr einer politischen Haltung, wenn 
auch einer abwegigen?

Das schon auch. Psychotiker wie Breivik 
müssen auch nicht zwingend Stimmen 
 hören, die ihnen etwas befehlen. Bei ihnen 
fällt das Nebeneinander von wahnhaften 
politischen Ideen und intelligentem, 
durchdachtem Vorgehen auf. Der Unter­
schied zwischen Psychotikern – also zum 
Beispiel Schizophrenen – und Psycho­
pathen, die mitleidlos schreckliche Dinge 
tun, ist fliessend. Letztere trifft man denn 
auch nicht nur im Gefängnis oder in der 
psychiatrischen Klinik an, sondern zum 
Beispiel in den Verwaltungsräten von 
 Banken und grossen Wirtschaftsunter­
nehmen.

Wie bitte?
So ist es. Auch die Vorstellung, den welt­
grössten Konzern errichten zu müssen, ist 
Wahn. Man richtet dadurch schnell einen 
Milliardenschaden an, wie in Deutschland 
und den USA geschehen.

Dann werden wir von Leuten geführt, die 
nicht zurechnungsfähig sind?

Es gibt zumindest führende Leute in Poli­
tik und Wirtschaft, die eindeutig psycho­
pathisch sind. Der Schweizer Psychiater 
Gerhard Dammann hat hierüber ein sehr 
lesenswertes Buch geschrieben. Das Ge­
fährliche an Psychopathen ist, dass sie 

 einerseits intelligent und äusserst charis­
matisch sind, andererseits Schwächen 
anderer ruchlos ausnutzen. Dazu kommt 
ein ausgeprägter Ehrgeiz, allen zu zeigen, 
dass sie die Grössten sind. Diese Merkmale 
sind bei Leuten wie Stalin, Mao, Hitler oder 
Pol Pot gleichermassen zu erkennen. Solche 
Super­Bösewichte stammten häufig aus aus­
gegrenzten Ethnien, hatten als Kind sehr 
schwierige Familienverhältnisse und waren 
durch Ausgrenzung traumatisiert.

Ist jeder charismatische Führer ein Psycho­
path?

Tendenziell schon. Solche Leute nehmen 
 genau wahr, was die Leute von ihnen hören 
wollen. Hitler beispielsweise wurde erst 
zum radikalen Antisemiten, als er reali­
sierte, dass er damit gut ankommt. Erst die 
Mitleid­ und Reuelosigkeit macht aber den 
Psychopathen aus.

Auch Breivik kennt keine Reue. Wenn er in 
Ihren Augen nicht zurechnungsfähig ist, 
darf man ihn dann schuldig sprechen?

Im strafrechtlichen Sinn ist man schuldig, 
wenn man das, was man getan hat, durch 

Willensanstrengung hätte unterlassen 
 können. Wenn man aber die Kindheit von 
Leuten wie Breivik oder Hitler anschaut, 
 erkennt man, dass diese schon früh abnorm 
dachten und handelten. Das liegt zum einen 
an ihren Genen, zum anderen an unglück­
lichen, traumatisierenden Familienverhält­
nissen. Im strafrechtlichen Sinn kann man 
sie darum gar nicht schuldig sprechen. Sie 
können nichts für ihre Taten.

Sie sprechen Breivik und Hitler also den 
freien Willen ab. Gibt es hirnphysiologisch 
gesehen überhaupt so etwas wie freien 
 Willen?

Man muss hier zwischen zwei Arten von 
Willensfreiheit unterscheiden. Die eine ist 
gegeben, wenn ein Mensch gemäss seinen 
Wünschen und unterschwelligen Motiven 
entscheiden kann. Diese Willensfreiheit ist 
erfüllt, sofern man nicht zu einer Handlung 
gezwungen wird und nicht Zwangsneuro­
tiker ist. Es ist aber nicht diejenige Willens­
freiheit, die im strafrechtlichen Sinne ge­
meint ist. Diese bedeutet, dass man 

willentlich gegen die eigenen Motive und 
tiefsitzenden Wünsche handeln kann. Der 
Philosoph Immanuel Kant war überzeugt, 
dass der Mensch über diese Willensfreiheit 
verfügt. In der Psychologie und in der Hirn­
forschung gilt der Wille aber als Konzentrat 
der Wünsche und Motive. Der Ansatz, gegen 
sie handeln zu können, ist darum widersin­
nig. So gesehen gibt es keine Willensfreiheit 
jenseits des Handelns aus eigenen Motiven. 

Sie haben einmal gesagt, ein sehr willens­
starker Mensch sei besonders unfrei. Wie ist 
das zu verstehen?

Lassen Sie mich ein Beispiel anführen: Wenn 
Sie vor dem Mount Everest stehen und 
 beschliessen, diesen ohne Sauerstoffgerät 
besteigen zu wollen, scheint das zwar ein 
sehr willensstarker Entscheid. In Wirklich­
keit geht es um ein tollkühnes Unterfangen, 
das Sie nur in Angriff nehmen, wenn Sie von 
der Idee sprichwörtlich besessen sind. Ein 
Besessener ist aber nicht frei, sondern von 
Zwangsvorstellungen getrieben. Solche 
Zwangsvorstellungen können sein, ins 
 Guinness­Buch der Rekorde zu kommen 
oder einfach sich selber grossartig in Szene 
zu setzen.

Kann man solche Besessenheit hirnphysio­
logisch nachweisen?

Ja, man kann das in krassen Fällen mittels 
Hirn­Scans gut bildlich zeigen. In einem 
 solchen Fall feuern bestimmte Zentren im 
Hirn, genau wie bei Süchtigen. Solch abnor­
mes, süchtiges Verhalten physiologisch 
nachzuweisen, ist relativ einfach.

Wurde also auch Breivik von seinen Moti­
ven getrieben?

Ja, natürlich. Er leidet offensichtlich unter 
Zwangsvorstellungen, die jeder Psychiater 
als abnorm bezeichnen würde.

Also ist Breivik nicht schuldig?
Nein. Es wird am Gericht in Oslo darauf hin­
auslaufen, dass er nicht zurechnungsfähig 
und damit im strafrechtlichen Sinn auch 
nicht schuldfähig ist.

Niemand werde aus freien Stücken Hitler, 
sagten Sie einmal. Dann war auch Hitler 
nicht schuld an seinen Verbrechen?

Nicht in dem Sinn, dass er diese aus freiem 
Willen verursacht hätte. Hitler kam aus 
 einem äusserst problematischen Eltern­
haus. Er hatte einen jähzornigen Vater, der 
ihn prügelte, und eine fast willenlose Mut­
ter, die ihn zwar anhimmelte, aber nicht vor 
dem Vater schützte. Psychiater sagen, dass 

«Breivik kann nichts für seine Taten» 
Der Massenmörder Anders Breivik leide unter Wahnvorstellungen und sei darum nicht schuldfähig, sagt 
der deutsche Hirnforscher Gerhard Roth vor der Urteilsverkündung des Osloer Gerichts. Generell sei bei 
Schwerverbrechern Therapie statt Strafe angesagt. Von Alex Reichmuth und Axel Martens (Bild)

«Seine Wahnideen sind fast schon 
lehrbuchmässig klassisch. Man muss 
das als psychotisch bezeichnen.»
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«Der Gefängnisalltag macht keinen Menschen besser»: Wissenschaftler Roth.
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Kann man aus jedem Menschen einen Ge­
waltverbrecher machen, wenn man ihn nur 
entsprechend schlecht behandelt?

Nicht aus jedem, aber aus etwa zwei Dritteln 
– zumindest bei den Männern. Im Dritten 
Reich wurden aus vernünftigen, verantwor­
tungsvollen Menschen in kürzester Zeit 
 Gewaltverbrecher. In anderen Ländern wäre 
das genauso möglich. Jeder Mann, und 
 vielleicht auch jede Frau, hat  einen schlum­
mernden Kern an Gewalt und Aggression. Es 
ist eine grosse kulturelle Leistung, dass 
 dieser Kern bei den meisten Menschen 
 zeitlebens unter der Decke bleibt. Den 
 Gipfel der potenziellen Aggression erreicht 
ein Mann etwa im Alter von sechzehn bis 
siebzehn Jahren. Junge  Männer sind darum 
prädestiniert dafür, ruchlose Soldaten zu 
werden. Man kennt das aus vielen Kriegen, 
dass Jugendliche oft besonders grausam 
 vorgehen. Diktaturen nutzen diesen Um­
stand oft und schicken junge Männer als 
 Kanonenfutter in den Kampf. 

Sie vertreten den Standpunkt, dass man 
schon im Kindergarten erkenne, wer ge­
fährdet ist, als Straftäter zu enden.

Das ist eine allgemein anerkannte Tatsache. 
In jeder Schulklasse sitzen vielleicht ein 
oder zwei Kinder, die extrem verhaltens­
auffällig sind. Etwa fünf Prozent der Kna­
ben zählen dazu. Solche Kinder müssen in 
eine Therapie, sonst wird ihre Verhaltens­

solche Zustände das Schlimmste seien für 
einen kleinen Jungen. Bei Stalin oder Mao 
war es ähnlich.

Kann man sagen: Je schlimmer die Verbre­
chen, desto weniger ist man daran schuld?

Natürlich. Mit einem Team von Psychi­
atern, Psychologen und Neurobiologen 
 untersuche ich in Berlin gewalttätige 
 Jugendliche, psychologisch und neuro­
biologisch. Aufgrund unserer Erkenntnis­
se kann man eindeutig sagen, dass es umso 
schwieriger ist, jemandem von seinem 
Treiben abzubringen, je schwerer dessen 
Hirndefizite sind – unabhängig davon, ob 
diese Defizite genetisch oder umwelt­
bedingt sind.

Sie schränken die Schuldfähigkeit sehr 
ein. Unsere Gesellschaft beruht aber stark 
auf dem Schuldbegriff. Endet es nicht in 
einer verheerenden Verantwortungs­
losigkeit, wenn jeder Gewalttäter sagen 
kann, dass er unter einem kranken Hirn 
leide und nicht zur Rechenschaft gezogen 
werden dürfe?

Nein, denn man muss zwischen Schuld 
und Verantwortung unterscheiden, wie es 
Juristen im Zivilrecht schon lange tun. 
Wenn ich jemandem eine Beule ins Auto 
fahre, bin ich nicht schuldig, sofern ich es 
nicht absichtlich gemacht habe. Dennoch 
bin ich verantwortlich für den Schaden. 
Man ist also für seine Taten verantwort­
lich, auch wenn man sie nicht beabsichtigt 
hat. Der Staat nimmt sich aufgrund dieser 
Verantwortung das Recht, mit Straftätern 
so zu verfahren, dass diese wenn immer 
möglich von ihrem Tun lassen – etwa, 
 indem er eine Therapie verfügt oder 
 Medikamente verschreibt. Das ist aber 
nicht als Strafe zu verstehen.

Was sollte man mit Breivik tun, wenn er 
also nicht schuld an seinen Taten ist, aber 
dennoch für sie verantwortlich?

Sicher muss die Gesellschaft vor ihm ge­
schützt werden. Ansonsten sollte man sich 
fragen, was Breivik am ehesten hilft. Bei 
Psychotikern und Psychopathen ist es 
 allerdings sehr schwierig, sie zu verän­
dern. Es gibt kaum wirksame Therapien, 
man ist hier ziemlich ratlos. Bei Breivik 
wird es wohl darauf hinauslaufen, dass 
man ihn lebenslang wegschliessen muss.

Allgemein fordern Sie eine Revision des 
Strafrechts. Inwiefern?

Zuerst sollte das Schuldprinzip gestrichen 
werden. Ob jemand schuldig sein kann 
oder nicht, ist wie gesehen eine philoso­
phische Frage. Im Strafrecht sollte man 
sich auf das Prinzip der Verantwortlich­
keit beschränken. Weiter darf eine Bestra­
fung nicht dem Racheprinzip unterliegen. 
Rache macht keinen Sinn, wenn Straftäter 
nicht schuldig, sondern nur verantwort­
lich für ihre Taten sind. Es sollte vielmehr 

das Prinzip gelten, dass jeder Kriminelle 
derjenigen Behandlung zugeführt wird, die 
die höchsten Chancen bietet, seinen Zu­
stand zu verbessern. 

Die Therapie steht also über allem?
Auf jeden Fall. Der Gefängnisalltag macht 
keinen Menschen besser. Ein Wegsperren 
hilft umso weniger, je schwerer die begange­
nen Verbrechen sind, wie die hohen Rückfall­
quoten bei Schwerverbrechern zeigen. Dieser 
Grundsatz ist in der Kriminologie bestens be­
kannt. Eine Gefängnisstrafe allein ist unsin­
nig und kostet nur Unsummen an Geld.

Hat die Gesellschaft denn kein Recht auf 
Sühne?

Nein. Darum liegt das Gewaltmonopol in 
unserer Gesellschaft auch beim Staat, nicht 
beim Einzelnen. Es ist wissenschaftlich er­
wiesen, dass Rache und Bestrafung nicht zur 
Besserung der Täter führen – im Gegenteil.

Von einer Strafe geht doch eine abschre­
ckende Wirkung aus.

Nein. Unter Kriminologen ist bekannt, dass 
zehn Prozent der Straftäter neunzig Prozent 
der Straftaten begehen. Das Problem ist also 
eine kleine Gruppe von Schwerverbrechern, 
die in extremem Mass Wiederholungstäter 
sind. Diese lassen sich offensichtlich durch Be­
strafung nicht abschrecken. Gegen Raser auf 
der Strasse beispielsweise nützen alle Bussen 
und Strafen nichts. Diese Leute rasen wieder, 
sobald sie die Gelegenheit dazu  haben.

Ist an kriminellem Verhalten immer die 
Kindheit schuld?

Die Schwerverbrecher, mit denen mein 
Team und ich arbeiten, verfügen über eine 
gewisse genetische Grundlage, die ihr Tun 
bestimmt. Diese sogenannte Prädisposition 
der Gene ist aber relativ unspezifisch und 
weitverbreitet. Entscheidend dafür, ob man 
mit einer solchen Prädisposition auf die 
schiefe Bahn gerät oder nicht, sind zusätz­
lich traumatisierende Erlebnisse in frühes­
ter Jugend. Wenn man als Kleinkind schwer 
vernachlässigt oder misshandelt wird oder 
auch eine schwerdepressive Mutter hat, 
dann verstärkt dies die genetisch ungüns­
tige Veranlagung. Denn die Bindungserfah­
rungen in den ersten drei bis fünf Lebens­
jahren sind zentral. Statistisch lässt sich das 
eindeutig belegen. Spätere Erlebnisse – ab 
dem zehnten oder fünfzehnten Lebens­
jahr  – sind zwar auch wichtig, aber nicht 
mehr so prägend wie die in früher Kindheit.

Vater und Mutter sind also verantwortlich 
für kriminelle Handlungen ihrer Kinder?

Sozusagen, ja. Fatalerweise haben ein ge­
walttätiger Vater oder eine Mutter, die ihr 
Kind vernachlässigt, oft das gleiche Schicksal 
in ihrer eigenen Kindheit erlebt. Die Trau­
mata werden so von einer Generation zur 
nächsten weitergegeben. Selbst Pädophile, 
die Kinder missbrauchen, sind zu über neun­
zig Prozent selber Missbrauchsopfer. 

Gerhard Roth

Gerhard Roth, 70, ist Professor für Verhal­
tensphysiologie und Entwicklungsneuro­
biologie am Institut für Hirnforschung 
der Universität Bremen. Er studierte zu­
nächst Philosophie, Germanistik und 
 Musikwissenschaften und promovierte 
1969 in Philosophie. Anschliessend nahm 
er ein Biologiestudium in Angriff, das er 
1974 mit einer zweiten Promotion (in 
 Zoologie) abschloss.

Roth gilt als einer der renommiertesten 
Hirnforscher Europas. Er hat rund zwei­
hundert Facharbeiten und Bücher publi­
ziert, in denen es unter anderem um die 
Themen Willensfreiheit, Persönlichkeit, 
Wissensvermittlung, Schuld und Verant­
wortung geht. Öffentlich für Aufsehen 
 gesorgt haben Roths Forderungen nach 
 einer Abkehr vom Schuldprinzip in der 
Kriminologie und nach einer entspre­
chenden Revision des Strafrechts. Gerhard 
Roth führt zudem die Roth GmbH, deren 
Ziel es ist, aktuelle wissenschaftliche Er­
kenntnisse der Neurowissenschaften und 
der Psychologie in die Wirtschaftswelt zu 
transferieren, und die Unternehmen bei 
der Mitarbeiterführung berät. 
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auffälligkeit immer schlimmer. Oft wer­
den sie aber in Sonderschulen gesteckt, 
was für ihre Persönlichkeit fatal ist. Später 
bilden sie oft Banden, und die kriminelle 
Karriere nimmt ihren Lauf.

Wie sieht eine Therapie aus, die all das 
 verhindert?

Natürlich ist das eine schwierige Angele­
genheit. Wichtig ist, dass man gefährdete 
Knaben möglichst früh erfasst – wenn 
möglich schon im Alter von zwei bis drei 
Jahren. Dann ist entscheidend, dass man 
von Strafe und Ausgrenzung absieht. 
Sonst macht man alles nur schlimmer. 
Vielmehr sollte ein Psychologe unter­
suchen, worauf die Gewaltneigung solcher 
Kinder beruht, und sie dann einem 
 Therapieprogramm zuführen. Oft geht es 
 darum, die Impulshemmung zu stärken 
und das Gefühl der Bedrohung zu min­
dern. Dazu gibt es einige wirksame Pro­
gramme, aber hier ist noch viel zu forschen 
und zu entwickeln.

Ist es nicht gefährlich, ein Kind als poten­
ziellen Gewalttäter zu stigmatisieren?

Die Stigmatisierung droht vielmehr, wenn 
solche Kinder wegen ihres Verhaltens aus 
der Klasse oder sogar aus der Schule ausge­
schlossen werden. Eine solche Erfahrung 
befeuert eine Verbrecherkarriere unge­
mein. Man sollte mit gefährdeten Kindern 
vielmehr so umgehen, wie mit jemandem, 
der eine Infektion oder eine Blinddarm­
entzündung hat. Eine solche Person wird 
ebenfalls nicht ausgeschlossen, sondern 
geht zum Arzt. 

Sind Sie ein Fürsprecher der Kuschel­
justiz?

Nein. Während einige Strafrichter für ein 
hartes Durchgreifen plädieren, das aber 
meist wirkungslos ist, machen andere tat­
sächlich die Augen zu, wenn sie delinquen­
te Jugendliche vor sich haben. Wenn man 
solchen Jugendlichen immer wieder Be­
währung gibt, weil ihnen Gefängnisstrafen 
kaum Eindruck machen, ist der Vorwurf 
der Kuscheljustiz gerechtfertigt. Ich plädie­
re aber nicht für Laisser­faire, sondern da­
für, solche Jugendlichen zu therapieren. 
Natürlich ist es oft schwierig, eine Therapie 
zu finden, die nützt – aber das darf ja kein 
Grund sein, darauf zu verzichten. 

Wir alle haben mit kleineren und grös­
seren Charakterschwächen zu kämpfen 
wie Unpünktlichkeit oder Unordentlich­
keit. Es ist sehr schwierig, sich solche 
Schwächen abzutrainieren. Ist es aus Sicht 
eines Hirnforschers möglich, sich ent­
sprechend zu verändern?

Es ist hier ähnlich wie bei den Kriminellen, 
wenn auch die Chancen auf eine erfolgrei­
che Verhaltensänderung bei sogenannt 
normalen Leuten etwas höher sind. Diese 
Chancen nehmen ab, je mehr man sich 

dem Erwachsenenalter nähert. Wer sich im 
Kindesalter angewöhnt, unzuverlässig zu 
sein oder zu lügen, wird das im Alter von 
dreissig oder vierzig Jahren nur schwer wie­
der los. Am meisten Erfolg hat man, wenn 
man sich  professionelle Hilfe holt und zu­
dem extrem geduldig mit sich selbst ist. Ver­
haltensänderungen brauchen meist sehr 
viel Zeit. Man kann unerwünschte Charak­
terzüge meist nur mildern.

Es gibt aber unzählige Bücher und Rat­
geber, die einem genau sagen, wie man sein 
Verhalten verbessern kann.

Die kann man fast allesamt vergessen. Die 
entsprechenden Rezepte sind wissenschaft­
lich meist nicht belegt und dienen nur dazu, 
schnell Geld damit zu verdienen.

Es gibt aber Menschen, die sich plötzlich 
verändern – zum Beispiel Gewalttäter, die 
tiefreligiös werden.

Dafür gibt es in der Regel neurologische 
Gründe. Man hat viele sogenannte Erwe­
ckungserlebnisse untersucht. Dabei zeigten 
sich Veränderungen eines bestimmten Teils 
des Gehirns, des sogenannten Temporal­
lappens. Die bekannten religiösen Erwe­
ckungserlebnisse betreffen sehr häufig Epi­

leptiker. Klinisch ist das gut untersucht. 
Erleuchtung, Weissagung und Stimmen­
hören kann man im Labor reproduzieren. 

Hinter jedem Erweckungserlebnis steht ein 
epileptischer Anfall?

Es gibt auch schwere Verkehrsunfälle, 
Schlaganfälle oder grosse Lebenskrisen, die 
im Stresssystem des Gehirns extreme Spu­
ren hinterlassen und plötzliche Verhaltens­
änderungen provozieren. Diese Verände­
rungen sind aber nicht steuerbar.

Welchen Einfluss auf das Verhalten können 
Gehirntumore haben?

Dieser Einfluss kann sehr gross sein. Das­
selbe gilt für Schlaganfälle. Wenn jemand 
sich plötzlich ganz anders verhält, schaut 
man sich darum zuerst sein Gehirn an. In 
meiner Familie gab es eine Frau, die über 
Nacht von einer sehr liebevollen Mutter zu 
einer intoleranten, jähzornigen Person 
 wurde. Ursache war ein Schlaganfall, der das 
untere Stirnhirn betraf. 

Sie haben in einem Ihrer Bücher geschrie­
ben, die alte philosophische Vorstellung des 
Ichs sei nicht mehr haltbar. Warum nicht?

Die Vorstellung, unser Ich sei das oberste 
Kontrollorgan unseres Verhaltens, wird in­
zwischen von vielen Philosophen, Psycho­
logen und Neurologen zurückgewiesen. In­
zwischen weiss man relativ gut, wo und wie 
im Gehirn das Ich­Gefühl zustande kommt. 

Das Konstrukt des Ichs entwickelt sich in 
uns während etwa zwanzig Jahren und 
hängt sich an andere emotionale Inhalte wie 
Wahrnehmung und Gefühle an. Am Schluss 
hat man den Eindruck, dass «ich» es bin, der 
etwas sieht, etwas fühlt oder etwas tut. Das 
Ich ist insofern ein wichtiges Etikett. Aber es 
ist nicht der oberste Kontrolleur in uns.

Kennen Neurologen eine Stelle im Gehirn, 
wo das Bewusstsein entsteht?

Nein. Das Bewusstsein ist zwar unabdingbar 
an die Aktivität der Grosshirnrinde gebun­
den. Bewusstsein ist aber ein Informations­
verarbeitungszustand verschiedener Teile 
dieser Grosshirnrinde. Das kann man heute 
relativ gut messen, weil diese Bewusst­
seinszustände viel Zucker und Sauerstoff 
verbrauchen.

Der britische Philosoph Roger Scruton hat 
vor kurzem in einem Artikel gegen den 
«Neuro­Nonsens» angeschrieben – also die 
Tendenz, immer mehr Aspekte der mensch­
lichen Existenz als Funktionen des Gehirns 
zu interpretieren. Denn der Mensch sei weit 
mehr als eine biologische Maschine. Wie 
 reagieren Sie darauf?

Eine biologische Maschine ist der Mensch 
bestimmt nicht. Das Gehirn bringt schliess­
lich Bewusstsein und Geist hervor. Als Ge­
hirnforscher muss man auch keineswegs Re­
duktionist sein – also die Meinung vertreten, 
Geist sei lediglich das Feuern von Neuronen. 
Dass Bewusstsein und Geist im Gehirn ent­
stehen, ist ja noch längst nicht gleichbedeu­
tend mit Reduktionismus. Wir Neuro­
biologen können nur sagen, dass Geist und 
Bewusstsein dann auftreten, wenn gewisse 
Teile des Gehirns aktiv sind. Das bedeutet 
aber nicht, dass eine bestimmte Hirn­
aktivität mit Geist oder Bewusstsein gleich­
zusetzen ist. 

Bleibt einem Hirnforscher noch Raum, an 
eine Seele zu glauben?

Durchaus. Ich habe soeben mit einer 
 Mit arbeiterin begonnen, ein Buch zum 
 Thema «Seele und Gehirn» zu schreiben – 
wobei Seele nicht im religiösen, sondern in 
einem mental­psychischen Sinne gemeint 
ist. Ob es eine Seele jenseits von dem gibt, 
was man psychologisch und neurobiolo­
gisch untersuchen kann, bleibt weiterhin 
dem Glauben jedes Einzelnen überlassen. 
Ich würde auch nie behaupten, die Hirn­
forschung stoppe Gott. 

Den  Gipfel der potenziellen 
 Aggression erreicht ein Mann  etwa 
im Alter von 16 bis 17 Jahren.

Gerhard Roth: Persönlichkeit, Entscheidung  
und  Verhalten: Warum es so schwierig ist, sich  
und  andere zu ändern. Klett Cotta

Exklusiv für Weltwoche-Leser: Die Zusammenfassungen 
der Gerhard-Roth-Bücher «Persönlichkeit, Entscheidung 
und Verhalten» und «Bildung braucht Persönlichkeit». 
Kostenlos auf www.getAbstract.com/weltwoche
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Zwei britische Weltwunder: Kate Moss und die Queen’s Guard.
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Bild: Mario Testino (Art Partner Inc.)

Wer sich fragt, wie Kate Moss bis heute ihr 
Standing halten konnte, der hat hier die 

Antwort. Das letzte Supermodel dieses Jahr-
tausends, die widerspenstige Kate, hat die 
 Fallgesetze auf ihre Weise gelöst: Sie fällt auf 
keine Physik herein, sondern kann im Stehen 
schweben. Kate Moss posiert auf zwei Hufen, 
jedes Zirkuspferd muss bleich werden über 
 ihren Balanceakt.

Eine Prise Heroin-Chic, eine Biese Grunge-
Girl und jede Menge Exzesse: Kate Moss ist die 
britische Ikone, von der die Insel lange nichts 
wissen wollte. Ganz anders die Queen’s Guard, 
die Wächter der royalen Residenz. Sie stehen 
seit über 350 Jahren für die innere Sicherheit 
des Landes, sie sind ein ewiger britischer Wert. 

Der Fotograf Mario Testino hat die beiden 
britischen Weltwunder auf einem Bild vereint. 
Was das Model betrifft: Moss und Testino sind 
seit Jahrzehnten ein kreatives Gespann; der 
 eine bezeichnet die andere als seine grösste 
Muse, die andere lud den einen als ihren offizi-
ellen Hochzeitsfotografen ein.

Wenn Testino die königliche Garde hinter 
die britische Fashion-Queen wie einen Acht-
spänner platziert, ist das ein Adelsschlag. Der 
Achtspänner veredelt Kate Moss zur royalen 
Erscheinung. Der Achtspänner war der Staats-
wagen des Prince of Wales, des späteren Georg 
IV. Das 8-PS-Mobil existiert seit dem Römi-
schen Reich, und wer es fährt oder in ihm ge-
fahren wird, gehört zu den Unsterblichen.  

Dabei sind die Moss und die Bärenmützen 
durchaus zweifelhafte Idole. Ihre Anfälligkeit 
für Anrüchiges macht sie zu Artverwandten: 
Sex und Drogen, sie sind beiden geläufig, und 
warum nicht? 2005 drehten Gardisten in der 
Kaserne ein Sex-Video mit einer Frau; 2008 
entliess die Queen Wächter wegen des Kon-
sums harter Drogen. Aber dass man ein Pferd 
alkoholisiert, um Spass zu haben? Das fiel dem 
Model bis heute nicht ein. Acht Dosen Bier und 
eine Flasche Rotwein flössten Mitglieder der 
Queen’s Guard einem Paradepferd einstmals 
ein! Man wollte es betrunken machen – oder 
ihm das Gefühl vermitteln, wie es ist, auf zwei 
Hufen zu schweben? Dafür hätte man sich bes-
ser Hilfe bei Kate Moss geholt. Schöne Beine 
lügen nicht.

Stil & Kultur

Von Wunderpferden
Von Daniele Muscionico

Zwei britische Weltwunder: Kate Moss und die Queen’s Guard.

Bildband

Mario Testino, Private View.
Taschen. 300 S., Fr. 76.–
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Den Tod überlisten
In seinem neuen Roman beschreibt Erfolgsautor Martin Suter ein 
 Experiment, das geliebte Verstorbene zurückbringen soll. Vor drei Jahren 
verlor er selbst seinen Sohn. Von Rico Bandle und Olaf Hajek (Illustration)

Apropos: Madonna und Zürich
Erst knallt Madonna ähnlich der Videospiel­
figur Lara Croft Unmengen von Männern ab, 
das Blut breitet sich auf den riesigen Bildschir­
men aus, wenig später beklagt sie die Gräuel 
des Kriegs. Madonna will alles sein, wie sich an 
ihrem überfrachteten Konzert in Zürich 
 zeigte: Killerin und Friedensapostel, Heilige 
und Sexsymbol, Cheerleaderin und Walzer­
tänzerin. Erstaunlich ist vor allem, wie ironie­
frei sie all diese Rollen verkörpert. «Ich bin 
wütend!», schrie sie ein paar Mal ins Publi­
kum. «Ich bin wütend! Das ist kein Witz!» Wie 
bestimmt sie ihre widersprüchlichen Haltun­
gen vorführt, ist für einen Zürcher keine 
 Aufregung wert. Hier ist man solches ge­
wöhnt: Erst fordert man in vollem Ernst die 
2000­Watt­Gesellschaft, um dann, ohne mit 
der Wimper zu zucken, nach Übersee in die 
 Ferien zu fliegen. (rb)  

Er hatte in seinen Büchern schon immer ein 
Faible fürs Mystische, fürs Spiel mit dem 

menschlichen (Unter­)Bewusstsein: sei es mit 
Hilfe halluzinogener Pilze («Die dunkle Seite 
des Mondes»), wundersamer Anti­Alzheimer­
Medikamente («Small World») oder aphrodisi­
schem Essen («Der Koch»). In seinem neuesten 
Buch, «Die Zeit, die Zeit», geht Martin Suter 
noch einen Schritt weiter: Mit einem wahnwit­
zigen Experiment soll die Zeit überlistet und 
die Begegnung mit Toten möglich werden. Da­
zu gibt es zwei Morde, wodurch die sutersche 
Erfolgsrezeptur einmal mehr perfekt wäre: ein 
Hauch Esoterik, etwas Krimi­Spannung und 
eine Schreibe, die auf den Leser die Wirkung 
 eines Staubsaugers ausübt – einmal angeso­
gen, kommt man nicht mehr davon los. Nur ein 
Suter­typisches Element fehlt in dem Roman: 
die High Society, die urbanen Möchtegern­
Coolen, über die man sich in seinen Kolumnen 
«Business Class» oder «Richtig leben mit Geri 
Weibel» so wunderbar amüsieren konnte.

Man mag über die immer wiederkehrenden 
Suter­Elemente die Nase rümpfen, Tatsache ist, 
dass sie dem Autor einen Erfolg gebracht haben, 
wie ihn kein anderer lebender Schweizer Schrift­
steller erfährt. Im gesamten deutschsprachigen 
Raum füllt er bei seinen Lesungen regelmässig 
grosse Säle mit mehreren hundert Zuhörern; 
sein letzter Roman, «Der Koch», stand im Feb­
ruar 2011 zeitgleich auf Rang eins der Bestseller­
listen in Deutschland, Österreich und der 
Schweiz, was zuvor noch keinem Schweizer Au­
tor gelungen war. Martin Suter gehört zu den 
seltenen einheimischen Exponenten seiner Be­
rufsgattung, die nicht nur  ohne Unterstützung 
des Staates auskommen, sondern sogar sehr gut 
vom Schreiben leben können. Der beispiellose 
Erfolg löst allerdings auch Missgunst aus, es 
gibt Zeitungen, die seine Bücher nicht im Kul­
tur­, sondern im Gesellschaftsteil besprechen. 
So falsch die noch immer weitverbreitete Glei­
chung, was grossen Erfolg hat, kann keine Kul­
tur sein, auch ist: In seinen letzten Romanen wa­
ren die Figurenkonstellationen und die 
Erzählkon strukte nicht mehr so ausgeklügelt 
wie etwa noch bei «Small World» oder «Lila, Li­
la». Und auch bei seinem neuesten Werk findet 
er nicht zu alter Stärke zurück.

Im Zentrum von «Die Zeit, die Zeit» steht 
Peter Taler, ein biederer Buchhalter, dem seit 
dem Tod seiner Freundin sämtliche Lebens­
lust abhandengekommen ist. Er deckt der 
Freundin noch immer den Tisch, schenkt ihr 
Wein ein, zündet ihr sogar eine Marlboro Gold 

an, die dann im Aschenbecher niederbrennt – 
so fühlt er sich seiner Laura näher. Das Einzige, 
was ihn noch antreibt: Er möchte den Mörder 
finden und sich an ihm rächen. Die Polizei hat 
die Suche längst aufgegeben. Auch Peter Talers 
Spuren bleiben vage. Er ist sich zwar ganz 
 sicher, dass am Tag des Mordes beim Blick aus 
seinem Fenster etwas anders war als sonst. 
Aber was? Er weiss es nicht.

Im Haus gegenüber wohnt Knupp, ein älte­
rer Herr, der seine Frau vor zwanzig Jahren ver­
loren hat. Ein Einzelgänger, ein Sonderling, 
dem niemand den Mord zutraut. Er scheint 
aber etwas zu wissen. Peter Taler erhält von 
ihm Fotos zugeschickt, die einen Hinweis auf 
den Mörder geben könnten. Die Fotos erweisen 
sich als Lockmittel. Knupp braucht Talers 
 Hilfe. Der jüngere Nachbar soll ihm helfen, in 
 einem Experiment die Zeit 21 Jahre zurück­
zudrehen, um so seine Frau wiederzufinden. 

Die Herkunft des Motivs, nach einem Todes­
fall die Zeit zurückdrehen zu wollen, ist wohl 
in Martin Suters eigener Biografie zu finden: 
Vor drei Jahren hat er seinen dreijährigen 
 Adoptivsohn verloren – er erstickte an einem 
Wurststück. Der immer wiederkehrende Ge­
danke, ob man nicht nochmals eine Chance 
 erhält, das Unglück zu verhindern, dürfte am 
Anfang des Romans gestanden haben. 

«Die Zeit gibt es nicht»

Im Buch glaubt der alte Knupp an eine Theo­
rie, dass es die Zeit gar nicht gebe, sondern nur 
die Veränderung. Und die Veränderung  schaffe 
die Illusion von Zeit. Mache man die Verände­
rung rückgängig, so könne man auch Tote wie­
derfinden. Knupp hat es sich zur Lebensauf­
gabe gemacht, sein gesamtes Umfeld wieder so 
herzurichten wie vor 21 Jahren, inklusive sei­
nes eigenen Gesichts, das er chirurgisch und 
mit (Augenbrauen­)Haarfärbemittel verjüngt. 
Taler, der nichts mehr zu verlieren hat, hilft 
ihm bei der Rekonstruktion von Haus und 
Garten: Jedes Gewächs, jede Hausfassade in 
der Nachbarschaft soll wieder genau so ausse­
hen wie auf den alten Fotos. Um das Zehntau­
sende von Franken teure Vorhaben zu finan­
zieren, veruntreut Taler Geld in seiner Firma 
– obwohl er, wie er sagt, gar nicht an die 
 Zeitüberwindungstheorie glaubt.

Wird das Experiment gelingen? Wird Mar­
tin Suter so etwas wie einen Zeitsprung ge­
schehen lassen, um wenigstens in der Fiktion 
den grossen Schmerz rückgängig machen zu 
können? Tatsächlich kommt es zu einer Art 

Belletristik
1 (1) Jonas Jonasson: Der Hundertjährige ... 
 (Carl’s Books)
2 (2) Henning Mankell: Erinnerung  
 an einen schmutzigen Engel (Zsolnay)
3 (10) Joy Fielding: Das Herz des Bösen 
   (Goldmann)
4 (3) Jean-Luc Bannalec: Bretonische  
 Verhältnisse (Kiepenheuer & Witsch)
5 (4) Isabel Allende: Mayas Tagebuch (Suhrkamp)
6 (5) Ingrid Noll: Über Bord (Diogenes)
7 (9) Jussi Adler-Olsen: Das Alphabethaus (DTV)
8 (6) Donna Leon: Reiches Erbe (Diogenes)
9 (8) Viveca Sten: Die Toten von Sandhamn 
   (Kiepenheuer & Witsch)
10 (–) Alain C. Sulzer: Aus den Fugen 
   (Galiani)

Sachbücher 
1 (2) Rolf Dobelli:  
 Die Kunst des klaren Denkens (Hanser)
2 (1) André Häfliger, Georges Wüthrich:  
 Dölf Ogi – So wa(h)r es! (Weltbild) 
3 (3) Philippe Pozzo di Borgo:  
 Ziemlich beste Freunde (Hanser)  
4 (5) Jacky Gehring: Body Reset –  
 Das Erfolgsprogramm (Weltbild)
5 (6) Rhonda Byrne: The Magic (Droemer/Knaur) 
6 (4) Lukas Fischer: 1001 Ausflugsziele –   
 Familienspass im Freizeitland (Weltbild)
7 (–) Duden: Die deutsche Rechtschreibung  
 (Bibliographisches Institut GmbH) 
8 (10) Manfred Spitzer:  
   Digitale Demenz (Droemer/Knaur)
9 (9) Pierre Dukan: Das  
 Dukan­Diät­Kochbuch (Gräfe und Unzer)
10 (7) Gian D. Borasio: Über das Sterben  
   (C. H. Beck) 

Quelle: Schweizer Buchhändler- und Verlegerverband 
SBVV/Mediacontrol

Bestseller
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Happy End. Nur: Um dahin zu gelangen, muss 
Suter die Zeitüberwindungstheorie etwas gar 
arg strapazieren.

Wie genau der Zeitsprung vor sich geht, sei 
hier nicht verraten. Nur so viel: Man muss dem 
Autor einiges an Wohlwollen entgegenbrin­
gen, um das unerwartete Resultat von der Lo­
gik her halbwegs akzeptieren zu können. Oder 
ist die Zeitreise am Ende doch nur ein Traum? 

Zwar liest sich das Buch schnell, Suters 
Schreibe ist leicht und elegant wie eh und je, 
doch bleibt es über weite Strecken eintönig: 
Die zwei Männer bleiben in ihrer idealisierten 
Erinnerung an ihre Frauen gefangen und 

 machen kaum eine Entwicklung durch. Die 
Pro bleme bei der exakten Rekonstruktion von 
Haus und Garten wiederholen sich stetig. Um 
dies zu brechen, bringt Suter einen falschen 
Verdächtigen um Lauras Mord ins Spiel – ein 
eher durchsichtiges Manöver. Wo bleibt Suters 
Raffinesse? Auch der abrupte, rätselhafte 
Schluss wirkt wie eine Verzweiflungstat: als 
hätte der Autor nicht mehr gewusst, wie er aus 
seinem festgefahrenen Konstrukt wieder 
 herausfindet. 

Jazz

Abseits der 
Landkarten
Von Peter Rüedi

Nichts ist einer Karriere abträglicher als 
Vielseitigkeit. Gräbt einer immer den 

gleichen Acker mit immer der gleichen Pflug­
schar um und hält sich an das immer gleiche 
Saatgut, ist die Ernte dementsprechend. 
 Modigliani in Ehren oder Zen­artig konzen­
trierte Monochromisten: Aber wird nicht im 
Fall schlichterer Talente Sturheit (um nicht zu 
sagen Einfallslosigkeit) zu oft schon mit «Stil» 
verwechselt? Erkennbarkeit fördert den Erfolg 
eines Künstlers, und sie kann ja auch ein Indiz 
von Qualität sein. Muss aber nicht. Es gibt den 
Gegenentwurf: die Verwandlungskünstler, 
deren Ziel es ist, sich stets aufs Neue Verhaf­
tungen zu entziehen und sich in zahllosen 
Formen selbst zu überraschen, und ihr Publi­
kum erst recht.

Zu dieser proteischen Gattung gehört der 
Klarinettist Louis Sclavis. Er spricht in so 
 vielen Sprachen, dass ohne einige Erfahrung 
und ohne Gespür sein unverkennbarer Akzent 
kaum wahrzunehmen ist. Weil ihm die ganze 
Musik eins ist (und nicht etwa: ein grosses 
 Einerlei), stürzt er sich auf immer neue Expe­
rimentierfelder und bezeichnet jede seiner 
vielen Formationen als «kleines Laborato­
rium» – nicht anders als Mingus, der mit dem 
Begriff «workshop» Ähnliches meinte: die 
kollektive improvisatorische Erkundung von 
Gelände «outside of maps». So heisst einer von 
Sclavis’ Titeln auf der neuen CD seines neuen 
Atlas Trio. Es ist ein schillerndes, zwischen 
 Unterschiedlichstem oszillierendes vielfarbi­
ges Gebilde, das auf unaufgeregte Weise von 
einem zum andern kommt und immer das 
Ganze meint: kammermusikalisch komplexe, 
oft komponierte Passagen und freie kollektive 
Risiken, folkloristisch Inspiriertes in poly­
rhythmischen Grooves und mit funkigem 
Puls, lyrische, meditative Zonen. Die Beset­
zung ist neu für den Luftgeist Sclavis: Unter, 
neben, über seine Klarinetten bauen Benjamin 
Moussay an Piano und elektronischen Key­
boards, Gilles Coronado auf der E­Gitarre bald 
opulente, ja pathetische Klanglandschaften, 
bald gläsern durchsichtige poetische Luft­
räume. Aufregend die Temperatur­ und Licht­
wechsel vom einen zum andern.

Louis Sclavis Atlas Trio: Sources. 
ECM 2282 279 9532    

Einundzwanzig Jahre retour: Schriftsteller Suter.

Martin Suter: Die Zeit, die Zeit. Diogenes. 304 S.,  
Fr. 29.90. Erscheint im September
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Präsidenten

Johnson – eine 
Frage der Macht
Historiker Robert A. Caro 
 widmet sich seit  Jahrzehnten 
Lyndon  Johnson, Amerikas 
 Präsidenten zur Zeit des 
 Vietnamkriegs. In seinem neuen 
Buch behandelt der Biograf 
 Kennedys  Ermordung und 
 Johnsons  fulminanten 
 Amtsantritt. Von Hansrudolf Kamer

Die Staatsgewalt geht vom Volke aus. Aber 
wo geht sie hin?» Eine Antwort auf die 

 Frage im Gedicht von Bertolt Brecht gibt  Lyndon 
Baines Johnson, der 36. Präsident Amerikas: 
«Power is where power goes.» Was damit ge-
meint ist, lässt sich nachlesen im  soeben erschie-
nenen vierten Band der Monumentalbiografie 
von Robert A. Caro über den robusten Texaner. 

Das ganze Werk ist ein unausgeglichenes, 
exzentrisches Unterfangen. Um den bisher 
letzten Band zu publizieren – «The Passage of 
Power» –, brauchte der Autor zehn Jahre. Der 
Abstand vom dritten Band, «Master of the 
 Sen ate», zum zweiten, «Means of Ascent», be-
trug zwölf Jahre, derjenige vom zweiten zum 
ersten, «The Path to Power», acht Jahre. Und 
für den Auftakt hatte er sieben Jahre ge-
braucht. Alles in allem 37 Jahre für 3300 Seiten. 
Und das Wichtigste fehlt noch. 

Es gibt andere Johnson-Biografien, etwa 
 jene Robert Dalleks, der sein Objekt in zwei 
Bänden abhandelt. Wer ein feiner abgewoge-
nes historisches Urteil sucht, wird damit 
 besser bedient. Caro schreibt anders, süffiger, 
ausschweifender, plastischer, er bewegt sich in 
 einer Sonderklasse. Von seinen Büchern geht 
eine starke Faszination aus, die einen kaum 
mehr loslässt.

Bittere Armut

Als der erste Band erschien, im Jahr 1982, 
 wusste noch jedermann, wer Johnson war. Der 
 Texaner hatte die Präsidentschaft nach der 
 Ermordung Kennedys 1963 geerbt. Er gewann 
dann 1964 die Wahl gegen Barry Goldwater, 
verzichtete 1968 auf eine Kandidatur und 
starb schon Anfang 1973, noch vor dem Rück-
tritt Richard Nixons. 

Die Lektüre der 3300 Seiten ist ein zeitlicher 
Aufwand, aber er lohnt sich. Caro evoziert eine 
turbulente Epoche, die noch nicht so lange zu-
rückliegt, aber weit entfernt scheint. Johnson 
stammt aus dem Texas Hill Country, westlich 
von Austin. Die Schilderung bitterer Armut im 
ersten Band, die seine Kindheit prägte, gehört 
zum Besten des Genres für einen Leser, der sich 

für Wechselwirkungen zwischen Mensch, 
 Natur und Wirtschaft interessiert. 

Der unglaubliche Machthunger Johnsons 
und der Aufstieg mit allen Mitteln sind Thema 
des zweiten Bandes. Dieser Charakterzug von 
shakespearescher Intensität durchzieht alle 
vier Bände. Im dritten wird dargestellt, was 
politische Macht ist und wie sie im Washing-
ton der fünfziger Jahre konkret appliziert 
wurde. «Was immer man über mich sagen 
mag, ich weiss, was politische Macht ist, wo 
man sie findet und wie man sie braucht.» Da-
bei entsteht ein lebendiges Porträt des Senats 
in der amerikanischen Geschichte.

Der letzte Band umfasst nur knapp sechs 
Jahre – von 1958 bis 1964. Es ist eine Periode 
von Niederlagen und Frustrationen, aber auch 
der grössten Triumphe. Johnson gilt noch 
 immer als der beste Mehrheitsführer, der je im 
Senat in Washington gewirkt hat. Diese ad 
 personam beträchtliche Machtposition 
tauschte er gegen die Erniedrigungen ein, die 
sich ein Vizepräsident allgemein einhandelt. 

Die Kennedys hielten für den stolzen Johnson 
noch spezielle Demütigungen bereit. 

Bevor der Machtmensch aus Texas dieses 
unerfreuliche Amt akzeptierte, liess er von sei-
nem Stab ausrechnen, was die Chancen waren, 
dass ein Präsident im Amt umkommen und 
der Vize nachrücken könnte. Die Chancen 
standen damals ungefähr eins zu vier. Als er 
am Abend der Inauguration Kennedys 1961 ge-
fragt wurde, weshalb er Vizepräsident gewor-
den sei, war die Antwort, er sei ein Spielertyp.

Das Attentat in Dallas am 22. November 1963 
katapultierte ihn endlich in die  Machtposition, 
die er immer angestrebt hatte. Wie er sie nutz-
te, das ist die Antwort auf Brechts Frage: Die 
Macht geht mit dem, der genau weiss, wie 
Menschen agieren und reagieren, und der ihre 
Schwächen für seine Zwecke einspannen kann. 

Johnson war gross, 1,94 Meter, hatte grosse 
Ohren, grosse Hände. Wenn er im Gespräch je-
manden überzeugen wollte, packte er ihn am 
Revers und bohrte ihm einen starken Finger in 
die Brust. Er war physisch und direkt.

Vom ungestümen Sozialreformer zum Buhmann der 68er: Präsident Johnson im Wahlkampf, 1964.
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Biografie

Robert A. Caro: The Years of Lyndon 
Johnson. The Passage of Power.  
Alfred A. Knopf. 

Caro schildert Johnson als machtbesessenen, 
kalkulierenden Idealisten von nie erlahmender 
Energie, schockierender Rohheit, fähig zu ab-
scheulich menschlicher Grausamkeit, von ab-
grundtiefer Unehrlichkeit. Bobby Kennedy war 
Johnsons Intimfeind, die Abneigung war gegen-
seitig. Sein Urteil über ihn lautete: Johnson lügt 
auch, wenn es gar nicht notwendig ist. Nachdem 
auch Robert Kennedy von einem Attentäter 1968 
in Los Angeles niedergestreckt worden war, 
 fragte Johnson einen Mitarbeiter in Washington 
 immer wieder: «Is he dead, is he dead yet?»

Johnson behandelte Untergebene schlecht 
und war unterwürfig gegenüber den Oberen. 
Er hatte – das schildern die ersten Bände – 
 einen untrüglichen Instinkt für Positionen 
und Funktionen, die niemand haben wollte, 
auf denen sich aber Machtstellungen aufbau-
en liessen. Johnson wollte Macht auch um der 
Macht willen, aber vor allem, um andere Leute 
unter seinen Willen zu zwingen. Im College 
überzeugte er den Präsidenten, ihm, Johnson, 
eine Assistenzstelle zu geben, die darüber be-

stimmte, wer von den Studenten bezahlte Jobs 
auf dem Campus erhielt. Johnson verteilte sie 
nur an jene, die sich ihm unterwarfen.

Doch Johnson hatte auch eine andere Seite. 
Caro schildert eindrücklich den Impuls, den 
Armen, den Schwarzen und den Latinos zu 
helfen. Bis zur Übernahme der Präsident-
schaft war er immer verdächtigt worden, er 
verteidige die Machtstellung der Südstaaten 
im Kongress und verhindere die Abschaffung 
der Rassentrennung. Johnsons Texas drawl 
und der magnolia accent prägten das Urteil über 
ihn, obwohl er es war, der schon als Mehrheits-
führer im Senat erste Bürgerrechtsgesetze 
durchgebracht hatte.

Die ersten Wochen und Monate seiner Präsi-
dentschaft revidierten dieses Urteil gründlich. 
Johnson bewies einer gelähmten, dann staunen-
den Nation, dass er mehr davon verstand als sein 
charmanter und kultivierter Vorgänger, wie Po-
litik in die Tat umgesetzt werden muss. Kenne-
dys grosse Vorlage für Steuersenkungen und ein 
neues Bürgerrechtsgesetz waren während Jah-

ren und Monaten im Kongress steckengeblie-
ben. Die Administration Kennedy hatte keinen 
Schimmer, wie sie zu deblockieren waren. 

Johnson erreichte binnen weniger Wochen, 
wofür Kennedy vergeblich gerungen hatte. Er 
sah die Hintergründe und Motive der Kon-
gress-Granden, die Verbindungen zwischen 
den einzelnen Vorlagen, die obskuren Proze-
duren, und es gelang ihm, genügend Republi-
kaner auf seine Seite zu ziehen, ohne die der 
Civil Rights Act nie hätte verabschiedet wer-
den können.

Von den Kennedys ausgeschlossen

Caro beschreibt das Regime der Südstaaten- 
Demokraten, die die wichtigsten Ausschüsse 
im Senat leiteten und sich gegen alles sperrten, 
was ihnen nicht passte – vor allem die endgül-
tige Aufhebung der Rassentrennung in öffent-
lichen Bereichen. Es war die Zeit blutiger 
 Auseinandersetzungen im Süden, und der Ku-
Klux-Klan war noch eine Grösse, mit der zu 
rechnen war.

Diesen Triumphen folgten der erdrutsch-
artige Wahlsieg über Barry Goldwater, der Vot-
ing Rights Act von 1965 und der Ausbau der 
 Sozialgesetzgebung im sogenannten war on 
 poverty – Johnson hatte den Höhepunkt  seiner 
Macht und seines Ansehens erreicht. 

Aussenpolitik spielt in diesem grossen Spek-
takel kaum eine Rolle. Caro erwähnt Vietnam 
nur sporadisch, etwa mit dem Hinweis, dass 
Johnson den Coup gegen Diem in Saigon für 
einen grossen Fehler gehalten habe. Die Ver-
wicklung in den Vietnamkrieg, die sein Nach-
folger zu bewältigen hatte, war nicht eigent-
lich seine «Schuld» – sie ist in erster Linie 
seinem Vorgänger anzulasten. Die missglück-
te Invasion in der Schweinebucht und die Ra-
ketenkrise um Kuba 1962 fanden ohne wesent-
liche Beteiligung Johnsons statt – er war von 
den Kennedys von Anfang an aus dem inneren 
Entscheidungszirkel ausgeschlossen worden. 

Es ist ein weiter Weg vom grossen Johnson, 
der am meisten von allen Präsidenten für die 
schwarze Bevölkerung erreicht hat, dem unge-
stümen Sozialreformer und Meister im politi-
schen Intrigenspiel, bis zum Buhmann der 68er 
Generation und der Vietnamkriegsprotestler. 
«Hey, hey, LBJ, how many kids did you kill to-
day?» Vietnam wurde Johnsons Waterloo. 

Doch das ist die Story des nächsten Bandes. 
Robert A. Caro ist mit Johnson alt geworden, 
inzwischen zählt er 76 Jahre. Für die Leser und 
Aficionados seiner unverwechselbaren Art des 
Schreibens bleibt die Hoffnung, dass er sein 
Werk zu Ende bringen kann.

Vom ungestümen Sozialreformer zum Buhmann der 68er: Präsident Johnson im Wahlkampf, 1964.
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Klar, im bluttriefenden Horrorfilm ist 
Quantität Qualität; Wiederholungs-

zwang ist sein Erbgut. Nicht einer wird abge-
murkst, sondern Dutzende, im Flackerlicht 
und in drohenden Schatten. Für Horror-Habi-
tués die wichtigste Voraussetzung – und das 
wissen natürlich auch Michael Steiner (Regie, 
Co-Autor) und Michael Sauter (Autor). Nichts 
gegen Konfektionshorror also, nur darf man 
dem Zuschauer dabei aber bitte nicht die Gän-
sehaut über die Ohren ziehen. Genau das aber 
machen Steiner («Sennentuntschi») und 
 Sauter («Achtung, fertig, Charlie!»).

Ungebremste Schrei-Freude

In einer Überlegung haben sie ja recht; weil 
Nullachtfünfzehn-Splatter stereotype Bedürf-
nisse mit Stereotypen befriedigen und kein 
 Interesse an einer originellen Neuschöpfung 
besteht, ist es richtig, augenzwinkernd ans 
Hackwerk des Grauens heranzugehen; eine 
Klamotte daraus zu machen. Im deutschspra-
chigen Film ist das fast schon eine eigene Gat-
tung – von Edgar-Wallace- über Karl-May- bis 
zu Heimatfilm-Parodien. Warum also nicht 
der Horrorfilm? Der ist nur leider kein eigenes 
Gewächs, über das sich ablästern liesse. So 
denkt man beim «Missen-Massaker», es  könne 
sich nur um Spott auf den Schönheitsfimmel 
handeln. 

Kino

Hackwerk des Grauens
Michael Steiners «Missen-Massaker» kann sich nicht entscheiden 
zwischen  Horrorfilm-Parodie und Schönheitswahn-Persiflage.  
Von Wolfram Knorr

Denn der Missen-Wahn grassiert ja hierzu-
lande und wird als populäre und profitable 
 Voyeurs-Tränke nach wie vor geschätzt. Leider 
wagt Steiner nur zu Beginn eine satirische  Volte 
auf die geistige Hohlraumversiegelung des 
Schönheitskults, dann schickt er seine  Bakchen 
unter Aufsicht ihres Mänaden-Händlers – Mike 
Müller als minotaurischer PR-Agent – und 
zweier nicht weniger windiger Kamera-Hallo-
dris auf eine exotische Insel Asiens, und schon, 
rucki, zucki, kommt’s zum Schlachtfest. 

Leider ist der Metzger kein niedersinniger 
Testosteron-Wüterich, sondern ein Zwangs-
neurotiker, der jede Miss mit einer anderen 
Maskerade verhackstückt – mal mit Freddy-
Krüger-Larve, mal mit der Schrei-Maske aus 
«Scream» oder derjenigen von «Leather face». 
Wie ein Faschings-Husar fällt er säbelnd, röh-
rend und stechend über die Nymphen her. 
Und es sind über ein Dutzend, die es abzu-
murksen gilt – die männlichen Begleiter auch 
noch! Das ist Stress, und der geneigte Zuschau-
er sehnt bald eine rettende Ambulanz herbei, 
die dem fiebrigen Schnetzler wenigstens die 
Halloween-Gummidinger wegnehmen möge.

Dafür ist das textilschwache Missen-Ensem-
ble beim Kreischen in absoluter Mimen-Top-
Form. Seine ungebremste Schrei-Freude darf, 
angesichts der nervigen, als Zitate ausgege benen 
Clown-Masken, als wirklichkeitsnah bezeichnet 
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Geistige Hohlraumversiegelung: Schönheitsköniginnen im Schweizer Film «Missen-Massaker».

Kinozuschauer
1 (1) Ted 19 572 
 Regie: Seth MacFarlane
2 (–) Prometheus 9001 
 Regie: Ridley Scott  
3 (2) The Dark Knight Rises 6944 
 Regie: Christopher Nolan
4 (3) Ice Age 4 (3-D) 6461 
 Regie: Steve Martino
5 (–) Starbuck 5947 
 Regie: Ken Scott
6 (–) What to Expect ... 5376 
 Regie: Kirk Jones 
7 (4) Brave 5252 
 Regie: Mark Andrews
8 (5) To Rome with Love 2344 
 Regie: Woody Allen
9 (6) Intouchables 1251 
 Regie: Olivier Nakache 
10 (–) Le Prénom 904 
   Regie: M. Delaporte / A. Patellière

Quelle: Schweizerischer Filmverleiher-Verband; 
 Zuschauerzahlen vom Wochenende (Deutschschweiz)

DVD-Verkäufe
1 (1) Zorn der Titanen (Warner)
2 (2) Ghost Rider (Impuls)
3 (–) Tinker Tailer Soldier Spy (Ascot Elite)
4 (–) The Woman in Black (Ascot Elite)
5 (3) John Carter (Walt Disney)
6 (4) Contraband (Universal)
7 (–) Isle of Man (Ascot Elite)
8 (5) Wir kaufen einen Zoo (Fox)
9 (6) Haywire (Ascot Elite)
10 (–) Best Exotic Marigold Hotel (Fox)
 
Quelle: Media Control

Top 10

Knorrs Liste
1 Mientras duermes HHHHH 
 Regie: Jaume Balagueró
2 The Dark Knight Rises HHHHH 
 Regie: Christopher Nolan
3 Le Prénom HHHHI 
 Regie: M. Delaporte / A. Patellière
4 Prometheus HHHHI 
 Regie: Ridley Scott
5 L’exercice de L’Etat HHHHI 
 Regie: Pierre Schöller
6 Merida HHHHI 
 Regie: M. Andrews / B. Chapman
7 Ted HHHHI 
 Regie: Seth Rogen 
8  To Rome With Love HHHII 
 Regie: Woody Allen
9  Ice Age 4 HHHII 
 Regie: S. Martino / M. Thurmeier
10  Starbuck HHIII 
 Regie: Ken Scott
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werden. Leider werden dabei Spannung, Komik 
und Erotik plattgemacht. Es heisst, das Premie-
renpublikum auf der Piazza in Locarno habe 
sich amüsiert. Was will man also mehr? Necki-
scher Trash kommt an. HHIII

Weitere Premieren

I Wish _ Der 12-jährige Koichi und sein jün-
gerer Bruder leben seit der Scheidung ihrer 
 Eltern getrennt. Koichi bei der Mutter, sein 
Bruder beim Papa. Koichi, der unter der Tren-
nung leidet, organisiert mit ein paar Freunden 
eine Reise, um den Bruder zu treffen. Hirokazu 
Koreeda («Nobody Knows») ist ein Meister 
 sensibler Erzählungen, die dank ihrer ausge-
feilten Psychologie nie langweilig werden. Mit 
leichter Hand schildert er die Probleme zweier 
Scheidungsopfer, frei von jeder Pädagogisiere-
rei.  Ein faszinierendes Porträt der japanischen 
Gesellschaft. HHHHI

Total Recall _ Wer bin ich, und wenn ja, wie 
viele? Das war schon immer das Hauptmotiv 
des SF-Grossmeisters Philip K. Dick, auf dessen 
literarische Vorlage der Klassiker von Paul Ver-
hoeven aus dem Jahre 1990 zurückgeht. Arnold 
Schwarzenegger war Douglas Quaid, dem man 
seine Identität nahm und der sich bald wie in 
einem Spiegelkabinett vorkam. Dem Remake-
Wahn fiel auch «Total Recall» zum Opfer. Lei-
der. Len Wise man («Die Hard 4») machte, mit 

Colin Farrell, Jessica Biel und Kate Beckinsale, 
einen Popcorn-Reisser daraus, dem jede emo–
tionale Anteilnahme ausgetrieben wurde. 
 Beeindruckend ist nur das Dekor; von «Metro-
polis» über «Star Wars» bis «Blade Runner», 
originell inspiriert.  HHHII

Magic Mike _  Seit Frauen lautstark nach 
maskulinen Erfrischungen verlangen, outen 
sich auch Männer entkleidungswillig, auch 
wenn es nicht unbedingt ein Zeichen der 

Gleichberechtigung ist. Häufig ist es eher 
 Ausdruck sozialer Krisen, wie in Steven 
 Soderberghs («Ocean’s Eleven») Stripper- 
Drama über eine Gruppe von Waschbrett-
bauch-Kerlen, die eigentlich nur über die 
 Bühne tanzen, um ihren sozialen Status nicht 
zu gefährden. Tagsüber Dachdecker, nachts 
Stripper, spielt Channing Tatum den Mucki-
bepackten Magic Mike, der Abend für Abend 
mit Kumpels in einer Klitsche die Frauen zum 
Kreischen bringt. Am Tag verhandelt er mit 
 einer Bankangestellten über einen Kredit – 
und bleibt chancenlos. Soderberghs Sozialstu-
die ist sympathisch und wahrhaftig. Die  Tanz- 
und Strip-Nummern allerdings sind zu 
perfekt für die Provinzklitsche, aber mit 
 Sicherheit der Grund für den kommerziellen 
Erfolg des Films. Hollywood-Beau Matthew 
McConaughey als Schmieranten-Boss der Ent-
blössungsclique ist eine Wucht. HHHHI

Zum dritten Mal seit dem Wiederein-
stieg in die «Tatort»-Reihe schickt das 

Schweizer Fernsehen eine eigene Folge ins 
Rennen. Der positive Effekt des Fehlstarts 
vor eineinhalb Jahren: Die Filme werden 
jedes Mal besser. In «Hanglage mit Aus-
sicht» fällt ein reicher Investor aus einer 
Seilbahngondel – was gibt es Passenderes 
für einen Schweizer Krimi? Bereits James 
Bond kämpfte in einer Schweizer Gondel 
mit einem Bösewicht; die schwindel -
erregende Höhe, der gefährliche Maschi-
nenraum – der Seilbahn-Krimi ist fast so 
etwas wie ein eigenes Genre. 

Den Kampf in der lottrigen Gondel auf 
die Wissifluh sieht man leider nicht, auch 
klettert niemand mitten auf der Strecke 
auf das Dach – doch die am Boden zer-
schellte Leiche reicht schon, sich das Ge-
schehen vorzustellen. Auch dass die 
 Wissifluh-Wirtin die Gondel abstellen 
kann und der vermeintliche Bösewicht 
und der Kommissar Flückiger schwitzend 
den Berg hochkrabbeln müssen, passt zu 
 einem guten Seilbahn-Krimi.

Allzu sehr loben kann man die Folge 
trotzdem nicht. Zu plakativ ist die Ge-
schichte. Reiche Investoren wollen aus 
dem schmucken, aber verlotterten Aus-
flugsrestaurant ein Fünfsternehotel ma-
chen. Der Regierungsrat steckt mit dem 
Investor unter einer Decke, sorgt dafür, 
dass die nötige Umzonung zügig per 
 Sonderverfahren erteilt wird. Die an der 
Armutsgrenze lebende Wissifluh-Berg-
bauernfamilie wird durch übermässige 
Kontrollen schickaniert, soll zum Verkauf 
des Anwesens gedrängt werden. Der Berg-
bauer mit der Mistgabel gegen geschnie-
gelte Krawattenträger, dazu ein korrupter 
Politiker, der am Schluss natürlich von 
nichts gewusst haben möchte: Das ist der 
Klischees doch etwas zu viel.

Bleibt zu erwähnen, dass mit Peter Frei-
burghaus (Duo Fischbach) und Maja 
Brunner zwei hiesige Prominente mit-
wirken. Freiburghaus kann als knorriger 
Bergbauer seine Fischbach-Figur über-
nehmen, das klappt ganz gut, das Engage-
ment Brunners ist nicht geeignet, das 
 ohnehin nur mässige schauspielerische 
Niveau der Besetzung zu heben.

Fernseh-Kritik

Korruption 
im Kleinstaat
Von Rico Bandle

Gemäss Sight & Sound’s «esteemed 10- yearly 
poll of critical favourites» ist Hitchcocks 
«Vertigo» der beste Film der Film-
geschichte. Finden Sie das auch?
H. N., Herrliberg

Er ist auf jeden Fall der perver-
seste, schwindelerregendste 
und ein klarer Fall von Nekro-
philie. (James Stewart liebt 
 eine verstorbene Frau.) Hitch-
cock ist hier am abgründigsten 

und leuchtet in eigene Seelenecken (seine 
Blondinen-Besessenheit). Ein überragender 

Fragen Sie Knorr Film, natürlich. Ich persönlich halte «North 
by Northwest» für den besseren. Aber was 
heisst schon «besser»? Er ist anders, die 
Summe seiner Obsessionen, ein Film mit 
Humor. Auf Bestenlisten muss eher alles 
ernst sein, seriös. Man kann ja diese olym-
pischen Hitparaden dämlich finden, aber 
wenn schon, dann gehört Hitchcock in der 
Tat an die Spitze. Endlich wurde vor allem 
mal der ewige Erstplatzierte, «Citizen 
 Kane», vom Sockel genommen.

Wolfram Knorr

Der Journalist und Buchautor gehört zu den  
renommiertesten Filmkritikern der Schweiz.

Fragen an: knorr@weltwoche.ch 
Unveröffentlichte Fragen können nicht beantwortet werden.

Tagsüber Dachdecker: Tatum in «Magic Mike».

Remake-Wahn: «Total Recall» mit Colin Farrell.

Tatort – Hanglage mit Aussicht: Sonntag,  
20.05 Uhr, SF 1.
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Er ist einer der wenigen Menschen, die 
 zugeben, dass sie geliftet sind. Kunst-

stück, ist es doch der Beruf von Dr. med. 
Christoph Wolfensberger, anderen die verlo-
rene Schönheit zurückzugeben. Der plastische 
 Chirurg macht mit seinem eigenen Auftritt die 
beste Reklame für Anti-Aging und Schönheits-
chirurgie. Wo er auch hinkommt, alle fragen 
ihn nach dem Geheimnis seiner ewigen 
 Jugend. Seine Antwort: «Meine innere Dyna-
mik. Ich habe eine nie endende, kindliche 
Neugierde. Meine Freude an der Musik und 
meine Begeisterung für meinen Beruf.» Trotz-
dem brauchte er vor zehn Jahren ein Facelift, 
und das verpasste ihm sein Pariser Kollege 
 Daniel Marchac, ein «alter Freund, der das su-
per macht. Die Quintessenz der guten plasti-
schen Chirurgie ist, dass man nichts sieht.» In 
 seinem Fall ist das gelungen, Freunde 
 schliessen Wetten ab, ob «der Stöffi» geliftet 
sei oder nicht. Denn so jung, wie er aussieht, 
kann er nicht sein, schliesslich ist er seit zirka 
dreissig Jahren verheiratet.

Neuerdings tritt er auf wie ein Rockstar. Er 
trägt Lederstiefel aus der argentinischen Pam-
pa zu weissen Bermudashorts, knallfarbige Bla-
zer zu verwaschenen Jeans und die obligate ge-
tönte Sonnenbrille. Er schaut immer so aus, 
dass man hinschauen muss. Ein Eyecatcher! Im 
Koffer, der aussieht wie ein Doktorkoffer, trägt 
er seine Trompete bei sich. Wenn irgendwo  eine 

Namen

Schöngeist mit Trompete
Christoph Wolfensberger ist der Rockstar unter den Schönheitschirurgen. 
Er verrät das Geheimnis ewiger Jugend. Von Hildegard Schwaninger

Jazzband auftritt, geht er zu den Musikern und 
fragt, ob er mitspielen dürfe. Die Trompeten-
einlagen von Dr. Wolfensberger sind bei Freun-
den eine berüchtigte Party attraktion. Der er-
folgreiche Chirurg hat einen verpassten 
Lebenstraum. «Ich wäre gern Musiker gewor-
den. Aber ich war leider kein Wunderkind.» Er 
hat den bürgerlichen Hintergrund (schon Vater 
und Grossvater waren Ärzte), wo man als Kind 
noch Klavierspielen lernt. 

Auf allen angesagten Festivitäten trifft man 
Wolfensberger, der ein geselliger Mensch ist, 

und als Schönheitschirurg muss man auch für 
sich und seine Fähigkeiten Reklame machen. 
Die Konkurrenz ist gross: «Heute steht an 
 jeder Ecke ein plastischer Chirurg.» Wolfens-

berger ist immer von irgendetwas total begeis-
tert. Am meisten von sich selbst. Aber so naiv, 
dass er deshalb stehenbleiben würde, ist er 
nicht. Obwohl er – «mein Highlight» – manch-
mal als Special Guest bei der SWR-Big-Band 
auftreten darf, ist er mit dem Erreichten nie 
zufrieden. Er übt und übt, und regelmässig 
geht er nach Zürich-West in einen Jazzkeller 
und nimmt Trompetenunterricht. Er möchte 
so gut werden wie sein Vorbild Kenny Dor-
ham («auch wenn ich weiss, dass ich Lichtjahre 
entfernt bin, aber man muss Ideale haben»). 
Der Mann, der vor lauter feu sacré fast platzt, 
will immer besser werden. Am Klavier möchte 
er es schaffen, das «Italienische Konzert» von 
Bach fehlerfrei zu spielen, und neuerdings 
nimmt er auch Gesangsunterricht (bei Ceci-
lee), nicht weil er auf ein Engagement bei 
 Andreas Homoki hofft, sondern «weil ich es 
wichtig finde, dass man die Stimme schult». 
Letzten Endes, hat er erkannt, ist das alles 
 «Anti-Aging», dieser – in der Quintessenz – 
Hauptfokus seines Lebens. 

Christoph Wolfensberger – Schönheits-
chirurg, Schöngeist, Schönling: ein Leben für 
die Schönheit. «Schönheit ist ein primäres Be-
dürfnis. Manche merken das erst, wenn die 
Schönheit weg ist. Dann fühlen sie sich ihrer 
Unversehrtheit beraubt und unglücklich.» 

So hat er sich dem Jung-sein-Wollen ver-
schrieben. «Mein Leben swingt, das beste 
 Anti-Aging.»

Wenn einer immer Kind bleiben darf, dann 
braucht er einen Partner, der erwachsen ist. 
Den hat er im blonden Ex-Mannequin Petra. 
«Sie kommt aus dem Kanton Glarus, ein 
 bodenständiges Landmädchen.» Heute ist sie 
 eine Glamour-Lady. Wolfensberger führt sie 
gern als seine beste Werbeträgerin vor. «Ohne 
sie wäre ich nicht, wo ich bin. Wir sind das ide-
ale winning team.» Als er sie kennenlernte, 
wollte er testen, ob sie zu ihm passt, und nahm 
sie mit in die Oper. «Tannhäuser» von Richard 
Wagner. Als es ihr gefiel, wusste er, dass sie die 
Richtige ist.

«Nie endende, kindliche Neugierde»: Schönheitsarzt Wolfensberger.

«Innere Dynamik»: mit Trompete.

«Anti-Aging»: Ehepaar Wolfensberger.

 Im Internet 

www.schwaningerpost.com
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Seit die von Che­
miker Carl Dje­

rassi entwickelte 
Antibabypille zu 
Beginn der sechzi­
ger Jahre auf den 
Markt kam, wird 
sie von Frauen ge­
schluckt. Die sexu­
elle Revolution, die 
kurz darauf ein­
setzte, hätte vermutlich auch ohne Pille statt­
gefunden. Aber die freie Liebe und die offenen 
Beziehungen, die rückblickend nicht ganz so 
frei und noch weniger offen waren, hätten 
 ohne die Pille zu Zehntausenden von unge­
wollten Schwangerschaften geführt. Und der 
Emanzipation der Frauen gab die Pille mehr 
Schub als alle Selbsterfahrungsgruppen. Da 
aber damals nicht gut sein konnte, was von 
 einem Mann für Frauen erfunden worden war, 
begannen die Feministinnen Djerassi ein paar 
Jahre später für seinen «typisch männlichen 
Eingriff in unsere Körper» zu kritisieren und 
lauthals nach der Pille für den Mann zu rufen. 

Wahr ist, dass die damals noch sehr hoch do­
sierten Hormontabletten die weibliche Libido 
ziemlich zum Serbeln bringen konnten. Un­
wahr ist, dass die Frauen im Ernst die Absicht 
hatten, die Entscheidung über Verhütung 
 wieder an die Männer zu delegieren. Die For­
derung nach der Pille für den Mann blieb trotz­
dem, eher aus Prinzip. Und alle paar Jahre 
vermeldete wieder ein Labor einen klitzeklei­
nen Fortschritt in der Entwicklung. Als wir 
Carl Djerassi 1995 bei einem Interview nach der 
Pille für den Mann fragten, schüttelte er den 
Kopf: wirtschaftlich nicht interessant. Es brau­
che nur einen einzigen Bericht in einer grossen 
Illustrierten über den Zusammenhang zwi­
schen Erektionsproblemen und der Antibaby­
pille für den Mann, und das Produkt sei tot.

Das Thema schien längst vom Tisch, als vor ei­
ner Woche plötzlich alle Medien hyperventilier­
ten: Forscher in Houston hatten entdeckt, dass 
ein Molekül namens JQ1 Spermien vorüberge­
hend unfruchtbar macht, ohne Sexualtrieb und 
Potenz zu beeinträchtigen. Bisher ist es erst an 
Mäusen getestet, und ob es den Mann genauso 
temporär steril macht, ohne ihn lahmzulegen, 
muss sich erst erweisen. Aber vielleicht kommt 
die Pille für den Mann ja doch. Und wird ein Rie­
senerfolg, weil Männer den Frauen punkto Ver­
hütung inzwischen genauso wenig trauen wie 
die Frauen den Männern vor fünfzig Jahren.

Gesellschaft

Sie kommt doch!
Von Beatrice Schlag _ Wer hätte 
gedacht, je wieder von ihr zu 
 hören?

Mein Lucky Luciano
Unser Kolumnist begegnet dem 
bestverkaufenden Schweizer im 
Musikgeschäft zurzeit. Und 
staunt, wie viel man verdienen 
kann. Von Mark van Huisseling

Vergangene Woche war ich in Ibiza (wo es 
fast so warm war wie in Zürich). Ich weiss, 

man sagt, wenn einer nichts zu sagen habe, 
 rede er über das Wetter. Das sehe ich nicht so, 
sondern erzähle, für die, die es interessiert, 
dass MvH seit mehr als einem Monat nicht 
mehr im Regen stand sozusagen. Und wer 
machte, was ich empfahl (zweite Hälfte Juli 
Zürich / die Schweiz verlassen, Anfang August 
retour kommen), erlebte ungefähr das Glei­
che – und hat viel Sonne, wenn nicht im Her­
zen, dann wenigstens auf der Haut gehabt.

Wie man vielleicht weiss, falls man Reklame­
plakate auf der Insel anschaut beziehungs­
weise 20 Minuten respektive 20 Minuten online 
liest, ist im Augenblick ein Discjockey mit 
Künstlernamen Luciano so etwas wie der Bran­
chenstar (zusammen mit ein paar anderen, 
schon klar; er hat zum Beispiel einen Eintrag 
in der Top­100­Liste von DJ Magazine, einer bri­
tischen Zeitschrift). Ihr Kolumnist, der nicht 
häufig in Nachtklubs geht, in denen es zur 
Hauptsache um DJs geht, erzählt das, weil 
 Lucien «Luciano» Nicolet Schweizer ist (das 
heisst Genfer). Und weil er erfahren hat, was 
dieser verdient angeblich.

Bevor die Zahlen kommen, kommt der Haf­
tungsausschluss (falls jemand vom Steueramt 
diese Spalte liest): Nicolet bestätigte die Anga­
ben nicht (doch meine Quelle ist gut, finde ich). 
Für seine eineinhalb Stunden oder so dauern­
den Auftritte montags im «Ushuaïa», einem 
Klub im Freien, in den 9500 Gäste passen und 
zu dem ein Hotel gehört, soll er die Hälfte der 
Einnahmen aus den Eintritten bekommen, 

 also ungefähr 50 Prozent von 8500 mal zirka 70 
Euro (ich schätze, dass nicht bloss mein  Name 
auf der Gästeliste stand, sondern tausend wei­
tere Namen), macht 300 000, give or  take. Die 
Saison dauert ungefähr dreieinhalb Mo nate, 
doch an Montagen im Juni sowie September 
gehen weniger hin als im Juli und  August; 
 zirka zwei Millionen Euro sollten dennoch 
 zusammenkommen. Und im  «Pacha», wo er 
sonntags seine «Vagabundos»­Party veranstal­
tet, soll er 1,5 Millionen Euro verdienen, pau­
schal (dafür bleiben Einkünfte des Merchandi­
sing, Verkauf von T­Shirts, Postern, CDs oder 
ähnlichem, bei den Lokalbetreibern).

Mit anderen Worten: Der bestverdienende 
Schweizer DJ verdient mit diesen beiden 
 residencies wahrscheinlich weniger als einige 
Hedge­Fund­Manager, die Boote in der Ma­
rina Botafoch, dem neuen Hafen von Ibiza, 
 haben, aber mehr als der bestverdienende 
 Kolumnist der Schweiz beispielsweise. Und 
Chef eines Labels (Cadenza; verbreitet eigene 
und fremde Musikstücke) ist er ausserdem.

Damit das klar ist: MvH ist (möglicherweise 
nicht ganz frei von, dafür wenigstens) gegen 
Sozialneid (in der Weltwoche wird streng ge­
urteilt über den Staat beziehungsweise seine 
Angestellten, aber wohlmeinend über Unter­
nehmer; ebenfalls in dieser Spalte, seit der 
Schreiber selbständig ist). Ich bin der Meinung, 
dass die Herausragenden auf jedem Gebiet 
aus sergewöhnlich belohnt werden sollen. 
Trotzdem sage ich, dass in meinen Augen der 
Abstand zwischen Luciano und den vor respek­
tive nach ihm Musik abspielenden DJs eng ist 
wie der Abstand zwischen den 3500 Gästen, die 
sich in der Nacht zum vergangenen Montag 
auf den «Pacha»­Tanzflächen befanden (bloss 
kommt man wegen des Headliners, wegen der 
kleinen Namen geht bloss die Freundin hin).

Und schliesslich eine Berühmtheitensich­
tung: Boris Becker und Sharlely «Lilly» Kers-
senberg (im «Lio», einem Restaurant/Kaba­
rett, an einem Tisch, der in Ordnung war, aber 
nicht mehr). Man liest ab und zu (in dieser 
Spalte etwa), sie sei schwierig, falle ihm auf die 
Nerven et cetera. An dem Abend, auf alle Fälle, 
war das nicht sichtbar, sichtbar war dagegen, 
dass sie gut aussieht plus public display of affec-
tion (Schmusen in der Öffentlichkeit), das ist 
auch in Ordnung. Becker, den ich einige Male 
befragte, ist kein guter Geschäftsmann, so 
sieht es aus, doch ein guter freeloader immer 
noch – ich sah ihn keine Kreditkarte respektive 
kein Geld hervornehmen (aber vielleicht lässt 
er Rechnung stellen mit der Post oder so).

Die interessante Nachricht aus Zürich: Am 
21. September findet die sogenannte «DJ 
Night» statt (im «X­tra»), veranstaltet von «Ra­
dio 105»­Chef Giuseppe Scaglione (auf dessen 
Sender MvH selten zu hören ist). Ich empfehle 
den Anlass, weniger wegen der Musik, mehr als 
Workshop für Leser (oder Kinder von Lesern), 
die etwas über das Business lernen wollen.



62 Weltwoche Nr. 34.12

Die Besten

Miss Dior 
im Dschungel
Von Jürg Zbinden

1 _ Der erste Duft des Hauses Dior begleitete 
dessen revolutionäre neue Silhouette, den 
New Look von 1947: «Miss Dior» ist längst ein 
Klassiker, der dank der Akzentuierung der 
 dominanten Chypre-Noten noch mehr die 
Weiblichkeit zelebriert. François Demachy, 
Parfumeur-Créateur von Dior, wollte die 
 orientalische Facette des Dufts stärker hervor-
heben: «Ich wollte die Komposition von Miss 
Dior mit etwas Wertvollem, Strahlendem be-
reichern. Wie ein orientalischer Schmuck oder 
ein schillernder Moiré-Stoff.» Der Flakon ver-
führt mit einer metallischen Couture-Schleife, 
die wie ein extrem feiner, strukturierter Stoff 
anmutet. «Miss Dior Le Parfum» ist ab dem 
3. September im ausgewählten Fachhandel als 
Spray in zwei Grössen erhältlich, zu 40 ml für 
Fr. 129.50 oder zu 75 ml für Fr. 179.50.

2 _ Die handgefertigten Taschen von Luciano 
Tarqua genügen höchsten Qualitätsansprü-
chen, und weil es Unikate sind, fällt ihre 
 Trägerin garantiert damit auf. Die geflochtene 
Kalbsledertasche in Rosé, Silber und Blau mé-
tallisé stammt aus der Sommerkollektion, der 
Verkaufspreis beläuft sich auf Fr. 1800. –. 
 Bezugsinfo unter www.tarqua.ch.

3 _ «Midnight Roses» nennt sich die Herbst-
Winter-Trendkollektion von Aaron De Mey 
für Lancôme. Inspiriert von der Atmosphäre 
der Pariser Nächte, hat Lancôme einen femini-
nen, eleganten Look kreiert, der mit dem 
Farbthema Purpur spielt. Im Lauf der Jahr-
hunderte ging das Herstellungsrezept für das 
antike Purpur verloren. Auch heute wissen nur 
wenige Spezialisten weltweit die echten pur-
purroten Pigmente aus der Purpurschnecke 
(Hexaplex trunculus) herzustellen. Dank der 
modernen Farbmetrik können gute Labora-
torien das ursprüngliche Purpur kopieren und 
es mit extrem feinen, seidenmatt  wirkenden 
Pigmenten in die Kosmetik übertragen. Der 
Lancôme-Lippenstift ist ab September in drei 
Purpurtönen erhältlich: «Rose Aphrodisia», 
«Rose Sortilège» sowie «Rouge Hypnôse»  
(je Fr. 44.–).

4 _ Die «Golden Jungle»-Palette von Chris-
tian Dior birgt ein Leopardenmotiv für das 
Lidschatten-Trio mit drei matten, perligen 
und schillernden Farben. Nude-Effekt und 
Glanz für den Gloss bringen die Lippen natür-
lich zum Leuchten. Fr. 110.–. Im Fachhandel.

1
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Wein

Trebbianischer Superlativ
Von Peter Rüedi

Die Etikette mit dem gepanzerten Ritter und 
dem Schild «Trebbiano d’Abruzzo» ist eine 

Ikone unter den italienischen Weinen. Die weis­
se Sorte, ertragreich und unkompliziert, gehört 
nach wie vor zu den meistangebauten des Lan­
des. Dementsprechend ist ihr Ruf. Sie steht für 
schlichte, frische, dünne  Weine, das, was in Bars 
und Trattorien aus der Literflasche über den Tre­
sen geht. Château Schüttmann. Mit einer Aus­
nahme eben: dieser Trebbiano mit dem Ritter. Er 
ist so anders, dass einige, für die nicht sein kann, 
was nicht sein darf, betonen, er sei eigentlich gar 
kein Trebbiano, sondern ein Bombino bianco. 

Wie auch immer, die stupende Differenz 
macht in dem Fall der Produzent, der legendäre 
Edoardo Valen tini und jetzt dessen Sohn 
Francesco. In Loreto Aprutino, westlich von 
Pescara gegen den Gran Sasso d’Italia hin gele­
gen, entsteht ausgerechnet aus Trebbiano einer 
der grossen Weissweine Italiens: komplex, vi­
brierend, würzig und vielschichtig changie­
rend. Sehr eigenwillig. Mehr aus Verlegenheit 
hat man die Weissen von Valentini auch schon 
Burgunder Italiens genannt, einfach um die 
Klasse anzuzeigen (mit Chardonnays hat dieser 
trebbianische Superlativ sonst nichts gemein). 

Er ist überhaupt mit nichts anderem zu ver­
gleichen. Auch nicht, unter den trockenen Weis­
sen, was seine Langlebigkeit angeht. Bringt doch 
kürzlich mein Nachbar Hartmann, ein Connais­
seur mit einer Vorliebe für alte Jahrgänge , eine 
Flasche von 1991 vorbei. In der vermutete ich 
 allenfalls einen cadavere eccellente (wofür ich 
durchaus eine nekrophile Vorliebe habe: für 
Weine, die eine Erinnerung sind an ihre einstige 
Grösse; deren Geschmacksnoten blass geworden 
sind wie die Farben von Filmen aus den fünfzi­
ger Jahren). Welch ein Irrtum. Von einer stren­
gen, schlanken Eleganz, zeigt dieser Trebbiano 
nicht nur keine Spur von Altersschwäche (sprich 
Oxydation). Er schreit geradezu nach mindes­
tens einer Stunde im Dekanter. Freilich: Sind 
schon jüngere Jahrgänge von Valentinis Trebbi­
ano gesucht, ist eine Antiquität wie diese ein 
 rarer Artikel und der Preis dementsprechend.

Thiel

Ich lese ja die «Weltwoche» nicht, aber . . .
Von Andreas Thiel _ Wenn man wissen will, was in der Weltwoche steht, 
fragt man am besten jemanden, der sie nicht liest. Solche Kreise sind 
erfahrungsgemäss am besten über deren Inhalt informiert.

Leser: Sagen Sie mal, Herr Thiel, was halten Sie 
denn eigentlich persönlich so von der Welt­
woche?
Thiel: Die Weltwoche ist die beste Satirezeit­
schrift der Schweiz.
Leser: Aber die Weltwoche versteht sich doch 
nicht als Satirezeitschrift, sondern als seriöses 
Rechercheblatt.
Thiel: Gute Satire ist immer seriös recher­
chiert.
Leser: Aber die Weltwoche ist ein Revolverblatt.
Thiel: Da brauchen Sie keine Angst zu haben. 
Gute Satire ist nicht nur scharf und treffend, 
sondern auch entwaffnend.
Leser: Satire ist entwaffnend, das stimmt. Aber 
das wenigste, was in der Weltwoche steht, ist 
lustig.
Thiel: Die Sümpfe der Satire sind noch lange 
nicht trockengelegt.
Leser: Wie meinen Sie das?
Thiel: Satire kann alles, vermut­
lich sogar töten.
Leser:  Wie?
Thiel: Als Joseph Goebbels unter 
der Rubrik «Lieblingstier» in das 
Poesiealbum von Adolf Hitler 
«Kazet» schrieb, handelte es sich 
dabei um ein spontanes Wort­
spiel, einen geschmacklosen 
Witz, um einen freudschen 
Schreibfehler oder sogar um den 
eindeutigen Beweis für die von ihm stets ver­
leugnete Legasthenie?
Leser: War Goebbels Legastheniker?
Thiel: Wenn ich meinen Humor dem Niveau 
des Publikums anpassen würde, hätte ich viel­
leicht mehr Erfolg.
Leser: Aber die Weltwoche hat doch Erfolg, aber 
kein Niveau.
Thiel: Wenn man den Kopfstand macht, kann 
man auf jeden hinabschauen.
Leser: Lesen Sie selber denn die Weltwoche?
Thiel: Nein, seit ich selber schreibe, glaube 
ich nichts mehr, was andere geschrieben 
 haben.
Leser: Was Sie schreiben, ist wenigstens lustig.
Thiel: Nein, nur weniger gut recherchiert.
Leser: Können Sie denn hinter den gnaden­ 
losen Recherchen der Weltwoche stehen?
Thiel: Sagen wir es so: Ich mag das Kratzen 
frischgewaschener Badetücher auf der Haut.
Leser: Aber die Berichterstattung der Welt­
woche hat doch etwas Unberechenbares.
Thiel: Ich würde sogar sagen, gerade dieses 
Unberechenbare hat etwas Befreiendes.

Andreas Thiel, Jahrgang 1971, ist Schriftsteller 
und Kabarettist.

Leser: Befreiend ist gut. Für die Weltwoche ist 
jeder vogelfrei.
Thiel: Die Weltwoche schiesst nur Vögel ab, die 
sich mit fremden Federn schmücken und so­
mit sowieso nicht weit geflogen wären.
Leser: Und als abgeschossener Vogel fliegt 
man dann auch noch vom Regen in die Traufe.
Thiel: Jeder hat das Recht, aus seiner Situation 
zu machen, was er will. In Indien gibt es, so 
sagt man, einen Vogel, der auf Regentropfen 
lebt. Das ist doch schön.
Leser: Was wollen Sie damit sagen?
Thiel: Es ist immer eine Frage des Stand­
punkts und oft auch eine Frage der Formulie­
rung.
Leser: Ich lese ja die Weltwoche nicht, aber was 
da drinsteht, sind doch nur Blossstellungen.
Thiel: Die Weltwoche betreibt nicht Entblös­
sungen, sondern Aufdeckung. Im Gegensatz 
zum Entblössungsjournalismus, der bloss 

 blosse Haut zeigt, zeigt der Auf­
deckungsjournalismus nackte 
Tatsachen.
Leser: Sie reden ja hier den Brei 
heiss.
Thiel: Eveline Widmer­Schlumpf 
will Roger Köppel sogar nach 
Schweden ausliefern.
Leser: Wieso das denn?
Thiel: Sein neues Porträtfoto im 
Editorial wird von vielen Lesern 

als Vergewaltigung empfunden.
Leser: Das hat er nun davon.
Thiel: Wovon?
Leser: Von seiner Bilderauswahl, die schreckt 
viele Leser ab.
Thiel: Meinen Sie?
Leser: Und ob. Man kann schon jede Woche 
 einen Artikel über Eveline Widmer­Schlumpf 
schreiben. Aber man muss doch nicht jedes 
mal dazu auch noch ein Bild von ihr zeigen.

Valentini: Trebbiano d’Abruzzo 2009. 12 %. Caratello, 
St. Gallen. Fr. 80.–. www.caratello.ch
Valentini: Trebbiano d’Abruzzo 1991. Rieben, Winter-
thur (auf Anfrage). 052 212 39 77; infoAriebenweine.ch
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Im Gespräch

«Blick durch die Kundenbrille»
Michael Müller, CEO der Basler Versicherungen, über Diebstahlopfer, 
Hagelschäden und warum er selbst sein bester Kunde ist.

Herr Müller, wie erklären Sie Ihren beiden 
Söhnen, was Sie beruflich tun?

Den einen Teil kann man relativ einfach 
 erklären, anhand eines Spielzeugtraktors: 
Wir sind dazu da, den Schaden zu decken, 
wenn etwas kaputtgeht. Mein Positions­
wechsel – weg vom Finanzchef Schweiz 
hin zur Gesamtverantwortung – hat  meine 
Kinder aber nicht so interessiert.

Sie sind seit eineinhalb Jahren Geschäfts-
führer der Basler Versicherungen Schweiz. 
War die neue Verantwortung für Sie eine 
grosse Belastung?

Nicht wirklich, grundsätzlich mag ich Ver­
antwortung. Ich habe Freude daran, gestal­
ten und entscheiden zu können, gemeinsam 
mit meinen Kollegen der Geschäfts leitung 
und den Mitarbeitern. Beim täglichen Um­
gang aber hilft es, mir selbst der Tatsache be­
wusst zu sein, dass neben der geschäftlichen 
eine grosse soziale Verantwortung besteht.

Auf welche Erfolge mit Ihrem Unterneh-
men sind Sie stolz?

Etwa auf Erfolge beim hochemotionalen 
Thema Einbruch, bei dem der wirtschaftliche 
Schaden im Durchschnitt nur einen Viertel 
des Pro blems ausmacht. Für die Hälfte aller 
Diebstahlopfer ist das Hauptproblem der 
Umstand, dass fremde Menschen in ihrer 
Wohnung waren. Dass wir neu auch da hel­
fen können, ist einer unserer ganz grossen 
Erfolge. 

Wie helfen Sie da konkret?
Was den materiellen Schaden betrifft – die­
ses Handwerk muss ein Versicherer im Griff 
haben. Damit diese Leute aber über diese Si­
tuation hinwegkommen, braucht es Zusatz­
hilfe wie psychologische Betreuung. Wird 
eine solche im Vorfeld vereinbart, kann das 
bereits helfen, bevor etwas geschieht.

Absicherung in nicht materiellen Punkten 
ist also ein grosses Thema?

Ja, auch bei Autounfällen. Diese führen oft 
und gerade bei Personen, die jahrelang scha­
denfrei unterwegs waren, zu Unsicherheit. 
So besteht die Möglichkeit, von vornherein 
ein Fahrtraining abzuschliessen, auf das 
man Anspruch hat, sollte es zu einem Scha­
denfall kommen.

Was war zuerst da: Ihr Angebot oder das 
Kundenbedürfnis? 

Als Versicherer sind wir in solchen Fällen oft 
betriebsblind und würden selbst nicht auf 
die Idee kommen, so etwas anzubieten. Auf 
die erwähnten Beispiele wurden wir auch 
durch unseren Kundenbeirat aufmerksam, 
eine Gruppe von echten Kunden, die unsere 
Angebote regelmässig kritisch hinterfragt. 

Was sind weitere Erlebnisse, die in Erinne-
rung blieben?

Tolle Erlebnisse hatte ich im Züribiet vor Ort 
bei unserem sogenannten Hagel­Drive­in 
nach den Hagelschäden im Juli. Da erhielten 
unsere Kunden nach der Schadenabrech­
nung einen Sicherheitscheck: Sind die Pneus 
in Ordnung, wo befindet sich das Pannen­
dreieck, wie gut ist die Autoapotheke ausge­
rüstet? Wie unsere anschliessende Auswer­
tung zeigt, waren unsere Kunden begeistert. 
Das ist doch super.

Was sind die grössten Herausforderungen? 
Die schwierigsten Entscheide gilt es derzeit 
im Finanzmarkt­Umfeld zu treffen. Etwa 
bei Lebensversicherungen: Wie schaffen wir 
es, diese unter heutigen Bedingungen auf­
rechtzuerhalten? Wenn wir unter diesen 
Umständen unsere Angebotspalette ein­
schränken müssen, so kann das auch zu 
Ängsten bei unseren Mitarbeitern führen. 
Hier ist eine klare und nachvollziehbare 
Kommunikation wichtig.

Was sind die häufigsten Themen am Tisch 
mit Familie oder Freunden?

Das Naheliegendste: Fragen zum Hausrat 
oder im Motorfahrzeugbereich. Weitet man 
das Spektrum aus, geht es meist um berufli­
che Vorsorge, die AHV oder den Umwand­
lungssatz – darum, dass wir eigentlich im 
Verhältnis zur Lebenserwartung eine zu 
 hohe Rente versprechen, weil das gesetzlich 
so festgelegt ist. 

Würde ein Versicherungsprofi Sie durch-
leuchten, was käme zum Vorschein?

Ich hoffe, er würde herausfinden, dass ich 
überversichert bin. (Lacht) Nein, im Ernst: 
Ich bin selbst natürlich Kunde der «Basler». 
Wenn ich mein Bankkonto, meine Versiche­
rungen, meinen Fonds bei uns habe, kann 
ich durch die Brille eines Aussenstehenden 
sehen, was man als Kunde bekommt.

Michael Müller, 41, ist Ökonom und begann seine 
 Karriere 1997 als Trainee bei den Basler Versicherungen. 
Seit März 2011 ist er CEO der Basler Versicherungen  
und Mitglied der Konzernleitung der Baloise Group.  
Müller ist verheiratet und hat zwei Söhne (4 und 6).
 
Die Fragen stellte Oliver Schmuki.

«Freude am Gestalten»: «Basler»­CEO Müller.
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Auto

Mein Sommer im M5 (II)
Unsere Ferienreise geht auf die Insel Usedom. Wir treffen nur nette 
Menschen, denen der BMW M5 gefällt. Von David Schnapp

Über die Anforderungen, die ein gutes 
 Familienauto erfüllen sollte, haben wir 

letzte Woche berichtet. Zusammengefasst: 
Das perfekte Familienauto muss nicht über-
mässig viel Platz haben (es sei denn, man hat 
vier Kinder oder so), es muss vor allem schnell 
sein. Denn mit Kindern ist das Ziel das Ziel 
und nicht der Weg. Deshalb wählten wir für 
unsere Sommerferien auch keinen grossräu-
migen Kombi,  sondern einen komfortabel 
ausgerüsteten BMW M5, eines der besten 
 Autos, die man kaufen kann, wenn man eine 
schnelle  Limousine fahren will.

BMW M5

Leistung: 560 PS, Hubraum: 4395 ccm
Höchstgeschwindigkeit: 250 km/h
Preis: Fr. 125 200.–
Testwagen: Fr. 156 080.–

Der zweite Teil unserer Reise ging von Chem-
nitz in der ehemaligen DDR auf die Insel Use-
dom, ebenfalls in der ehemaligen DDR. Ein 
Tipp am Rande: Reisen Sie mit Kindern früh 
am Sonntagmorgen. Die Kleinen schlafen in 
der Regel bald wieder ein, und die Strassen sind 
frei. Während der Rest der Familie friedlich 
schlummerte, konzentrierte ich mich auf die-
sen Wagen, der, vollgepackt mit zwei Erwach-
senen, einem Halb-Teenager und einem Klein-
kind sowie entsprechend Gepäck, so  souverän 
mit 200 Stundenkilometern über die hervor-
ragende Autobahn Richtung Ostsee rauschte, 
dass es die reine Freude war. Das Fahrwerk ist 
zwischen Komfort und präziser Rückmeldung 
perfekt ausbalanciert. Die Kraft des Acht-
zylinder motors mit den beiden mächtigen Tur-
boladern entfaltet sich unaufgeregt, und der 
brummende bis grollende Sound der Auspuff-
anlage unterlegt das Ganze mit einem ein-
drücklichen, relativ dezenten Klangteppich. 

Die Gärten des Ostens

Die Ostsee ist ein empfehlenswertes Reiseziel. 
Die Temperaturen sind  erträglich, die Preise 

auch, das Meer ist flach und der kilometer lange 
Sandstrand breit und sauber. Steigerungs-
potenzial gibt es im kulinarischen Angebot; 
wer gut essen will, muss in der Regel selber 
 kochen. Dafür habe ich während der ganzen Zeit 
nur freundliche, nette Menschen getroffen, 
die noch den Kopf drehen, wenn ein BMW M5 
in Monte-Carlo-Blau an ihnen vorbeizieht 
oder auf den Parkplatz fährt. An einer Tank-
stelle entfuhr es einem Smart-Fahrer in 
 Armani-Jeans: «Ist schon ein geiles Auto.»

Neben den sympathischen Leuten haben mir 
die auffallend schönen Gärten gefallen, die 
man hier sieht. Zu DDR-Zeiten hielt man die 
Bevölkerung bekanntlich in Plattenbauten. 
Der Schreber garten war ihre kleine Freiheit. 
Die  Fähigkeit, wirklich schöne Gärten anzu-
legen, scheint geblieben, man sieht nur sorg-
fältig  gepflegtes Grün, mit wohldurchdachten 
Arrangements aus dem unendlichen Bau-
kasten der Flora. Auch am Strand geht es nach 
dem Einfamilienhaus-Prinzip: Man stellt ein 
Zelt auf und trennt es alsdann mit einer  blick-
sicheren Plane vom Rest der Welt.

So weit das Fazit zu Land und Leuten. Das 
Fazit zum Reisewagen fällt so aus: 3175 Kilo-
meter, Durchschnittsgeschwindigkeit 63,2 km/h 
und ein Verbrauch von 13,8 l/100 km. Der M5 
hat uns in dreieinhalb Wochen nie im Stich 
 gelassen und war in jedem Moment der beste, 
schnelle Freund der Familie.
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Hochzeit

Meerschweinchen 
und Orchideen 
Die Psychologin Wiebke 
 Neberich, 35, und David  
Khalil, 30, Gründer einer  
Online-Partnervermittlung, 
sind ein Paar und erklären, 
warum man mit 
gemeinsamen Abneigungen  
sehr gut zueinanderfinden 
kann. Teil 2

Wiebke: Die Ansprüche an eine Beziehung 
sind enorm gestiegen. Es soll jemand sein, der 
wirklich gut zu einem selbst passt, der das 
 eigene Leben mitlebt und bereichert, und zwar 
dauerhaft. Je spezifischer die Partnerwahl­
kriterien sind, desto länger muss man suchen.

David: Das Online­Dating bietet in diesem 
Fall einen Vorteil, es präsentiert den Nutzern 
eine grosse Anzahl partnersuchender Singles, 
auf die man sonst nicht aufmerksam würde. 
Zum einen steigt damit die Chance, ohne riesi­
gen zeitlichen Aufwand eine passende Liebe 
zu finden. Zum anderen kann sich die enorme 
Zahl der Möglichkeiten negativ auswirken, 
weil die Entscheidungsfindung erschwert wird. 
Aus diesem Grund sind sogenannte Matching­
Verfahren ein ideales Instrument: Dabei wird 
nach psychologischen und wissenschaftlichen 
Kriterien im Vorfeld geklärt, wer zusammen­
passen könnte.

Wiebke: Durch Ähnlichkeiten in der Persön­
lichkeitsstruktur, bei Interessen und Einstel­
lungen können die Partner die Erlebens­ und 
Verhaltenswelten des anderen besser verste­
hen. Auf den anderen einzugehen und ihn ent­
sprechend zu unterstützen, fällt auch leichter. 
Extrem wichtig bleibt die Ähnlichkeit von 
Vorstellungen, was eine gute Beziehung aus­
macht. Gibt es hier grosse Unterschiede, 
kommt es schnell zu Konflikten.

David: Auch in diesem Zusammenhang su­
chen wir ständig nach neuen Wegen, wie man 
über andere Menschen in kurzer Zeit mög­
lichst viel erfährt. Nicht nur online, sondern 
auch offline. So entstand die Idee des soge­
nannten Speed­Hatings. Es ist eine Abwand­
lung des Speed­Datings, bei dem man in 
 möglichst kurzer Zeit verschiedene Leute ken­
nenlernt und sich dafür orchestriert in einem 
Lokal trifft.

Wiebke: Beim Speed­Hating stehen persönli­
che Einstellungen, Meinungen und aktuelle 

Emotionen im Vordergrund. Man spricht über 
Dinge, die man hasst, die einen nerven, über 
die man sich aufregt. Auf den ersten Blick er­
schien es uns kontraintuitiv, dass sich negative 
Themen positiv auf den Kennenlernprozess 
auswirken sollten. Psychologisch gesehen, 
gibt es jedoch einige Vorteile, die dieses etwas 
andere Gespräch mit sich bringt. Gemeinsame 
Abneigungen bringen einen zum Lachen und 
können durchaus verbinden.

David: Wenn er Meerschweinchen nicht mag 
oder Orchideen hasst und sie weisse  Socken 
oder Oskar Lafontaine, kann das einiges über 
die Persönlichkeit aussagen.  Fazit: Zwölf  Paare, 
die in ihren Abneigungen übereinstimmten, 
wollten sich nach dem  ersten Speed­Hating 
besser kennenlernen. Ein gutes Resultat.

Wiebke: Aufgrund meines Berufes, aber auch 
aufgrund meiner Partnerschaft bin ich  davon 
überzeugt, dass es die subjektiv perfekte Be­
ziehung – möglicherweise in ihrer kompletten 

Unvollkommenheit – für jeden einzelnen 
Menschen geben kann. Für manche immer 
wieder im Leben, für andere ein Leben lang. 
Allerdings sind Wissen und Können in der 
 Liebe zwei unterschiedliche Dinge. Der Schlüs­
sel zum Erfolg liegt meistens im Beachten ein­
facher und bekannter Grundsätze: Die Bezie­
hung muss gepflegt werden, die Liebe soll 
nicht als selbstverständlich betrachtet werden. 
Man soll optimistisch denken und Raum für 
gemeinsame Aktivitäten schaffen.

David: So halten wir es als Paar: Wir  reisen, 
 engagieren uns sozial, kaufen irgendwann 
 eine Wohnung und einen Hund, vielleicht hei­
raten wir und gründen eine Familie, und auf 
jeden Fall möchten wir ausbauen, worauf wir 
beide unseren Lebensunterhalt begründen: 
vielen Menschen dabei zu helfen, wunderbare 
Beziehungen zu finden und zu führen.

www.edarling.ch
Protokoll: Franziska K. Müller

«Das etwas andere Gespräch»: Liebespaar Khalil­Neberich.
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Lösungswort _ Antiquiertes Kauderwelsch       
Die eingefärbten Felder ergeben waagrecht fortlaufend das gesuchte Lösungswort.

Waagrecht _ 1 An erster Stelle der Ahnen-
reihe des Frisbees. 6 Proletarier der Trink-
gefässe. 10 Hier tritt man ihn, dort sich 
gegenseitig auf die Füsse. 12 Afrikani-
scher Staat und Armenhaus, doch (hof-
fentlich) aus dem Schlimmsten raus. 

 14 Konfitüre der schwabbeligen Art. 
 15 Diese Männer – sagenhaft! 17 Rin-

ge verändern bei ihr Dinge, und mehr. 
 18 Ungleich ist das Gleiche wie etwas 

anderes. 19 Hilft, sich eines Besseren zu 
bedenken, oder dann ein Pferd zu len-
ken. 21 In einem Satz: Da hat einiges Platz. 

 24 Jacques, der belgische Chansonni-
er: «Ne me quitte pas, il faut oublier...» 

 26 Gewebeprodukt der fettigen Art, tie-
risch dazu. 27 Er bildet sich nur bei kal-
ter Temperatur. 31 Jugendliches Mode-
phänomen, den Älteren nicht immer so 
genehm. 33 Besser als mancher Kollege: Er 
hält, was es zu halten gibt. 35 Unfreiwil-
liger Komiker (alte Schreibung). 37 Dach-
ziegel, Schmetterling und Ordensfrau. 
38 Glut mit Wut, poetisch formuliert. 

 39 Das Gras, das einen Prozess hinter sich 
hat. 40 So staunt nicht nur der Laie. 41 Die 
k.u.k.-Monarchie endet in dieser Stadt nie. 

 42 Es riecht nicht, aber es gibt Licht. 
 43 Vielleicht nicht perfekt, dafür aber 

korrekt.

Waagrecht _ 1 DOS 4 ATP 8 TRAB 12 FIT 
 14 ARMEE 16 URI 17 TEER 19 TIER 20 DITO 

21 GEO 22 MIST 24 MUSE 27 IRRE 30 STR(eber) 
31 OSER (franz. oser: wagen) 34 RAP 35 OB 
(ohne Befund) 36 EKLIPSE 37 ATOM 38 ARE 

 39 LAST 40 FEE 41 IRDEN (aus Ton gebrannt) 
42 IDEE 43 TIRO 45 ULME 46 ABTEI 47 UATS 
48 RD 49 VELOS

Senkrecht _ 2 OFT 3 SIEGERPODEST 5 TAT 
 6 PRIMUS 7 BERSERKER 9 RUIN 10 ART 
 11 BIOM 13 TEE 15 MEISTERIN 18 ROT 
 23 TIRAMISU 25 TOILETTE 26 KESS 28 RAT 

29 FORELLE (engl. for: für, franz. elle: sie) 
 32 SPANIEL 33 RETRO 44 RIO
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Senkrecht _ 2 Ein Bild, das man sich denkt 
und folglich nicht an die Wand hängt. 3 Der 
Koch braucht dieses Utensil doch ziemlich 
viel. 4 Zuviele Emotionen lassen Diskus-
sionen dazu führen. 5 Er ist in der Kunst 
des Müssiggangs bewandert. 7 Man kann 
es schicken und erhalten und im Compu-
ter verwalten. 8 Für Kierkegaard war er die 
gescheiterte Liebe. 9 Er hat die Eigenschaft, 
dass alle auf ihn hören. 11 Wer nicht stu-
dieren will, sucht sich eine. 13 Die Rotati-
on ist hier schon ganz eigen. 16 Es ist kein 
Strauss, sieht aber ähnlich aus. 20 Kontinen-
tale Landmasse. 22 Der wattige Pfropf, der 
arme Tropf, verdient einen besseren Namen. 

 23 Gottheit, weit weit zurück auch so gesagt. 
25 Das Symbol der Fruchtbarkeit liegt in 
der Küche immer bereit. 28 Manch einem 
wird bei solcher Lobhudelei zweierlei. 

 29 Schweizer schreiben  gesuchten Höhe-
punkt ohne e am Ende. 30 Iren zögern mit 
den Zutaten nicht bei diesem traditionel-
len Eintopfgericht. 32 Der Ton, der wie zum 
Hohn eine Antwort gibt. 34 Eine wirklich fei-
ne Substanz mit Substanz. 36 Mit Vorspann 
wird der zum Beiboot eines Mutterschiffes.

Lösungswort _ TRAMPELTIER
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